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Guten Tag, 

das Finanzgericht Düsseldorf hatte über die steuerliche Qualifizierung von 
Einkünften aus der Vermietung und Veräußerung von Containern im Rah-
men eines Investments zu entscheiden. Die Finanzbehörde hat im Streitfall 
die Vermietung und beabsichtigte Veräußerung der Container durch den 
Kläger zu Unrecht nicht als gewerblich eingestuft. 

 
Der Bundesfinanzhof entschied erneut zur verdeckten Gewinnausschüt-
tung (vGA). Demnach kann bei einem Alleingesellschafter-Geschäftsführer 
selbst dann ein zu einer vGA führender Anscheinsbeweis für die  
Privatnutzung eines von der GmbH überlassenen Pkw vorliegen, wenn im 
Anstellungsvertrag ein Privatnutzungsverbot vereinbart wurde. 
 
Mit Rücksicht auf das Steuergeheimnis kann es gerechtfertigt sein, in ei-
nem Durchsuchungsbeschluss in einer Steuerstrafsache den Tatverdacht 
nicht zu begründen. Das Steuergeheimnis verbietet es, Dritten gegenüber 
aus Steuerstrafverfahren bekanntgewordene personenbezogene Daten zu 
offenbaren. So entschied das Landgericht Nürnberg-Fürth. 
 
Der bis Jahresende ermäßigte Steuersatz von 7 % in der Gastronomie auf 
Essen im Restaurant wird nicht verlängert. Der Steuersatz liegt nach dem 
Jahreswechsel wieder bei 19 %. Darauf verständigte sich nach Informa- 
tionen der Deutschen Presse-Agentur die Ampel-Koalition. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Qualifizierung von Einkünften aus der Vermietung 
und Veräußerung von Containern im Rahmen ei-
nes Investments 
Die Finanzbehörde hat im Streitfall die Vermietung 
und beabsichtigte Veräußerung der Container durch 
den Kläger zu Unrecht nicht als gewerblich eingestuft. 
Die vom Kläger beabsichtigten Aktivitäten in Form des 
An- und Verkaufs sowie der Vermietung von Contai-
nern überschritten den Rahmen privater Vermögens-
verwaltung und erfüllten die Voraussetzungen eines 
Gewerbebetriebs. 
Das Finanzgericht Düsseldorf wies darauf hin, dass sol-
che besonderen Umstände, die zum Überschreiten der 
privaten Vermögensverwaltung führen, der Bundes- 
finanzhof annimmt, wenn die Vermietungstätigkeit mit 
dem An- und Verkauf der beweglichen Wirtschafts-
güter aufgrund eines einheitlichen Geschäftskonzepts 
zu einer einheitlichen Tätigkeit verklammert ist. Hierfür 
ist wiederum erforderlich, dass sich die (kurzfristige) 
Vermietung der beweglichen Wirtschaftsgüter und de-
ren Veräußerung derart bedingen, dass die Veräuße-
rung erforderlich ist, um überhaupt einen Gewinn zu 
erzielen. Das Geschäftskonzept muss darauf gerichtet 
sein, dass sich erst durch die Erzielung eines Veräuße-
rungserlöses bei Verkauf der vermieteten Wirtschafts-
güter der angestrebte Totalgewinn erzielen lässt. Ob 
diese Voraussetzung gegeben ist, hängt von einer 
Würdigung der Umstände des Einzelfalls ab.  

Verdeckten Gewinnausschüttung bei Alleingesell-
schafter-Geschäftsführer trotz Privatnutzungs-
verbots eines betrieblichen Pkw 
Bei einem Alleingesellschafter-Geschäftsführer kann 
selbst dann ein zu einer verdeckten Gewinnausschüt-
tung (vGA) führender Anscheinsbeweis für die Privat-
nutzung eines von der GmbH überlassenen Pkw vor-
liegen, wenn im Anstellungsvertrag ein Privatnut-
zungsverbot vereinbart wurde. Die verdeckte Gewinn-
ausschüttung ist auf Ebene der Gesellschaft jedoch 
nicht nach der 1%-Regelung, sondern nach Fremdver-
gleichsgrundsätzen zu bewerten. So entschied das Fi-
nanzgericht Münster. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
spricht die allgemeine Lebenserfahrung dafür, dass ein 
einem Gesellschafter-Geschäftsführer von der Gesell-
schaft zur Nutzung überlassenes betriebliches Fahr-
zeug auch privat genutzt wird. Dies gilt auch bei einem 
Privatnutzungsverbot, wenn keine organisatorischen 
Maßnahmen getroffen würden, die eine private 

Nutzung ausschließen. Für den Anscheinsbeweis 
spricht, dass ein Privatnutzungsverbot wegen des feh-
lenden Interessengegensatzes keine gesellschafts-
rechtlichen oder arbeitsrechtlichen Konsequenzen 
nach sich zieht. Es kann daher nicht ohne Weiteres un-
terstellt werden, dass der Geschäftsführer sich tatsäch-
lich an das Verbot hält. Die Klägerin hat den An-
scheinsbeweis nicht entkräftet. Sie hat es versäumt, 
Beweisvorsorge etwa durch die Führung eines Fahr-
tenbuches oder sonstige Aufzeichnungen zu treffen. 
Zur tatsächlichen Durchführung der Vereinbarung, 
wonach das betriebliche Fahrzeug nach Geschäfts-
schluss auf dem Firmengelände abzustellen ist, hat die 
Klägerin keine Belege vorgelegt. Da der aufgrund des 
Anscheinsbeweises anzunehmenden Privatnutzung 
keine Überlassungsvereinbarung zugrunde lag, führt 
diese nicht zu Arbeitslohn, sondern zu einer verdeck-
ten Gewinnausschüttung. 
Diese ist allerdings - entgegen der Auffassung des Fi-
nanzamts - nicht anhand der 1 %-Regelung zu bewer-
ten, da dieser lohnsteuerrechtliche Wert für die Bewer-
tung einer verdeckten Gewinnausschüttung nicht gilt. 
Der Wert ist vielmehr nach Fremdvergleichsmaßstäben 
zu schätzen. Bei der Berechnung hat das Gericht einen 
Gewinnaufschlag von 5 % auf die Fahrzeugkosten vor-
genommen und die Privatnutzung mit 50 % angesetzt. 
Das Gericht hat ebenfalls die Sonderabschreibung für 
das neu angeschaffte Fahrzeug versagt, da dieses nicht 
zu mindestens 90 % betrieblich genutzt worden ist. Die 
Klägerin hat ihrem Geschäftsführer das Fahrzeug ge-
rade nicht betrieblich im Rahmen des Anstellungsver-
trags überlassen, sondern im Rahmen einer verdeckten 
Gewinnausschüttung. Dies stellt keine betriebliche 
Nutzung i. S. v. § 7g EStG dar. 

Zurückgezahlte Erstattungszinsen als negative 
Einnahmen aus Kapitalvermögen 
Wenn Erstattungszinsen zur Einkommensteuer zu-
gunsten des Steuerpflichtigen festgesetzt und an ihn 
ausgezahlt werden und der Steuerpflichtige diese Zin-
sen aufgrund einer erneuten Zinsfestsetzung an das  
Finanzamt zurückzahlt, kann die Rückzahlung zu nega-
tiven Einnahmen aus Kapitalvermögen führen. So ent-
schied der Bundesfinanzhof. 
Das Entstehen negativer Einnahmen setzt voraus, dass 
die vom Steuerpflichtigen aufgrund der erneuten Zins-
festsetzung zu zahlenden Zinsen auf denselben Unter-
schiedsbetrag und denselben Verzinsungszeitraum 
entfallen wie die aufgrund der früheren Zinsfestset-
zung erhaltenen Erstattungszinsen. 
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Für Umsatzsteuerpflichtige 

Weihnachtsfeier als umsatzsteuerliche Steuerfalle 
Betriebsveranstaltungen, wie z. B. anstehende Weih-
nachtsfeiern, sind lohnsteuerlich weitestgehend kodi-
fiziert. Leider gilt dies nicht bei der Umsatzsteuer, da 
es dort an einer konkreten gesetzlichen Norm fehlt. Bei 
der unentgeltlichen Erbringung einer anderen sons- 
tigen Leistung durch einen Unternehmer für den pri-
vaten Bedarf seines Personals handelt es sich nach § 3 
Abs. 9a Nr. 2 UStG, mit Ausnahme bei Aufmerksam-
keiten, um eine der sonstigen Leistung gegen Entgelt 
gleichgestellte Leistung, die im Inland steuerbar ist. 
Nicht steuerbar dagegen sind Leistungen, die über-
wiegend durch das betriebliche Interesse des Arbeit-
gebers veranlasst sind. Die Finanzverwaltung vertritt 
dabei die Ansicht, dass Zuwendungen im „üblichen“ 
Rahmen bis zu einer Höhe von 110 Euro einschließlich 
Umsatzsteuer je Arbeitnehmer und Betriebsveranstal-
tung bei bis zu zwei Betriebsveranstaltungen im Jahr 
der Fall anzunehmen sind.  
Mit Urteil vom 10.05.2023 behandelt der BFH den Be-
trag von 110 Euro aus umsatz-steuerlicher Sicht als 
eine Freigrenze. Die Folge ist: Beabsichtigt der Unter-
nehmer bereits bei Leistungsbezug, die bezogene 
Leistung ausschließlich und unmittelbar für unentgelt-
liche Wertabgaben i. S. des § 3 Abs. 9a UStG zu ver-
wenden, ist er nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt. 
Des Weiteren folgt hieraus, dass der Unternehmer eine 
gleichgestellte sonstige Leistung i. S. des § 3 Abs. 9a 
UStG umsatzversteuern muss, obwohl kein Vorsteuer-
abzug besteht. 

Hinweis 
Die Bundesregierung plant, den Freibetrag von 110 
Euro auf 150 Euro anzuheben. 

Abzug der Einfuhrumsatzsteuer als Vorsteuer 
Die Einfuhr erfordert für das Unternehmen eine Ver-
wendung des eingeführten Gegenstandes für Zwecke 
der besteuerten Umsätze des Unternehmers. Dies setzt 
voraus, dass er den Gegenstand selbst und damit des-
sen Wert für diese Umsätze verwendet. Wenn der Un-
ternehmer in Bezug auf den eingeführten Gegenstand 
lediglich eine Verzollungs- oder eine Beförderungs-
dienstleistung erbringt, steht ihm daher kein Abzugs-
recht der Einfuhrumsatzsteuer zu. 
Damit bestätigte der Bundesfinanzhof die Entschei-
dung des Finanzgerichts Hamburg. Ein 

Steuerpflichtiger, der als indirekter Vertreter eine Zoll-
anmeldung abgibt und dessen Tätigkeit sich im Zu-
sammenhang mit der Einfuhr der Waren auf die Über-
nahme der Zollformalitäten beschränkt, kann die von 
ihm gezahlte Einfuhrumsatzsteuer allenfalls dann als 
Vorsteuer abziehen, wenn ein unmittelbarer und direk-
ter Zusammenhang mit bestimmten Ausgangsumsät-
zen bzw. mit der wirtschaftlichen Gesamttätigkeit des 
Steuerpflichtigen nachgewiesen wird. Ein etwaiger Zu-
sammenhang mit der wirtschaftlichen Gesamttätigkeit 
wird jedenfalls durch den Zusammenhang der Ein-
fuhrumsatzsteuer mit dem bestimmten Ausgangs- 
umsatz des ausländischen Lieferers verdrängt. 

Für Erbschaftsteuerpflichtige 

Umfang der erbschaftsteuerlichen Befreiung eines 
Familienheims 
Unter den Voraussetzungen von § 13 Abs. 1 Nr. 4c Erb-
schaftsteuergesetz (ErbStG) ist der Übergang der 
selbstbewohnten Immobilie (sog. Familienheim) von 
der Erbschaftsteuer befreit. Das Niedersächsische Fi-
nanzgericht entschied zum Umfang der Steuerbefrei-
ung, dass nur die Grundfläche des mit dem Familien-
heim bebauten Flurstücks (oder bei größeren Flur- 
stücken eine angemessene Zubehörfläche) nach § 13 
Abs. 1 Nr. 4c ErbStG von der Erbschaftsteuer befreit ist. 
Der Kläger erwarb durch Erbschaft sechs Flurstücke. 
Fünf dieser Flurstücke waren (§ 890 BGB) zusammen-
gefasst als ein Grundstück im Grundbuch vereinigt. Im 
Streitfall gab es die Besonderheit, dass das für die Be-
wertung zuständige Finanzamt drei der fünf im Grund-
buch vereinigten Flurstücke in einem Bescheid zusam-
mengefasst und für diese einen Gesamtwert festge-
stellt hatte. In der Erläuterung des Bescheides hatte 
das Bewertungsfinanzamt ausgeführt, dass die Steuer-
befreiung für das Familienheim ggf. nur für das eine 
Flurstück zu gewähren sei, auf dem das Haus steht.  
So sah es auch das für die Erbschaftsteuer zuständige 
Finanzamt. Es übernahm in den Erbschaftsteuerbe-
scheid nicht den festgestellten Gesamtwert für die drei 
Flurstücke und gewährte hierfür die Steuerbefreiung, 
sondern rechnete stattdessen aus dem Gesamtwert 
den Wert des mit dem Einfamilienhaus bebauten Flur-
stücks heraus und gewährte nur in dieser Höhe die 
Steuerbefreiung. Der Kläger begehrte hingegen die 
Steuerbefreiung für alle drei Flurstücke. 
Das Niedersächsische Finanzgericht vertrat die An-
sicht, dass das Erbschaftsteuerfinanzamt zu Recht nur 
das tatsächlich mit dem Familienheim bebaute 
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Flurstück von der Steuer befreit hatte. Es bleibt abzu-
warten, wie sich der Bundesfinanzhof zu dieser Frage 
positioniert. 

Hinweis 
Bei der Erbschaftsteuer erfolgt die Bewertung von 
Grundbesitz durch das Finanzamt, in dessen Bezirk 
das entsprechende Grundstück liegt. Die so festge-
stellten Werte sind dann vom für die Erbschaftsteuer 
zuständigen Finanzamt als „Grundlagenbescheide“ 
in den Erbschaftsteuerbescheid zu übernehmen. 
Über die Steuerbefreiung für ein Familienheim wie-
derum entscheidet das für die Erbschaftsteuer zu-
ständige Finanzamt. 

Verfahrensrecht 

Keine Änderung nach § 173a AO bei fehlerhaftem 
Datenimport ins ELSTER-Portal 
Vertut man sich beim Import von steuerlichen Daten 
in das ELSTER-Portal, ist dies kein korrigierbarer 
Schreibfehler aufgrund neuer Tatsachen im Sinne des 
§ 173a Abgabenordnung (AO).  
Die Steuerpflichtigen erstellten ihre Einkommensteu-
ererklärung selbst, indem sie diese über das Portal 
"ELSTER Formular" der Finanzverwaltung übermittel-
ten. Sie erklärten Einkünfte aus nichtselbstständiger 
Arbeit, Kapitalvermögen sowie Vermietung und Ver-
pachtung. Das Finanzamt (FA) teilte nach Erhalt der 
Daten den Steuerpflichtigen mit, dass bei diesem ge-
wählten Datentransfer (sog. komprimiertes Verfahren) 
zum übertragenen Datensatz noch die Papierausferti-
gung mit Unterschrift einzureichen sei. Dies wurde 
nachgeholt, worauf das FA eine antragsgemäße Ver-
anlagung durchführte und die Einkommensteuer für 
das Streitjahr mit Bescheid vom 23.10.2019 festsetzte. 
Am 25.10.2019 übermittelten die Steuerpflichtigen für 
dasselbe Streitjahr erneut eine Einkommensteuer- 
erklärung, nunmehr im sog. authentifizierten Verfah-
ren ("MEIN ELSTER"). Dabei unterlief den Steuerpflich-
tigen ein Fehler im Datentransfer. Anstelle der für das 
Veranlagungsjahr maßgeblichen Erklärungsdaten, 
wurden irrtümlich die Daten des Vorjahres in das For-
mular eingespielt. Dem FA fiel der Irrtum der Kläger 
nicht auf. Es wertete die neuerliche Datenübermittlung 
als berichtigte Einkommensteuererklärung für das 
Streitjahr aus und erließ am 13.11.2019 einen geänder-
ten Bescheid gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO mit 
entsprechenden Änderungshinweisen. Der Streit war 
vorprogrammiert, da die „neu“ festgesetzte 

Einkommensteuer höher ausfiel. Im Mai 2020 bean-
tragten die Steuerpflichtigen - jetzt Kläger - die Aufhe-
bung des geänderten Einkommensteuerbescheids.  
Das FA lehnte den Antrag ab und verwies auf die in-
zwischen eingetretene Bestandskraft. Der Einspruch 
blieb ohne Erfolg. Das Finanzgericht wies die Klage ab. 
Der geänderte Einkommensteuerbescheid könne 
mangels einschlägiger Korrekturvorschriften nicht auf-
gehoben werden.  
Der Bundesfinanzhof stellte fest, dass die Fehlerquelle 
- Export der falschen Steuererklärungsdaten in das 
Portal "MEIN ELSTER" - durch die Kläger zu vertreten 
sei. Dieses Versehen sei mangels Offensichtlichkeit 
nicht nach § 129 AO zu werten. 

Hinweis 
Bei der eigenen Erstellung der Steuererklärung mit 
Datentransfer über ELSTER ist höchste Vorsicht und 
Sorgfalt geboten. 

Sonstiges 

Möglichkeiten der Einwendungen gegen Be-
scheide der Finanzämter 
Gegen (fast) alle Bescheide der Finanzämter kann der 
betroffene Steuerbürger Einwendungen erheben, 
wenn er der Auffassung ist, dass er ungerecht, d. h. 
nicht dem Gesetz entsprechend, behandelt wurde. Am 
Beginn der Pyramide von Einwendungen steht der Ein-
spruch, dessen formelle Voraussetzungen in der steu-
erlichen Abgabenordnung (AO) geregelt sind. 
Der Einspruch ist statthaft gegen Steuerbescheide, 
Feststellungsbescheide, Messbescheide und auch 
Vollstreckungsmaßnahmen eines Finanzamts und 
muss an dasjenige Finanzamt gesandt werden, von 
dem der Bescheid oder die Maßnahme erlassen wurde. 
Die Einlegung kann schriftlich oder elektronisch erfol-
gen. In besonderen Fällen kann dies auch im Finanz-
amt persönlich „zur Niederschrift“ vor einem Beamten 
erklärt werden. Eine SMS reicht aber nicht aus. Eine 
vorgeschriebene Form gibt es für den Einspruch nicht, 
aus dem Schreiben oder der E-Mail muss aber hervor-
gehen, gegen welchen Bescheid oder gegen welche 
Festsetzung sich der Betroffene wehrt. Eine falsche Be-
zeichnung, wie etwa Widerspruch oder Beschwerde ist 
nicht schädlich. Es muss aber darauf geachtet werden, 
dass Feststellungen in einem besonderen Feststel-
lungsbescheid, z. B. die Einkünfte mehrerer Personen 
in einem Bescheid, zwar auch noch beim  
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Finanzamt angegriffen werden können, das den fol-
genden Einkommensteuerbescheid erlassen hat, aber 
nur innerhalb der Frist, die für den Feststellungsbe-
scheid gilt. Diese Frist beträgt grundsätzlich einen  
Monat, berechnet vom Tag des Eingangs des Beschei-
des. Dieser Tag wird fiktiv am 3. Tag nach dem Be-
scheid-Datum angenommen. 
Der Name des Einspruchsführers muss aus dem 
Schreiben hervorgehen, eine Unterschrift ist nicht 
zwingend erforderlich. Der Einspruch muss nicht von 
einem Steuerberater, Rechtsanwalt oder anderen An-
gehörigen dieses Berufszweigs verfasst werden, dies 
kann jeder Betroffene selbst erledigen. Der Einspruch 
ist kostenfrei beim Finanzamt. Liegt ein wirksamer Ein-
spruch vor, muss das zuständige Finanzamt den ge-
samten Bescheid und insbesondere die vorgebrachten 
Einwendungen überprüfen. Daraus folgt, dass auch 
evtl. andere Fehler des Bescheides behoben werden 
können, die der Steuerbürger bisher nicht bemerkt 
oder nicht beanstandet hat. Ergibt sich daraus eine hö-
here Steuer, muss das Finanzamt den Steuerbürger da-
rauf hinweisen, damit er die Möglichkeit hat, den Ein-
spruch zurückzuziehen. Dann bleibt alles wie bisher. 
Nach der Prüfung des Einspruchs muss die Behörde 
entweder den Bescheid ändern, wenn sie die Einwen-
dungen anerkennt, oder eine ablehnende begründete 
Einspruchsentscheidung erlassen. 
Die Einlegung eines Einspruchs führt nicht dazu, dass 
eine festgesetzte Steuer nicht gezahlt werden muss. 
Hierfür ist ein Antrag auf Aussetzung der Vollziehung 
erforderlich. Diesem Antrag soll die Behörde folgen, 
wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Beschei-
des bestehen oder wenn die Zahlung eine unbillige 
Härte zur Folge hätte. Ist der Steuerbürger mit der Ein-
spruchsentscheidung nicht einverstanden, kann er da-
gegen Klage vor dem Finanzgericht erheben. Das glei-
che gilt, wenn über den Einspruch ohne zwingenden 
Grund nicht innerhalb von sechs Monaten entschieden 
wurde, dann kann eine „Untätigkeitsklage“ eingereicht 
werden. 

Steuergeheimnis: Dritten dürfen aus Steuerstraf-
verfahren bekanntgewordene personenbezogene 
Daten nicht offenbart werden 
Das Landgericht Nürnberg-Fürth hielt es für rechtmä-
ßig, dass mit Rücksicht auf das Steuergeheimnis 
Durchsuchungsbeschlüsse unter Darlegung des Tat-
vorwurfs knapper oder gar nicht begründet werden 
müssen. Das erscheine unter dem Gesichtspunkt der 

Rechtsschutzmöglichkeiten des Dritten auch deshalb 
als gangbar, weil der am Steuerstrafverfahren nicht be-
teiligte Dritte regelmäßig ohnehin nicht in der Lage sei, 
der Begründung des Tatverdachts gegen den Beschul-
digten entgegenzutreten. Nach dem Steuergeheimnis 
dürften personenbezogene Daten eines anderen, die 
im Besteuerungs- oder Steuerstrafverfahren bekannt-
geworden seien, Dritten gegenüber nicht unbefugt of-
fenbart werden. 

Gesetzgebung 

Ermäßigte Umsatzsteuer in der Gastronomie  
endet zum 31.12.2023  
Der bis Jahresende ermäßigte Steuersatz von 7 % in 
der Gastronomie auf Essen im Restaurant wird nicht 
verlängert. Der Steuersatz liegt nach dem Jahreswech-
sel wieder bei 19 %. Darauf verständigte sich nach In-
formationen der Deutschen Presse-Agentur die Am-
pel-Koalition.  

Modernisierung des Personengesellschaftsrechts 
(MoPeG) tritt am 01.01.2024 in Kraft 
Am 01.01.2024 tritt das Gesetz zur Modernisierung des 
Personengesellschaftsrechts (MoPeG) in Kraft. Es soll 
das Personengesellschaftsrecht modernisieren und an 
die aktuellen Anforderungen der Wirtschaft anpassen. 
Das Gesetz bringt bedeutende Änderungen für Perso-
nengesellschaften, insbesondere für die Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts (GbR). Die Rechtsfähigkeit der 
GbR, die Einführung eines Gesellschaftsregisters und 
die Möglichkeit der Umwandlung nach dem Umwand-
lungsgesetz stellen die wesentlichen Änderungen dar. 
Das Gesetz beinhaltet auch Änderungen im Steuer-
recht, wie z. B. die Möglichkeit für Personengesell-
schaften, zur Körperschaftsteuer zu optieren, und  
steuerliche Entlastungen für kleinere Personengesell-
schaften. Daher sollten sich Unternehmern und Gesell-
schaften mit den Änderungen auseinandersetzen und 
entsprechende Maßnahmen ergreifen. 

Wachstumschancengesetz verabschiedet 
Das sog. Wachstumschancengesetz wurde am 
17.11.2023 im Deutschen Bundestages verabschiedet. 
Die Bundesregierung will damit die Wettbewerbsfä-
higkeit des Standorts Deutschland stärken. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Dezember 2023/Januar 2024
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 

11.12.20231 10.01.20242 

Einkommensteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 

11.12.2023 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 11.12.2023 entfällt 

Umsatzsteuer 11.12.20233 10.01.20244 

Ende der Schonfrist obi-
ger Steuerarten bei 
Zahlung durch: 

Überweisung5 14.12.2023 15.01.2024 

Scheck6 11.12.2023 10.01.2024 

Sozialversicherung7 27.12.2023 29.01.2024 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseig-

ner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für das vorange-

gangene Kalenderjahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werk-
tag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 21.12.2023/25.01.2024, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Guten Tag, 

der Bundesfinanzhof nahm dazu Stellung, ob Abfindungen, die als Ent-
schädigungsleistungen für den Verlust von Einkünften aus nichtselbststän-
diger Arbeit geleistet werden, zur Vermeidung eines Zuflusses bei den Ar-
beitnehmern in wirksamer Weise in Zeitwertkonten (Wertguthaben) zuge-
führt bzw. auf die Deutsche Rentenversicherung Bund steuerfrei übertra-
gen werden können. 
 
In einem weiteren Urteil nahm der Bundesfinanzhof bzgl. der Recht- 
mäßigkeit eines Vorsteuerabzugs Stellung zu den Anforderungen an das 
"Wissenmüssen" des Steuerpflichtigen von einem fremden "Mehrwert-
steuerbetrug". 
 
Das Bundeskabinett hat am 11.10.2023 die Verordnung über die Sozialver-
sicherungsrechengrößen 2024 beschlossen. 
 
Das am 21.09.2023 vom Deutschen Bundestag beschlossene Energie- 
effizienzgesetz legt klare Energieeffizienzziele fest. Das Gesetz beinhaltet 
zudem konkrete Maßnahmen für die öffentliche Hand, für Unternehmen 
und es definiert erstmals Effizienzstandards für Rechenzentren. 
 
Sofern Eintragungen in das Transparenzregister noch nicht erfolgt sind, 
sollten diese dringend nachgeholt werden, da ansonsten Bußgelder  
drohen. Hierauf hat das Bundesfinanzministerium in einem Verbände- 
anschreiben erneut hingewiesen.  
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
   

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Berücksichtigung der Energiepreispauschale  
i. H. v. 300 Euro in der Steuererklärung 
Haben Rentner die „Energiepreispauschale für Renten-
beziehende“ im Dezember 2022 durch den Renten 
Service der Deutschen Post AG (gesetzliche Renten-
versicherung) oder die Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See oder die landwirtschaftliche  
Alterskasse erhalten, ist der ausgezahlte Betrag aus-
nahmsweise nicht in der Einkommensteuererklärung 
für 2022 anzugeben. Denn das Finanzamt erhält eine 
elektronische Mitteilung über die Auszahlung und wird 
diese Energiepreispauschale automatisch für das Jahr 
2022 berücksichtigen. 
Haben Steuerpflichtige im Jahr 2022 Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, selbst-
ständiger Arbeit oder aus einem aktiven Beschäfti-
gungsverhältnis als Arbeitnehmer erzielt, haben sie 
Anspruch auf die „Energiepreispauschale für Erwerbs-
tätige“ i. H. v. 300 Euro. In der Einkommensteuererklä-
rung müssen keine Eintragungen vorgenommen wer-
den. Haben Steuerpflichtige Einnahmen aus einem ak-
tiven Arbeitsverhältnis bezogen, wurde die Energie-
preispauschale i. d. R. bereits über den Arbeitgeber 
ausgezahlt. Haben Steuerpflichtige bislang keine Ener-
giepreispauschale erhalten und gehören einer der ge-
nannten Personengruppen an, wird die Auszahlung 
durch den Einkommensteuerbescheid des zuständi-
gen Finanzamts nachgeholt. Das Finanzamt berück-
sichtigt die Energiepreispauschale automatisch. 

Hinweis 
Die Eintragung zur Energiepreispauschale in der Ein-
kommensteuererklärung ist nur dann vorzunehmen, 
wenn Steuerpflichtige im Jahr 2022 ein kurzfristiges 
oder geringfügiges Beschäftigungsverhältnis (Mini-
job) oder eine Aushilfstätigkeit in der Land- und 
Forstwirtschaft ausgeübt haben. Dann ist zusätzlich 
die „Anlage Sonstiges“ abzugeben.  
Haben Steuerpflichtige hingegen im Jahr 2022 nur 
Einkünfte aus einem geringfügigen Beschäftigungs-
verhältnis (Minijob) und die Energiepreispauschale 
bereits vom Arbeitgeber erhalten, dann ist insoweit 
keine Einkommensteuererklärung erforderlich. 

Einheitliche Prüfung der Gewinnerzielungsabsicht 
für alle veräußerten Geschäftsanteile 
Im Streitfall ging es um die Bewertung einer steuer-
lichen Verlustgenerierung durch Schaffung eines 

neuen Anteils an einer Kapitalgesellschaft mittels  
Kapitalerhöhungsbeschluss mit hohem Aufgeld und 
anschließender Weiterveräußerung an den Ehepartner. 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass Veräußerungs-
verluste, die generiert werden, um steuerliche Vorteile 
zu erzielen, im Regelfall nicht die Gewinnerzielungsab-
sicht in Frage stellen, sondern dahingehend zu würdi-
gen sind, ob rechtliche Gestaltungsmöglichkeiten (§ 42 
AO) missbraucht wurden. Werden Anteile an einer Ka-
pitalgesellschaft zu verschiedenen Zeiten und zu un-
terschiedlichen Anschaffungskosten erworben, ist eine 
Zusammenrechnung der einzelnen Anteile und die Bil-
dung eines durchschnittlichen Anschaffungspreises 
nicht zulässig. Als Folge ist der Gewinn bzw. Verlust aus 
der Veräußerung von Geschäftsanteilen an einer Kapi-
talgesellschaft anteilsbezogen zu bestimmen.  
Im Zusammenhang mit Einkünften aus § 17 EStG stellt 
der Bundesfinanzhof fest, dass es einem Steuerpflich-
tigen grundsätzlich freisteht, ob, wann und an wen er 
seine Anteile veräußert. Dies gilt somit auch dann, 
wenn die Veräußerung zu einem Verlust führt. Die Be-
rücksichtigung eines Veräußerungsverlusts steht nicht 
nur im Einklang mit § 17 EStG, sondern entspricht auch 
dem Grundsatz der Besteuerung nach der Leistungs-
fähigkeit und ist damit nicht von vornherein rechts-
missbräuchlich. 
Das für einen bestimmten Geschäftsanteil gezahlte 
Aufgeld (Agio) erhöht die Anschaffungskosten dieses 
Anteils, auch wenn die Summe aus dem Nennbetrag 
und dem Agio den Verkehrswert des Anteils übersteigt 
(sog. Überpari-Emission). Das gilt jedenfalls für Veräu-
ßerungen bis zum 31.07.2019.  

Hinweis 
Es ist allerdings zu beachten, dass hier die Veräuße-
rung vor dem 31.07.2019 erfolgte. Für spätere Ver-
äußerungen ist eine Gesetzesänderung im Einkom-
mensteuergesetz zu beachten, nach der Aufgelder 
einer Überpari-Emission auf alle Anteile des Steuer-
pflichtigen gleichmäßig zu verteilen sind.  

Steuerermäßigung für die Inanspruchnahme von 
Handwerkerleistungen gemäß § 35a Abs. 3 EStG 
Die Inanspruchnahme der Steuerermäßigung für 
Handwerkerleistungen gem. § 35a Abs. 3 EStG verlangt 
neben der (tatsächlichen) Führung eines Haushalts, 
kein besonderes Nutzungsrecht des Steuerpflichtigen. 
Somit kann ein Steuerpflichtiger auch in unentgeltlich 
überlassenen Räumlichkeiten einen Haushalt führen. 
Es ist dabei unschädlich, wenn sich der Steuerpflichtige 
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gegenüber einem Dritten zur Tragung der Aufwen-
dungen für die Handwerkerleistungen verpflichtet hat. 
Die ursprüngliche Ansicht der Vorinstanz, die Steuer-
ermäßigung setzt voraus, dass die Leistungen zuguns-
ten eines Wirtschaftsguts erbracht werden, das im - 
zumindest wirtschaftlichen - Eigentum des Steuer-
pflichtigen steht oder an dem der Steuerpflichtige ein 
obligatorisches Nutzungsrecht hat, wurde mit Urteil 
des Bundesfinanzhofs widerlegt. Die Steuerermäßi-
gung für Handwerkerleistungen verlangt neben der 
tatsächlichen Führung eines Haushalts kein besonde-
res Nutzungsrecht des Steuerpflichtigen. Er kann folg-
lich auch in unentgeltlich überlassenen Räumlichkeiten 
einen Haushalt führen. 
Liegen die Voraussetzungen der Steuerermäßigung für 
Handwerkerleistungen im Übrigen vor, kann diese 
auch in Anspruch genommen werden, wenn sich der 
Steuerpflichtige gegenüber einem Dritten zur Tragung 
der Aufwendungen für die Handwerkerleistungen ver-
pflichtet hat. Es spielt ebenfalls keine Rolle, wenn dies 
- wie im Streitfall - freiwillig, d. h. ohne eine rechtliche 
Verpflichtung, gemacht wird. 
Als unerheblich sah der Bundesfinanzhof an, dass die 
Handwerkerleistungen auch dann anzuerkennen sind, 
wenn der Steuerpflichtige die Maßnahme alleine be-
zahlt, obwohl dies dem ganzen Haus zugutekommt 
(im Streitfall: Dachsanierung). Erhält der Steuerpflich-
tige Aufwendungen erstattet - von wem auch immer - 
führt das zu einer Minderung der Steuerermäßigung. 
Theoretisch eventuell denkbare Ersatzansprüche sind 
bis zu deren Erfüllung jedoch nicht auf die geleisteten 
Zahlungen anzurechnen, so der Bundesfinanzhof. 

Für Lohnsteuerpflichtige 

Entlassungsentschädigung: Zufluss von Arbeits-
lohn bei Wertguthaben - Haftung für Lohnsteuer 
Der Bundesfinanzhof nahm dazu Stellung, ob Abfin-
dungen, die als Entschädigungsleistungen für den Ver-
lust von Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit ge-
leistet werden, zur Vermeidung eines Zuflusses bei den 
Arbeitnehmern in wirksamer Weise in Zeitwertkonten 
(Wertguthaben) zugeführt bzw. auf die Deutsche Ren-
tenversicherung (DRV) Bund steuerfrei übertragen 
werden können. Arbeitslohn (Entlassungsentschädi-
gung) fließt dem Arbeitnehmer auch dann nicht zu, 
wenn die Vereinbarung über die Zuführung zu einem 
Wertguthaben des Arbeitnehmers oder die vereinba-
rungsgemäße Übertragung des Wertguthabens auf 
die DRV Bund sozialversicherungsrechtlich unwirksam 

sein sollten, soweit alle Beteiligten das wirtschaftliche 
Ergebnis gleichwohl eintreten und bestehen lassen. 
Im Streitfall ist auszuschließen, dass den Arbeitneh-
mern die Abfindungen, soweit sie den jeweiligen Lang-
zeitkonten zugeführt werden sollten, im streitigen 
Zeitraum zugeflossen sind. Die Lohnsteuer sei mithin 
nicht entstanden, und eine (akzessorische) Haftung 
der Klägerin komme nicht in Betracht. Dieses Ergebnis 
werde dadurch bestätigt, dass die DRV Bund bei jeder 
Teilauszahlung aus einem Wertguthaben die Lohn-
steuer einzubehalten und abzuführen habe. 

Körperschaftsteuer 

Keine vGA bei vorzeitiger Ablösung einer rückge-
deckten Pensionszusage gegenüber einem beherr-
schenden Gesellschafter-Geschäftsführer 
Das Finanzgericht Münster nahm dazu Stellung, ob die 
vorzeitige Ablösung einer rückgedeckten Pensions- 
zusage gegenüber einem beherrschenden Gesell-
schafter-Geschäftsführer, die aufgrund der Krise der 
GmbH vereinbart wird, zu einer verdeckten Gewinn-
ausschüttung (vGA) führt. 
Aus steuerrechtlicher Sicht ist nicht zu beanstanden, 
wenn eine Pensionszusage nicht von dem Ausscheiden 
des Begünstigten aus dem Dienstverhältnis als Ge-
schäftsführer mit Eintritt des Versorgungsfalls abhän-
gig gemacht wird. In einem solchen Fall würde ein or-
dentlicher und gewissenhafter Geschäftsführer zur 
Vermeidung einer vGA allerdings verlangen, dass das 
Einkommen aus der fortbestehenden Tätigkeit als Ge-
schäftsführer auf die Versorgungsleistungen ange-
rechnet wird, oder aber den vereinbarten Eintritt der 
Versorgungsfälligkeit aufschieben, bis der Begünstigte 
endgültig seine Geschäftsführerfunktion beendet hat. 
Der eigentliche Zweck der betrieblichen Altersver- 
sorgung für die Zeit der Weiterarbeit würde verfehlt, 
wenn eine laufende Altersrente geleistet und zugleich 
das Arbeitsverhältnis in der bisherigen Weise gegen 
laufendes Gehalt fortgesetzt wird. 
Nach diesen Maßstäben ist das Gericht der Überzeu-
gung, dass die von der GmbH an den Kläger erfolgte 
Zahlung zur Abfindung der zugunsten des Klägers be-
stehenden Pensionszusage nicht gesellschaftlich, son-
dern betrieblich veranlasst war und mithin keine vGA 
vorlag. 
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Für Umsatzsteuerpflichtige 

"Wissenmüssen“ von fremdem Mehrwertsteuer- 
betrug 
Welche Maßnahmen von einem Steuerpflichtigen ver-
nünftigerweise verlangt werden können, um eine ei-
gene Beteiligung an einem fremden Mehrwertsteuer-
betrug zu verhindern, hängt laut einem Urteil des Bun-
desfinanzhofs wesentlich von den jeweiligen Umstän-
den ab, die nach den Beweisregeln des nationalen 
Rechts, die die Wirksamkeit des Unionsrechts nicht be-
einträchtigen dürfen, zu ermitteln sind. 
Von einem Steuerpflichtigen darf zwar nicht generell 
verlangt werden, dass er prüft, ob der Aussteller einer 
Rechnung über die Lieferung von Gegenständen, für 
die das Recht auf Vorsteuerabzug geltend gemacht 
wird, über die fraglichen Gegenstände verfügte, sie lie-
fern konnte sowie seinen Verpflichtungen hinsichtlich 
der Erklärung und Abführung der Mehrwertsteuer 
nachgekommen ist. Wenn aber Anhaltspunkte für Un-
regelmäßigkeiten oder einen Mehrwertsteuerbetrug 
vorliegen, kann der Steuerpflichtige verpflichtet sein, 
über einen anderen Wirtschaftsteilnehmer, von dem er 
Gegenstände oder Dienstleistungen zu erwerben be-
absichtigt, Auskünfte einzuholen, um sich von dessen 
Zuverlässigkeit zu überzeugen. 

Hinweis 
Für den Vorsteuerabzug des Erwerbers besteht keine 
allgemeine Voraussetzung in der Form, dass die an-
fallende Umsatzsteuer seitens des Vorunternehmers 
auch tatsächlich abgeführt wurde. 
Der Vorsteuerabzug beim Erwerber kann jedoch 
dann versagt werden, wenn er wusste oder hätte wis-
sen müssen, dass der Leistende oder ein anderer Be-
teiligter auf einer vorhergehenden oder nachfolgen-
den Umsatzstufe in eine begangene Hinterziehung 
von Umsatzsteuer oder Erlangung eines nicht ge-
rechtfertigten Vorsteuerabzugs i. S. des § 370 AO 
oder in eine Schädigung des Umsatzsteueraufkom-
mens i. S. der §§ 26b, 26c UStG einbezogen war (§ 25f 
UStG). 

Gesetzgebung 

Forderung nach dauerhaft ermäßigter Umsatz-
steuer in der Gastronomie  
Ein dauerhafter ermäßigter Umsatzsteuersatz von sie-
ben Prozent auf den Verzehr von Speisen in 

Restaurants hat am 21.09.2023 keine Mehrheit im Bun-
destag gefunden. 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt for-
dern, in der Gastronomie dauerhaft den ermäßigten 
Mehrwertsteuersatz von sieben Prozent zu halten. Am 
29.09.2023 wurde eine entsprechende Initiative im 
Bundesrat vorgestellt und in die Fachausschüsse über-
wiesen. Am 09.10.2023 haben die Fachausschüsse des 
Bundesrates - federführend der Finanz-, mitberatend 
der Wirtschaftsausschuss sowie der Ausschuss für Ar-
beit, Integration und Sozialpolitik - im Rahmen ihrer 
Stellungnahme zum Wachstumschancengesetz die 
Aufnahme der Entfristung der gesenkten Umsatz-
steuer in der Gastronomie über den 31.12.2023 hinaus 
in das Wachstumschancengesetz gefordert.  
Der Bundesrat entscheidet am 20.10.2023 darüber, 
welchen Empfehlungen er folgt. 

Bundeskabinett beschließt Sozialversicherungs- 
rechengrößen 2024 
Das Bundeskabinett hat am 11.10.2023 die Verord-
nung über die Sozialversicherungsrechengrößen 2024 
beschlossen. Bevor diese im Bundesgesetzblatt ver-
kündet wird, muss der Bundesrat ihr noch zustimmen. 
Große Bedeutung für viele Werte in der Sozialversiche-
rung hat die Bezugsgröße - unter anderem für die 
Festsetzung der Mindestbeitragsbemessungs-
grundlagen für freiwillige Mitglieder in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung oder für die Beitrags- 
berechnung von versicherungspflichtigen Selbststän-
digen in der gesetzlichen Rentenversicherung. Die Be-
zugsgröße steigt im Jahr 2024 auf 3.535 Euro/Monat 
(2023: 3.395 Euro/Monat); die Bezugsgröße (Ost) auf 
3.465 Euro/Monat (2023: 3.290 Euro/Monat). 
Die Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen 
Rentenversicherung erhöht sich auf 7.550 Euro/Mo-
nat (2023: 7.300 Euro/Monat) und die Beitragsbe-
messungsgrenze (Ost) auf 7.450 Euro/Monat (2023: 
7.100 Euro/Monat). 
Die bundesweit einheitliche Versicherungspflicht-
grenze in der gesetzlichen Krankenversicherung (Jah-
resarbeitsentgeltgrenze) beträgt im Jahr 2024 
69.300 Euro (2023: 66.600 Euro). Die ebenfalls bun-
desweit einheitliche Beitragsbemessungsgrenze in 
der gesetzlichen Krankenversicherung steigt auf 
62.100 Euro jährlich (2023: 59.850 Euro) bzw. 5.175 
Euro monatlich (2023: 4.987,50 Euro). 
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Energieeffizienzgesetz beschlossen 
Mit dem am 21.09.2023 vom Deutschen Bundestag 
beschlossene Energieeffizienzgesetz (EnEfG) werden 
auch Unternehmen mit einem großen Energiever-
brauch (durchschnittlich mehr als 7,5 GWh) verpflich-
tet, Energie- oder Umweltmanagementsysteme einzu-
führen und Unternehmen ab einem Gesamtendener-
gieverbrauch von 2,5 GWh sollen wirtschaftliche Ener-
gieeffizienzmaßnahmen in Umsetzungsplänen erfas-
sen und veröffentlichen. Über die Umsetzung ge- 
eigneter Effizienzmaßnahmen entscheiden die Unter-
nehmen aber selbst.  
Für Rechenzentren gelten Energieeffizienzstandards. 
Auch muss künftig Abwärme genutzt werden, da hier 
Potentiale für mehr Energieeffizienz schlummern. Alle 
Betreiber von großen Rechenzentren sollen zudem 
künftig Strom aus erneuerbaren Energien nutzen, so-
wie Informationen zu ihrem Energieverbrauch in ein 
öffentliches Register eintragen sowie ihre Kunden über 
den spezifischen Energieverbrauch informieren. 
Das Gesetz ist nicht zustimmungspflichtig. Der Bun-
desrat hat das Gesetz am 20.10.2023 gebilligt. Es wird 
nun über die Bundesregierung dem Bundespräsiden-
ten zur Unterzeichnung zugeleitet.  

Gebäudeenergiegesetz gebilligt 
Das sog. Heizungsgesetz, das der Bundestag am 
08.09.2023 verabschiedet hatte, hat am 29.09.2023 die 
letzte parlamentarische Hürde im Bundesrat genom-
men. Damit ist das Gesetz, das der Zustimmung der 
Länder nicht bedurfte, automatisch gebilligt. Es wird 
nun über die Bundesregierung dem Bundespräsiden-
ten zur Unterzeichnung zugeleitet und kann danach im 
Bundesgesetzblatt verkündet werden. Es soll in weiten 
Teilen am 01.01.2024 in Kraft treten.  
Mit der aktuellen Neufassung wird das Gebäudeener-
giegesetz (GEG) zudem mit einem neuen Gesetz zur 
„Wärmeplanung und Dekarbonisierung der Wärme-
netze“ (WPG) verzahnt. Die Neufassung des GEG sieht 
vor, dass ab 2024 alle neu installierten Heizungen zu 
mindestens 65 Prozent mit erneuerbaren Energien be-
trieben werden müssen. 

Arbeitsrecht 

Zeugnis darf nicht wegen Änderungswünschen 
verschlechtert werden 
Verschlechtert ein Arbeitgeber das Zeugnis, weil die 
Arbeitnehmerin Änderungen daran verlangt hat, 

verstößt er gegen das Maßregelungsverbot. Ein Ar-
beitgeber darf das Arbeitszeugnis nicht in der dritten 
Version verschlechtern und die zuvor darin enthaltene 
Dankesformel weglassen, nur weil die Arbeitnehmerin 
zuvor bereits zweimal Änderungswünsche daran hatte, 
so das Bundesarbeitsgericht. Zwar bestehe auf eine 
Dankesformel am Ende grundsätzlich kein Anspruch. 
Doch sie wegen der zulässigen Ausübung gesetzlicher 
Rechte letztlich zu streichen, verstoße gegen das Maß-
regelungsverbot nach § 612a Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB), welches auch nach Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses weiter gelte. Daher bestehe ein Anspruch 
auf die Dankesformel. 

Sonstiges 

Eintragungspflicht für (fast) alle Unternehmen im 
Transparenzregister 
Fast alle Unternehmen sind seit dem 01.08.2021 ein-
tragungs- und meldepflichtig gegenüber dem Trans-
parenzregister. Sofern Eintragungen noch nicht erfolgt 
sind, sollten diese dringend nachgeholt werden. An-
sonsten drohen Bußgelder. Hierauf weist das Bundes-
finanzministerium in einem Verbändeanschreiben er-
neut hin.  
Betroffen sind alle juristischen Personen des Privat-
rechts (z. B. AG, GmbH und Unternehmergesellschaft 
(haftungsbeschränkt)) und eingetragenen Personen-
gesellschaften (z. B. OHG, KG, PartG) sowie auch nicht-
rechtsfähige Stiftungen, Trusts und vergleichbare Ver-
einigungen.  
Nicht betroffen sind derzeit Einzelunternehmen, ein-
getragene Kaufleute (e. K.) und Gesellschaften bürger-
lichen Rechts (GbR), wobei letztere durch die Reform 
des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) ab dem 
01.01.2024 teilweise eintragungspflichtig werden. Mit 
dem MoPeG können sich GbRs in ein neu zu schaffen-
des Gesellschaftsregister eintragen. Damit wird die 
GbR in der Form der sog. „eGbR“ zu den eingetrage-
nen Personengesellschaften gehören und als solche 
ebenfalls in das Transparenzregister einzutragen sein. 
Die Übergangsfristen sind mittlerweile abgelaufen,  
d. h. alle Betroffenen müssen aktiv werden, unabhän-
gig davon, ob sich die Angaben bereits aus anderen 
öffentlichen Registern (z. B. Handels-, Genossen-
schafts-, Partnerschaftsregister) ergeben. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung November/Dezember 2023
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.11.20231 11.12.20231 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Entfällt 11.12.2023 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 11.12.2023 

Umsatzsteuer 10.11.20232 11.12.20223 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 13.11.2023  14.12.2023 

Scheck5 10.11.2023 11.12.2023 

Gewerbesteuer 15.11.2023 entfällt 

Grundsteuer 15.11.2023 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 20.11.2023 entfällt 
Scheck5 15.11.2023 entfällt 

Sozialversicherung6 28.11.2023 27.12.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-

dige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werk-
tag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.11.2023/21.12.2023, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Guten Tag, 

neben interessanten Entscheidungen der Gerichte, fällt der Schwerpunkt 
dieser Monatsinformation auf die Gesetzgebung. 
 
Der Bundestag hat am 08.09.2023 die Novelle des Gebäudeenergie- 
gesetzes (GEG) beschlossen. Es soll am 01.01.2024 in Kraft treten, muss zu-
vor aber noch den Bundesrat passieren. Zeit, für einen kurzen Überblick 
zum sog. Heizungsgesetz. 
 
Außerdem hat das Bundeskabinett am 30.08.2023 den Entwurf des „Geset-
zes zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen und Innovation so-
wie Steuervereinfachung und Steuerfairness“ - kurz: Wachstumschancen-
gesetz - beschlossen. Es soll mit den enthaltenen Maßnahmen die Wirt-
schaft ankurbeln. 
 
Zudem hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales zur Einführung 
einer generellen Arbeitszeitaufzeichnungspflicht umfassende Änderungen 
im Arbeitszeitgesetz geplant. Der entsprechende Referentenentwurf soll 
bis Ende 2023 verabschiedet werden.  
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Gesetzgebung 

Kurzüberblick zur Novelle des Gebäudeenergie-
gesetzes 
Der Bundestag hat am 08.09.2023 die Novelle des Ge-
bäudeenergiegesetzes (GEG) beschlossen. Es soll am 
01.01.2024 in Kraft treten. 
Die Pflicht zum Erneuerbaren Heizen gilt demnach ab 
01.01.2024 nur für den Einbau neuer Heizungen. 
Bestehende Heizungen können weiter betrieben 
werden. Kaputte Heizungen können repariert wer-
den. Wenn eine Erdgas- oder Ölheizung irreparabel 
defekt ist (Heizungshavarie), gibt es Übergangslösun-
gen und mehrjährige Übergangsfristen. In Härtefällen 
können Eigentümer von der Pflicht zum Heizen mit Er-
neuerbaren Energien befreit werden (z. B. bei wirt-
schaftlicher Überforderung oder wenn die Umstellung 
aufgrund besonderer persönlicher Umstände nicht zu-
mutbar ist). 
Es gibt eine zeitliche Abstufung zwischen Neubau 
und Bestandsgebäuden. 
Die Pflicht zum Erneuerbaren Heizen greift ab dem 
01.01.2024 für die meisten Neubauten. Maßgeblich ist 
der Zeitpunkt, zu dem der Bauantrag gestellt wird. Für 
bestehende Gebäude und Neubauten, die in Bau- 
lücken errichtet werden, gibt es längere Übergangs-
fristen, um eine bessere Abstimmung der Investitions-
entscheidung auf die örtliche Wärmeplanung zu er-
möglichen. 
Die Kommunale Wärmeplanung soll in den Kommu-
nen angeschoben werden. Sie müssen spätestens bis 
30.06.2028 (Großstädte 30.06.2026) festlegen, wo in 
den nächsten Jahren Wärmenetze oder auch klima-
neutrale Gasnetze ausgebaut werden. Dieser Prozess 
soll durch ein Gesetz zur Wärmeplanung mit bundes-
einheitlichen Vorgaben befördert werden. 
Die Übergangsfristen für bestehende Gebäude und 
Neubauten, die in Baulücken errichtet werden, sollen 
mit der Kommunalen Wärmeplanung verzahnt wer-
den. In Großstädten (mehr als 100.000 Einwohner) soll 
der Einbau von Heizungen daher mit 65 % Erneuerba-
rer Energie spätestens nach dem 30.06.2026 verbind-
lich werden, in kleineren Städten (weniger als 100.000 
Einwohner) soll das spätestens nach dem 30.06.2028 
gelten. Das bedeutet, neue Gas- oder Ölheizungen 
sollen ab dem 01.07.2026 bzw. 01.07.2028 nur zulässig 
sein, wenn sie zu 65 % mit Erneuerbaren Energien be-
trieben werden. Dies wird zum Beispiel über die Kom-
bination mit einer Wärmepumpe erreicht (sog. Hybrid-
heizung) oder aber anteilig mit Biomethan. Ist in einer 

Kommune auf der Grundlage eines Wärmeplans eine 
Entscheidung über die Ausweisung als Wärmenetz- 
gebiet (Neu- oder Ausbau) oder als Wasserstoffnetz-
ausbaugebiet schon vor Mitte 2026 bzw. Mitte 2028 
getroffen, soll hier der Einbau von Heizungen mit min-
destens 65 % Erneuerbaren Energien schon dann ver-
bindlich werden. 
Der Umstieg auf eine klimafreundliche Wärmeversor-
gung soll durch Förderung erleichtert werden. Dabei 
soll die Förderung stärker sozial ausgerichtet werden: 
Untere und mittlere Einkommensgruppen (bis 40.000 
Euro zu versteuerndem Haushaltseinkommen pro 
Jahr) erhalten einen einkommensabhängigen Bonus 
von 30 %. Dieser kommt hinzu zur Grundförderung 
von 30 %, die für alle verfügbar ist. Für den Austausch 
einer alten fossilen Heizung vor 2028 ist zudem ein 
Klima-Geschwindigkeitsbonus von 20 % erhältlich. Die 
maximal mögliche Förderung beträgt 70 % der Inves-
titionskosten. 
Mieter sollen vor Mietsteigerungen geschützt wer-
den. Zum einen sollen Vermieter in neue Heizungs- 
anlagen investieren und modernisieren. Dafür dürfen 
sie künftig bis zu 10 % der Modernisierungskosten 
umlegen. Allerdings müssen sie von dieser Summe 
eine staatliche Förderung abziehen, und die Moderni-
sierungsumlage wird auf 50 Cent pro Monat und 
Quadratmeter gedeckelt. 
 

Hinweis 
Das sog. Heizungsgesetz muss noch den Bundesrat 
passieren. 

 

Entwurf des Wachstumschancengesetzes  
beschlossen 
Das Bundeskabinett hat am 30.08.2023 den Entwurf 
des „Gesetzes zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie Steuerver-
einfachung und Steuerfairness“ (Wachstumschan-
cengesetz) beschlossen. Das Gesetz soll die Wirtschaft 
ankurbeln, genauer: 
 Impulse für mehr Wachstum, Investitionen und In-

novationen setzen 
 zu Steuervereinfachungen beitragen 
 dazu beitragen, unerwünschte Steuergestaltungen 

aufzudecken und abzustellen 
Maßnahmen mit rückwirkender Gültigkeit ab 2023: 
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Der Prozentsatz, der zur Ermittlung des Versorgungs-
freibetrags verwendet wird, sinkt langsamer: Jährlich 
verringert er sich ab dem Jahr 2023 um 0,4 %, statt bis-
her 0,8 %. Auch der Höchstbetrag soll ab 2023 um jähr-
lich 30 Euro (statt 60 Euro) und der Zuschlag zum Ver-
sorgungsfreibetrag um jährlich 9 Euro (statt 18 Euro) 
sinken. 
Die als Entlastung für die hohen Gas- und Fernwärme-
kosten an Verbraucher gezahlte sog. „Dezember-
hilfe“ 2022 soll doch nicht besteuert werden. Die Re-
gelungen dazu sollen komplett gestrichen werden. 
Durch die nachgelagerte Besteuerung bei Renten-
einkünften steigt der Anteil der steuerpflichtigen 
Renten stetig an. Gleichzeitig erhöht sich auch der Teil 
der Rentenversicherungsbeiträge, die sich als Sonder-
ausgaben von der Steuer absetzen lassen. Ab 2023 soll 
der Anstieg des Besteuerungsanteils für jeden neuen 
Renteneintrittsjahrgang auf einen halben Prozent-
punkt jährlich reduziert werden. Auf diese Weise wer-
den die Renten erst ab dem Renteneintrittsjahrgang 
2058 zu 100 % besteuert werden. 
Mit der Anpassung beim Altersentlastungsbetrag 
soll ab dem Jahr 2023 der anzuwendende Prozentsatz 
nicht mehr in jährlichen Schritten von 0,8 Prozent-
punkten, sondern nur noch in jährlichen Schritten von 
0,4 Prozentpunkten verringert werden. Der Höchstbe-
trag sinkt ab 2023 um jährlich 19 Euro anstatt bisher 
38 Euro. 
Durch die geplanten Änderungen sollen Kleinunter-
nehmer ab 2023 davon befreit werden, eine Umsatz-
steuer-Jahreserklärung abgeben zu müssen. Dies soll 
jedoch nicht die Fälle des § 18 Abs. 4a UStG betreffen, 
beispielsweise Gewerbetreibende, die Waren inner-
halb der EU erwerben. Auch soll die Abgabepflicht be-
stehen bleiben, wenn das Finanzamt die Erklärung ein-
fordert. 
Maßnahmen mit Gültigkeit ab 2024: 
Für Dienstreisen oder beim doppelten Haushalt kann 
ein Verpflegungsmehraufwand als Werbungskosten 
bei der Steuer berücksichtigt werden. Diese Pauscha-
len sollen angehoben werden: 
 von 28 Euro auf 30 Euro bei mehrtägigen Dienst-

reisen und 
 
 von 14 Euro auf 15 Euro für An- oder Abreisetage 

sowie 
 von 14 Euro auf 15 Euro für Tage mit mehr als 8-

stündiger Abwesenheit von der Wohnung oder 
ersten Tätigkeitsstätte. 

Es soll eine neue Freigrenze für Einnahmen aus Ver-
mietung und Verpachtung eingeführt werden. Wer 
weniger als 1.000 Euro Einkünfte im Jahr hat, soll da-
rauf keine Steuer mehr zahlen müssen. Übersteigen je-
doch die Ausgaben rund um das Mietgeschäft die Ein-
nahmen, soll es möglich sein, die Besteuerung als Ein-
künfte aus Vermietung und Verpachtung zu beantra-
gen. Auf diese Weise sollen Vermieter ihre Verluste be-
rücksichtigen können. 
 

Hinweis 
Ein weiterer Beleg zum falsch verstandenen Ziel des 
Bürokratieabbaus. Die Anlage V muss in jedem Fall 
erstellt werden, damit man erst dann weiß, ob die 
Freigrenze greift oder nicht. 

 
Mit dem sog. Verlustrücktrag nach § 10d EStG lassen 
sich Verluste mit den Gewinnen aus den beiden Vor-
jahren verrechnen. Dadurch sinkt die Steuerlast für die 
Vorjahre. Dieser Verlustrücktrag soll auf 3 Jahre erwei-
tert werden. Die zuletzt temporär erhöhte Betrags-
grenze von 10 Millionen Euro soll dauerhaft gelten. Für 
den Zeitraum 2024 bis 2027 wird der Verlustvortrag 
auf 80 % des Gesamtbetrags der Einkünfte des Verlust-
vortragsjahres beschränkt. 
Kosten für bestimmte Anschaffungen können sofort 
vollständig von der Steuer abgezogen werden, wenn 
sie nicht mehr als 800 Euro (netto) betragen (gering-
wertige Wirtschaftsgüter). Ab 2024 soll der Betrag 
auf 1.000 Euro (netto) angehoben werden. 
Es ist eine befristete Wiedereinführung der degressi-
ven Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens, die ab dem 01.10.2023 und vor 
dem 01.01.2025 angeschafft oder hergestellt werden, 
von bis zu 25 %, maximal dem 2,5-fachen der linearen 
Abschreibung, vorgesehen. 
Weiterhin soll die Anhebung der Betragsgrenzen für 
Sammelposten auf 5.000 Euro für Wirtschaftsgüter, die 
nach dem 31.12.2023 angeschafft, hergestellt oder in 
das Betriebsvermögen eingelegt werden der Wirt-
schaft helfen. Die Zeitspanne für die Auflösung dieser 
Sammelposten wird auf 3 Jahre verkürzt. 
 
Für Wohngebäude, die zwischen dem 01.10.2023 und 
dem 30.09.2029 gebaut oder gekauft werden, soll die 
degressive Abschreibung eingeführt werden. Im Jahr 
der Fertigstellung sollen so 6 % der Kosten anteilig ab-
geschrieben werden. Der Wechsel zur linearen 
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Abschreibung soll jederzeit möglich sein. 
Unternehmen, die einen Gewinn von maximal 200.000 
Euro im Jahr erzielen, dürfen ihre Investitionskosten 
abschreiben - neben der planmäßigen Jahresabschrei-
bung auch über eine Sonderabschreibung nach § 7g 
EStG. Ab 2024 soll der maximale Abschreibungssatz 
auf 50 % erhöht werden. 
Unternehmer, deren Steuer für das Vorjahr nicht mehr 
als 2.000 Euro betragen hat, müssen künftig keine vier-
teljährlichen Umsatzsteuer-Voranmeldungen mehr 
abgeben. Bisher lag die Grenze bei 1.000 Euro. 
Bei Geschenken an Geschäftspartner können Unter-
nehmer künftig höh

ere Beträge ausgeben und damit steuerlich profitieren: 
Liegen die Kosten unter der Freigrenze von 50 Euro 
netto im Jahr, können sie als Betriebsausgaben abge-
setzt werden. Bislang lag diese Grenze bei 35 Euro im 
Jahr. 
Bisher können Unternehmen mit Umsätzen bis 
600.000 Euro beantragen, die Umsatzsteuer nach ver-
einnahmten Entgelten (Ist-Besteuerung) und nicht 
nach vereinbarten Entgelten (Soll-Besteuerung) zu 
berechnen. Ab 2024 soll diese Umsatzgrenze auf 
800.000 Euro angehoben werden. 
Unternehmen, die in den Klimaschutz investieren, 
sollen bis 2027 unabhängig von ihrem Gewinn zusätz-
lich 15 % der Investition als Prämie erhalten. Es sollen 
auf Antrag Investitionen, die zu einer Minderung des 
Energieverbrauchs beitragen und somit den Umwelt- 
und Klimaschutz verbessern, berücksichtigt werden. 
Die förderfähigen Investitionen müssen in einem Ener-
gie- oder Umweltmanagementsystem oder in einem 
Energieaudit enthalten sein und sind somit durch ei-
nen Energieberater als besonders energieeffizient zer-
tifiziert.  Die Bemessungsgrundlage soll im Förderzeit-
raum insgesamt maximal 200 Mio. Euro und die Inves-
titionsprämie 15 % = max. 30 Mio. Euro betragen. Die 
Förderung soll sich auf Investitionen beschränken, die 
den Sockelbetrag von 5.000 Euro Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten übersteigen. 
Für Betriebsveranstaltungen gilt aktuell ein Steuer-
freibetrag von 110 Euro pro Veranstaltung. Ab dem 
01.01.2024 steigt er auf 150 Euro.  
Zur Steigerung der Attraktivität der Option zur Kör-
perschaftsbesteuerung nach § 1a KStG sollen nun alle 
Personengesellschaften die Möglichkeit erhalten, zur 
Körperschaftsbesteuerung zu optieren (bisher nur Per-
sonenhandelsgesellschaften und Partnerschaftsgesell-
schaften).  

Zur verpflichtenden Verwendung von elektronischen 
Rechnungen im B2B-Bereich wird eine gesetzliche 
Regelung eingeführt. 
 

 

Neufassung des Arbeitszeitgesetzes 
Das Bundesarbeitsgericht hat im September 2022 eine 
generelle Arbeitszeit-Aufzeichnungspflicht für Ar-
beitgeber bejaht bzw. entschied, dass Arbeitgeber ab 
sofort die gesamte Arbeitszeit sämtlicher Arbeitneh-
mer (Ausnahme: leitende Angestellte) unabhängig 
vom Arbeitsort in Echtzeit dokumentieren müssen. Be-
reits 2019 entschied der Europäische Gerichtshof, dass 
generelle Arbeitszeitaufzeichnungspflichten für Ar-
beitgeber bestehen. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales plant 
zur Einführung einer generellen Arbeitszeitaufzeich-
nungspflicht umfassende Änderungen im Arbeitszeit-
gesetz/ArbZG und hat am 18.04.2023 den Referenten-
entwurf zur Neufassung des Arbeitszeitgesetzes  
(ArbZG-E) vorgelegt. Nach § 16 Abs. 2 Satz 1 ArbZG-E 
sollen Arbeitgeber verpflichtet werden, Beginn, Ende 
und Dauer der täglichen Arbeitszeit der Arbeitnehmer 
jeweils am Tag der Arbeitsleistung *elektronisch* auf-
zuzeichnen (im Unterschied zu den Aufzeichnungs-
pflichten nach dem Mindestlohngesetz). Die Regeln 
sollen unabhängig vom Arbeitsort, also auch im 
Homeoffice bzw. bei mobiler Arbeit gelten. Laut Re-
ferentenentwurf dürfen Arbeitnehmer die Erfassung 
selbst vornehmen. Verantwortlich für die korrekte Zeit-
erfassung bleibt jedoch stets der Arbeitgeber. Es ist ein 
Bußgeld in Höhe von 30.000 Euro festgelegt. Der 
Referentenentwurf enthält keine konkreteren Vorga-
ben zur elektronischen Ausgestaltung, sondern lässt 
neben den in der Praxis üblichen Zeiterfassungsgerä-
ten auch andere Formen der elektronischen Aufzeich-
nung zu. Ausnahmen von der gesetzlichen Verpflich-
tung zur Arbeitszeitdokumentation sollen nur auf-
grund tarifvertraglicher Regelungen möglich sein. Au-
ßerdem gelten Ausnahmeregelungen für kleinere Be-
triebe und Übergangsfristen.  
Unabhängig davon soll nach dem Referentenentwurf 
eine Vertrauensarbeitszeit weiterhin möglich sein. 
Die Verpflichtung zur Arbeitszeiterfassung bleibt auch 

Hinweis 
Für das Wachstumschancengesetz ist am 10.11.2023 
die Verabschiedung im Bundestag und am 
15.12.2023 die Zustimmung im Bundesrat geplant. 



Oktober 2023 – Monatsinformation 
Dobler. Lambert. 
Recht | Steuern | Wirtschaft 

 
 
 

5 

bei einer vereinbarten Vertrauensarbeitszeit erhalten. 
Die Aufzeichnungspflichten sollen zwar sofort mit In-
krafttreten des Änderungsgesetzes gelten. Für die 
elektronische Arbeitszeiterfassung gelten jedoch 
Übergangsfristen zwischen - abhängig von der Anzahl 
der Arbeitnehmer im Betrieb - zwei bis fünf Jahren. 
 

Hinweis 
Der Referentenentwurf durchläuft zurzeit das Ge-
setzgebungsverfahren und soll bis Ende 2023 verab-
schiedet werden. 

 

Für Einkommensteuerpflichtige 

Tilgung von Krediten durch gefördertes Kapital  
Wenn Ehegatten Miteigentümer einer selbstbewohn-
ten Immobilie sind und lediglich der Ehemann Darle-
hensnehmer der bei Anschaffung der Immobilie auf-
genommenen Kredite ist, so ist nur der Ehegatte als 
Darlehensnehmer berechtigt, zur Tilgung dieser Kre-
dite gefördertes Kapital zu entnehmen, nicht aber die 
Ehefrau. So entschied das Finanzgericht Berlin-Bran-
denburg. 
Das gilt auch dann, wenn die Ehefrau eine Mithaftung 
übernommen hat, indem sie eine selbstschuldnerische 
Bürgschaft in Bezug auf die Darlehen abgegeben und 
eine Grundschuld zur Sicherung der Darlehen auf ihr 
Eigentum aufgenommen hat.  
Der Umstand, dass die Ehefrau zunächst nicht Gesamt-
schuldnerin gewesen ist, kann nicht durch den nach-
träglichen, nicht mehr mit der Darlehensaufnahme in 
engem zeitlichen Zusammenhang stehenden Schuld-
beitritt bzw. durch die Aufnahme der Ehefrau in die 
Darlehensverträge geheilt werden. Der Klägerin steht 
im Streitfall kein Bewilligungsbescheid für eine be-
günstigte Entnahme aus ihrem Altersvorsorgevertrag 
zu. 

Stellplatzkosten im Rahmen einer beruflich veran-
lassten doppelten Haushaltsführung abzugsfähig 
Stellplatzkosten im Rahmen einer beruflich veranlass-
ten doppelten Haushaltsführung gehören auch nach 
der gesetzlichen Neufassung des § 9 Abs. 1 Nr. 5 EStG 
zu den sonstigen (in voller Höhe abziehbaren) Mehr-
aufwendungen. So entschied das Niedersächsische Fi-
nanzgericht. 

Unveränderte Bezugsgröße sind „nur” diejenigen (Un-
terkunfts-)Kosten, die üblicherweise in die Berechnung 
der durchschnittlichen Wohnungsmiete einfließen und 
damit auch von dem Pauschalbetrag von 1.000 Euro, 
der die aufwändige Berechnung der Durchschnitts-
miete ersetzen soll, erfasst werden. Das sind neben der 
(Grund-)Miete die monatlich aufzuwendenden Be-
träge für Wasser, Kanalisation, Straßenreinigung, Müll-
abfuhr, Hausreinigung und -beleuchtung, Schorn-
steinreinigung, Hauswart, öffentliche Lasten, Gebäu-
deversicherung und Kabelanschluss. Eine beispielhafte 
oder gar abschließende Aufzählung der von der „Ab-
geltungswirkung” erfassten Unterkunftskosten enthält 
das Einkommensteuergesetz nicht, ebenso wenig eine 
über den Bereich der berücksichtigungsfähigen Unter-
kunftskosten hinausgehende Begrenzung der (gesam-
ten) Kosten der Zweitwohnung auf höchstens 1.000 
Euro. 

Im Eigentum der Gesellschafter einer GbR  
stehende und von ihnen selbst vermietete  
Ferienwohnungen kein notwendiges Sonder- 
betriebsvermögen 
Wenn mehrere Personen den Tatbestand der Ein-
künfteerzielung in einer Gesellschaft erfüllen, ist auch 
dann für jede Gesellschaft ein selbstständiger Gewinn-
feststellungsbescheid zu erlassen, wenn zwischen den-
selben Personen noch weitere Gesellschaften beste-
hen. So das Finanzgericht Schleswig-Holstein.  
Im Streitfall gehören die im Eigentum der Gesellschaf-
ter stehenden und von ihnen selbst vermieteten Feri-
enwohnungen nicht zum Sonderbetriebsvermögen 
der Gesellschaft des Bürgerlichen Rechts (GbR). Die 
aus der Vermietung der Ferienwohnungen erzielten 
Einkünfte sind ebenso wie die aus der Veräußerung der 
Objekte erzielten Einkünfte nicht den gewerblichen 
Einkünften der GbR zuzuordnen. 

Steuerschuld unter Einbezug von Aktienverlusten 
übersteigt jährliches Existenzminimum -  
Einkommensteuern sind zu erlassen 
Die Erhebung von Einkommensteuern kann sachlich 
unbillig sein, wenn die festgesetzte Steuer bei Einbe-
zug tatsächlich abgeflossener, aber aufgrund von Aus-
gleichsbeschränkungen steuerlich nicht zu berücksich-
tigender Aktienverluste das jährlich steuerfrei zu be-
lassende Existenzminimum übersteigt. So entschied 
das Finanzgericht Köln. 
Die Klägerin erlitt Verluste aus Stillhaltergeschäften. 
Wegen der Verlustausgleichsbeschränkung nach dem 
Einkommensteuergesetz in der Fassung des Streitjahrs 
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erfolgte in Höhe von rund 390.000 Euro keine Verrech-
nung mit den positiven Einkünften aus anderen Ein-
kunftsarten. Dies führte zu einem entsprechend höhe-
ren Gesamtbetrag der Einkünfte. Unter Berücksichti-
gung des für 2002 geltenden Grundfreibetrags von 
7.235 Euro begehrte die Klägerin eine Minderung ihrer 
Gesamtsteuerbelastung. 
Das Gericht gab der Klägerin Recht. Nach dem sog. 
subjektiven Nettoprinzip müsse der Staat einem Steu-
erpflichtigen von seinem Erworbenen so viel steuerfrei 
belassen, wie zur Bestreitung des notwendigen Le-
bensunterhalts erforderlich sei (Existenzminimum). Der 
existenznotwendige Bedarf bilde von Verfassungs we-
gen die Untergrenze für den Zugriff durch die Einkom-
mensteuer. Hinsichtlich der Freistellung des Existenz-
minimums sei keine Gesamtbetrachtung über mehrere 
Jahre vorzunehmen. Der für den Lebensunterhalt tat-
sächlich und unabweisbar benötigte Geldbetrag sei 
vielmehr in jedem Veranlagungsjahr von der Besteue-
rung auszunehmen. 

Für Umsatzsteuerpflichtige 

Vorsteuervergütung bei fehlender Eintragung  
einer Umsatzsteueridentifikationsnummer in  
den Antrag möglich 
Die fehlende Eintragung einer Umsatzsteueridentifika-
tionsnummer bzw. Steuernummer der leistenden Un-
ternehmer in die Anlage zum Antrag auf Vorsteuer-
vergütung steht der Vergütungsfähigkeit laut Finanz-
gericht Köln hier nicht entgegen. 
Der Beklagte verfügte im Streitfall mit den eingereich-
ten Rechnungen über sämtliche Angaben, die ihn in 
die Lage versetzten, die Ordnungsmäßigkeit des gel-
tend gemachten Vorsteuervergütungsanspruchs zu 
prüfen. Vor dem Hintergrund des Grundsatzes der 
Neutralität der Mehrwertsteuer stehen die vom Be-
klagten gerügten formellen Mängel unter Berücksich-
tigung der Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs dem Vorsteuervergütungsanspruch der 
Steuerpflichtigen hier nicht entgegen. 

Für Erbschaftsteuer-/Schenkungsteuerpflichtige 

Vergleichswertverfahren bei der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer 
Für die Ermittlung der für die Erbschaft- und Schen-
kungsteuer maßgeblichen Grundbesitzwerte nutzen 
die Finanzämter vorrangig das 

„Vergleichswertverfahren“. Bei diesem Verfahren 
werden Vergleichspreise bzw. Vergleichsfaktoren der 
Gutachterausschüsse zugrunde gelegt. 
Beim Bundesfinanzhof ist ein Revisionsverfahren an-
hängig. Die Richter wollen zu der Frage Stellung neh-
men, ob die von den Gutachterausschüssen ermittel-
ten und den Finanzämtern mitgeteilten Vergleichs-
preise nach dem Bewertungsgesetz für die Beteiligten 
im Steuerrechtsverhältnis verbindlich und einer ge-
richtlichen Überprüfung regelmäßig nicht zugänglich 
sind.  
Eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs über diese 
Frage ist aus Gründen der Rechtssicherheit, der 
Rechtseinheitlichkeit und der Rechtsentwicklung im 
allgemeinen Interesse. 
 

Hinweis 
Betroffene Steuerpflichtige können gegen Feststel-
lungsbescheide, bei denen Grundbesitzwerte mittels 
Vergleichspreisen bzw. Vergleichsfaktoren fest- 
gestellt worden sind, unter Bezug auf das anhängige 
Verfahren beim Bundesfinanzhof Einspruch ein- 
legen. 

 

Sonstiges 

Internationaler Finanzabgleich ab 30.09.2023 
Am 30.09.2023 beginnt der Informationsaustausch 
zwischen den Finanzbehörden zwischen 119 Staaten. 
Über das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) erhält 
das örtlich zuständige Finanzamt dann im Wege des 
automatisierten Datenaustauschs Kontendaten aus 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie aus 
Drittstaaten, die der Vereinbarung über den Datenaus-
tausch beigetreten sind. Die Liste der Länder ist im 
Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 
23.02.2023 (Az. IV B 6 - S-1315 / 19 / 10030 :051) ent-
halten.  
 
Wenn die Pflicht besteht, die aus den Finanzkonten re-
sultierenden Einkünfte, insbesondere Einkünfte aus 
Kapitalvermögen, anzugeben, dies aber unterblieben 
ist, kann daraus ggf. eine leichtfertige Steuerverkür-
zung oder eine Steuerhinterziehung resultieren. Die 
strafbefreiende Wirkung der Selbstanzeige läuft je-
doch ins Leere, wenn die Steuerstraftat entdeckt war. 
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Davon ist wohl nach einer Meldung der ausländischen 
Finanzbehörde an das BZSt auszugehen.  
Umgekehrt erhalten auch ausländische Finanzbehör-
den über das BZSt Informationen über Finanzkonten 
in Deutschland. Da das Welteinkommensprinzip oder 
die strafbefreiende Selbstanzeige auch in anderen Ju-
risdiktionen nicht unbekannt ist, sollten im Ausland 
Steuerpflichtige ihre Erklärungen im Ausland über-
prüfen (lassen). 
Die Motive für ein Finanzkonto im Ausland können un-
terschiedlich sein. So sind aus der Vor-BREXIT-Zeit 
Fälle von ehemaligen Studierenden bekannt, die ein 
Konto im Vereinigten Königreich einrichteten. Britische 
Banken vergaben seinerzeit großzügig Studienkredite, 
wenn ein Bankkonto im Vereinigten Königreich be-
stand. Durch eine Änderung der gesetzlichen Vorga-
ben der Bankenaufsicht dürften diese Konten inzwi-
schen nahezu vollständig aufgelöst sein. Zinseinkünfte 
können jedoch möglicherweise nicht angegeben wor-
den sein. Hier sollte eine Nachdeklaration geprüft wer-
den.  
Ebenfalls nicht ungewöhnlich sind Konten im Zusam-
menhang mit ausländischen Immobilien. 

Unwetter im August 2023 in Bayern: Hilfen für  
betroffene Privathaushalte, Unternehmen und 
Kommunen 
Wie die Bayerische Staatsregierung mitteilt, können 
Privatpersonen und Unternehmen steuerliche Erleich-
terungen erhalten, zudem wurde die Einleitung einer 
staatlichen Finanzhilfeaktion beschlossen. Demnach 
können insbesondere Privathaushalte, denen durch 
das Unwetter im August 2023 in Bayern eine existenzi-
elle Notlage droht, im Einzelfall finanzielle Hilfen ge-
währt werden. Betroffene Kommunen können im 
Wege des kommunalen Finanzausgleichs Unterstüt-
zung erhalten. 
Im Rahmen der steuerlichen Erleichterungen können 
für Privatpersonen sowie Unternehmen im Einzelfall 
nach den maßgeblichen Vorschriften unter anderem 
 
 Steuern gestundet, 
 Vollstreckungsmaßnahmen aufgeschoben und 
 Steuervorauszahlungen gemindert werden. 
 Auch Sonderabschreibungen sind möglich. 
Ansprechpartner für die Betroffenen ist das jeweils zu-
ständige Finanzamt.  

An Vermittler in Hongkong gezahlte Provision - 
Betriebsausgabenabzug möglich 
Das Finanzgericht Münster hatte zu entscheiden, ob 
der Betriebsausgabenabzug für eine von der Klägerin 
im Streitjahr 2016 geltend gemachte Vermittlungspro-
vision nach dem Außensteuergesetz oder gemäß der 
Abgabenordnung zu versagen ist. 
Die Empfängerbezeichnung (hier: durch Angabe einer 
in Hongkong ansässigen Gesellschaft und dessen al-
leinigen Gesellschafters; Vorlage eines Annual Return; 
Empfangsbestätigung des bar gezahlten Betrags; Aus-
landsüberweisungen an die Gesellschaft) ist auch dann 
ordnungsgemäß i. S. der Abgabenordnung, wenn  
sichergestellt ist, dass der wirkliche Empfänger einer 
Zahlung (hier: im Zusammenhang mit der Abwicklung 
des Kaufs zweier Maschinen in China unter Mitwirkung 
eines in Hongkong ansässigen Vermittlers) im Inland 
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht 
steuerpflichtig ist. 
Für die Anwendung der Abgabenordnung ist es uner-
heblich, ob die Berechnungsparameter für eine Provi-
sion schlüssig erklärt und für das Finanzamt im Einzel-
nen nachvollziehbar sind. Eine Ertragsteuerbelastung 
von 16,5 % ist keine nur unwesentliche Besteuerung  
i. S. des Außensteuergesetzes. Das Finanzamt hat im 
Streitfall zu Unrecht den Abzug einer Betriebsausgabe 
verweigert. Als unbeschränkt steuerpflichtige Kapital-
gesellschaft hat die Klägerin gemäß dem Körperschaft-
steuergesetz keine außerbetriebliche Sphäre. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Oktober/November 2023
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.10.20231 10.11.20232 
Umsatzsteuer 10.10.20233 10.11.20234 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 13.10.2023  13.11.2023 

Scheck6 10.10.2023 10.11.2023 
Gewerbesteuer entfällt 15.11.2023 

Grundsteuer entfällt 15.11.2023 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 entfällt 20.11.2023 
Scheck6 entfällt 15.11.2023 

Sozialversicherung7 26.10.8/27.10.2023 28.11.2023 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich 

mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanz-
amt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werk-
tag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.10.8/25.10.2023/24.11.2023, jeweils 
0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauf-
tragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

8 Gilt für Bundesländer, in denen der Reformationstag ein gesetzlicher Feiertag ist. 
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Guten Tag, 

im Falle des sog. Bondstrippings von im Privatvermögen gehaltenen Bun-
desanleihen sind nach einem Urteil des Finanzgerichts Baden-Württem-
berg bei Veräußerung der Zinsscheine die Anschaffungskosten der Anleihe 
(samt Zinsscheinen) auf die Zinsscheine und den Anleihemantel (Stamm-
recht) aufzuteilen.  
 
Nach einem aktuellen Urteil des Bundesfinanzhofs können Mieter Aufwen-
dungen für haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen 
steuermindernd geltend machen, auch wenn sie die Verträge mit den Leis-
tungserbringern nicht selbst abgeschlossen haben. 
 
In einem weiteren Urteil nahm der Bundesfinanzhof Stellung zum Vorlie-
gen eines Steuerstundungsmodells im Zusammenhang mit dem Erwerb 
fremdfinanzierter Inhaberschuldverschreibungen. 
 
Außerdem nahm der Bundesfinanzhof dazu Stellung, ob und ggf. ab wann 
das bei den Spielern regelmäßig zum Bereich der Hobbyausübung gehö-
rende Online-Pokerspielen "berufsmäßig" ausgeübt wird und ob Online-
Pokergewinne, soweit sie keine Einkünfte aus Gewerbebetrieb darstellen, 
als sonstige Einkünfte zu qualifizieren sind. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Aufteilung der Anschaffungskosten im Fall von 
Bondstripping bei im Privatvermögen gehaltenen 
Bundesanleihen 
Der Erwerber einer deutschen Bundesanleihe erteilte 
noch am Tag des Kaufs der depotführenden Bank den 
Auftrag, die Zinsscheine vom Anleihemantel zu tren-
nen (sog. Bondstripping). Einige Tage später ver-
kaufte er die Zinsscheine und erzielte einen Gewinn. 
Noch einige Tage später verkaufte er das Stammrecht 
an die GmbH, deren Anteile er zu 50 % hielt. In der 
Einkommensteuererklärung erklärte er den Erlös aus 
dem Verkauf der Zinsscheine als inländischen Gewinn 
aus der Veräußerung von Kapitalanlagen. Aus dem 
Verkauf des Anleihemantels erklärte er einen Veräuße-
rungsverlust. Dabei zog er vom Veräußerungspreis die 
gesamten Anschaffungskosten der Bundesanleihe ab. 
Das beklagte Finanzamt teilte die Anschaffungskosten 
auf den Anleihemantel (Stammrecht) und die Zins-
scheine auf.  
Das Finanzgericht Baden-Württemberg gab dem Fi-
nanzamt Recht. Sowohl die isolierte Veräußerung der 
Zinsscheine als auch die Veräußerung des Anleihe-
mantels hätten zu Einkünften aus Kapitalvermögen 
geführt. Da der für Einkünfte aus Kapitalvermögen 
grundsätzlich geltende Abgeltungsteuersatz von 25 % 
nicht gilt, wenn Kapitalerträge von einer Kapitalgesell-
schaft an einen Anteilseigner gezahlt werden, der zu 
mindestens 10 % an der Gesellschaft beteiligt ist, un-
terliegt nur der Gewinn aus der Veräußerung der Zins-
scheine dem Abgeltungsteuersatz, nicht aber der Ge-
winn bzw. Verlust aus der Veräußerung des Anleihe-
mantels an die GmbH. Dieser unterliegt dem allgemei-
nen Steuertarif, da der Kläger im Streitjahr 50 % der 
Anteile der GmbH gehalten hat. 

Steuerermäßigung für Aufwendungen für haus-
haltnahe Dienstleistungen durch Mieter 
Die Kläger wohnten in einer angemieteten Eigentums-
wohnung. Der Vermieter stellte ihnen mit der Neben-
kostenabrechnung Aufwendungen für Treppen-
hausreinigung, Schneeräumdienst, Gartenpflege und 
für die Überprüfung von Rauchwarnmeldern in Rech-
nung. Hierfür begehrten sie die Steuerermäßigung 
für haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwer-
kerleistungen. Finanzamt und Finanzgericht lehnten 
dies ab. 
Der Bundesfinanzhof gab hingegen den Steuerpflich-
tigen Recht. Der Steuerermäßigung steht nicht entge-
gen, dass Mieter die Verträge mit den jeweiligen 

Leistungserbringern, z. B. dem Reinigungsunterneh-
men und dem Handwerksbetrieb, regelmäßig nicht 
selbst abschließen. Für die Gewährung der Steuer- 
ermäßigung ist ausreichend, dass die haushaltsnahen 
Dienstleistungen und Handwerkerleistungen dem 
Mieter zugutegekommen sind. Soweit das Gesetz 
zudem verlangt, dass der Steuerpflichtige für die Auf-
wendungen eine Rechnung erhalten hat und die Zah-
lung auf das Konto des Erbringers der Leistung erfolgt 
ist, genügt als Nachweis auch eine Wohnnebenkos-
tenabrechnung oder eine Bescheinigung, die dem von 
der Finanzverwaltung anerkannten Muster entspricht. 
Aus beiden muss sich allerdings Art, Inhalt und Zeit-
punkt der Leistung sowie Leistungserbringer und Leis-
tungsempfänger nebst geschuldetem Entgelt ein-
schließlich des Hinweises der unbaren Zahlung erge-
ben. Nur bei sich aufdrängenden Zweifeln an der Rich-
tigkeit dieser Unterlagen bleibt es dem Finanzamt 
oder im Klageverfahren dem Finanzgericht unbenom-
men, die Vorlage der Rechnungen im Original oder in 
Kopie vom Steuerpflichtigen zu verlangen. In diesem 
Fall muss sich der Mieter die Rechnungen vom Vermie-
ter beschaffen. 

Hinweis 
Diese Rechtsprechung gilt entsprechend für Auf-
wendungen der Wohnungseigentümer, wenn die 
Beauftragung für haushaltsnahe Dienstleistungen 
und Handwerkerleistungen durch die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft - regelmäßig vertreten 
durch deren Verwalter - erfolgt ist. 

In Deutschland ansässiger und bei Schweizer  
Arbeitgeber angestellter Binnenschiffer -  
Besteuerung des Arbeitslohns 
Wenn ein nur in Deutschland ansässiger Binnenschiffer 
auf dem Rhein bei einem Schweizer Arbeitgeber ange-
stellt ist, steht laut Finanzgericht Baden-Württemberg 
Deutschland das Besteuerungsrecht für den Arbeits-
lohn zu, soweit der Binnenschiffer in Deutschland und 
anderen Drittstaaten außerhalb der Schweiz tätig war. 
In Deutschland ist der Arbeitslohn nur für die Arbeits-
tage steuerfrei zu stellen, an denen der Binnenschiffer 
seine Tätigkeit tatsächlich in der Schweiz ausgeübt hat. 
Ein ausschließliches Besteuerungsrecht der Schweiz 
als Unternehmensstaat kann aus dem Doppelbesteue-
rungsabkommen mit der nicht abgeleitet werden. 
Der Umstand, dass die Schweizer Steuerverwaltung die 
Regelung anders auslegt und deshalb den gesamten 
Arbeitslohn des Klägers in der Schweiz besteuert, ist 
insoweit unerheblich. Die dadurch ausgelöste 
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Doppelbesteuerung kann nur ggf. im Rahmen eines 
Verständigungsverfahrens beseitigt werden. 

Hinweis 
Diese Rechtsprechung ist grundsätzlich auf andere 
Arbeitnehmer übertragbar. 

Höhere Rente durch die "Mütterrente" -  
Anpassung des steuerfreien Rententeils 
Die Erhöhung einer bereits laufenden gesetzlichen Al-
tersrente durch einen Zuschlag an persönlichen Ren-
tenentgeltpunkten für Kindererziehungszeiten ("Müt-
terrente") führt zu einer Anpassung des bisherigen 
steuerfreien Teils der Rente (Rentenfreibetrag). Hierbei 
bleiben zwischenzeitliche regelmäßige Rentenanpas-
sungen außer Betracht. So entschied der Bundes- 
finanzhof. 

Umzug in neue Wohnung wegen getrennter  
Arbeitszimmer für Ehegatten - Umzugskosten  
als Werbungskosten 
Umzugskosten können beruflich veranlasst sein, 
wenn der Umzug zu einer wesentlichen Erleichterung 
der Arbeitsbedingungen führt. Eine solche Erleichte-
rung kann (insbesondere während der Corona-Pande-
mie) auch anzunehmen sein, wenn ein Umzug erfolgt, 
um für jeden Ehegatten in der neuen Wohnung ein Ar-
beitszimmer einzurichten, damit diese im Homeoffice 
wieder ungestört ihrer jeweiligen Tätigkeit nachgehen 
können. So entschied das Finanzgericht Hamburg. 
Die Kläger hatten eine neue Wohnung mit genau zwei 
zusätzlichen Arbeitszimmern gesucht und ausgewählt. 
Die Einrichtung von zwei Arbeitszimmern ist ange-
sichts der verschiedenen Arbeitsweisen der Kläger er-
forderlich für die (ungestörte) Ausübung der jeweili-
gen Tätigkeit. Die Wohnung weicht im Übrigen nicht 
derart von der bisherigen Wohnung ab, dass hier An-
lass zur Annahme bestand, eine Erhöhung des Wohn-
komforts sei Anlass für den Umzug gewesen. 

Liegt bei einer Einzelinvestition ein Steuerstun-
dungsmodell vor? 
Wenn ein Steuerpflichtiger negative Einkünfte aus 
Kapitalvermögen durch die Beteiligung an einer Ge-
sellschaft im Wege einer sog. Einzelinvestition erzielt, 
erfordert das Ausnutzen einer modellhaften Gestal-
tung zur Verlusterzielung aufgrund eines vorgefer-
tigten Konzepts, dass er sich bei der Entwicklung der 
Geschäftsidee, der Vertragsgestaltung und der 

Vertragsumsetzung wie ein passiver Kapitalanleger 
verhält. 
Ein Steuerstundungsmodell ist anzunehmen, wenn 
aufgrund einer modellhaften Gestaltung steuerliche 
Vorteile in Form negativer Einkünfte erzielt werden 
sollen. Dies ist der Fall, wenn dem Steuerpflichtigen 
aufgrund eines vorgefertigten Konzepts die Möglich-
keit geboten werden soll, zumindest in der Anfangs-
phase der Investition Verluste mit übrigen Einkünften 
zu verrechnen. Dabei ist es ohne Belang, auf welchen 
Vorschriften die negativen Einkünfte beruhen. So der 
Bundesfinanzhof in einer aktuellen Entscheidung. 

Hinweis 
Verluste im Zusammenhang mit einem Steuerstun-
dungsmodell dürfen nicht mit anderen Einkünften 
verrechnet werden, sondern lediglich mit zukünfti-
gen Gewinnen aus derselben Einkommensquelle. 

Online-Pokerspiel: Gewinne können der Einkom-
mensteuer unterliegen 
Ein Mathematikstudent hatte im Jahr 2007 mit dem 
Online-Pokerspiel in der Variante „Texas Hold'em/ 
Fixed Limit“ begonnen. Ausgehend von zunächst klei-
nen Einsätzen und Gewinnen steigerte er seine Ein-
sätze allmählich. Auch seine Gewinne stiegen mit der 
Zeit erheblich an. Im Streitjahr 2009 erzielte er aus dem 
Online-Pokerspiel bereits einen Gewinn von über 
80.000 Euro, der in den Folgejahren weiter anstieg. Al-
lein im Zeitraum von Juli bis Dezember 2009 belief sich 
seine registrierte Gesamtspielzeit auf 673 Stunden. Das 
Finanzgericht hat den Sachverhalt dahingehend ge-
würdigt, dass der Kläger ab Oktober 2009 gewerblich 
tätig gewesen sei und demzufolge der in den Monaten 
Oktober bis Dezember 2009 erzielte Gewinn von gut 
60.000 Euro der Einkommensteuer unterliege. 
Der Bundesfinanzhof bestätigte dies und entschied, 
dass auch Gewinne aus dem Online-Pokerspiel als Ein-
künfte aus Gewerbebetrieb der Einkommensteuer 
unterliegen können. Er knüpfte dabei an frühere Ent-
scheidungen zum Pokerspiel in Form von Präsenztur-
nieren und in Casinos an. Danach ist Poker in einkom-
mensteuerrechtlicher Hinsicht kein reines Glücksspiel, 
sondern auch durch Geschicklichkeitselemente ge-
kennzeichnet. Dies gilt auch beim Online-Poker, selbst 
wenn dort kein persönlicher Kontakt zu den Mitspie-
lern möglich ist. Allerdings unterliegt - unabhängig 
von der Form des Pokerspiels - nicht jeder Pokerspieler 
der Einkommensteuer. Für Freizeit- und Hobbyspieler 
handelt es sich weiterhin um eine private Tätigkeit, bei 
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der Gewinne (und auch Verluste) keine steuerliche 
Auswirkung haben. Wenn jedoch der Rahmen einer 
privaten Hobbytätigkeit überschritten wird und es 
dem Spieler nicht mehr um die Befriedigung seiner 
Spielbedürfnisse geht, sondern um die Erzielung von 
Einkünften, ist sein Handeln als gewerblich anzusehen. 
Maßgebend ist die strukturelle Vergleichbarkeit mit ei-
nem Gewerbetreibenden bzw. Berufsspieler, z. B. die 
Planmäßigkeit des Handelns, die Ausnutzung eines 
Marktes oder der Umfang des investierten Geld- und 
Zeitbudgets. 

Für Erbschaft-/Schenkungsteuerpflichtige 

Einräumung eines Wohnungsrechts zu Lebzeiten - 
Schenkung auf den Todesfall 
Wenn der Wohnungseigentümer dem Beschenkten 
unentgeltlich ein Wohnungsrecht (Mitnutzungsrecht) 
und für die Zeit nach seinem Ableben ein persönliches 
Wohnungsrecht einräumt und werden beide zu seinen 
Lebzeiten im Grundbuch eingetragen, so handelt es 
sich hinsichtlich des Wohnungsrechts um eine Schen-
kung auf den Todesfall. So entschied das Finanzgericht 
Hamburg. 
Die Besonderheit der Schenkung auf den Todesfall 
besteht in der vertraglichen Abrede, dass die gewollte 
Vermögensbewegung (endgültig) erst mit oder nach 
dem Tod des Zuwendenden eintreten soll. Diese Ab-
rede enthält eine Befristung und zugleich eine Bedin-
gung: Die Zuwendung ist bis zum Ableben des Zuwen-
denden hinausgeschoben, tritt aber auch mit diesem 
(nur zeitlich ungewissen) Ereignis nur ein, wenn er zu 
diesem Zeitpunkt noch lebt. Eine Schenkung unter 
Überlebensbedingung ist auch dann eine Schenkung, 
wenn die Rechtsfolgen des Erfüllungsgeschäftes mit 
dem Tode des Schenkers ohne weitere Rechtshand-
lungen eintreten. Dies ist hier der Fall gewesen. 

Schenkungsteuer für in Ehevertrag vereinbarte 
Ausgleichsleistung für Verzicht auf bürgerlich-
rechtliche Scheidungsfolgen? 
Die Gegenleistung, die ein Ehegatte dafür erhält, dass 
er im notariellen Ehevertrag auf Zugewinnausgleich, 
Versorgungsausgleich, nachehelichen Unterhalt und 
Ansprüche aus Hausratsteilung verzichtet, stellt eine 
freigebige Zuwendung dar. Der Verzicht ist eine Ge-
genleistung, die nicht in Geld veranschlagt werden 
kann. Die Besteuerung der Zuwendung greift nicht in 
den Schutzbereich der Ehe ein. So entschied das  
Finanzgericht Hamburg. 

Gegen die Entscheidung wurde Revision beim Bundes-
finanzhof eingelegt. 

Körperschaftsteuer 

Begriff der „verdeckten Gewinnausschüttung 
(vGA)“ im Steuerrecht 
Unter einer verdeckten Gewinnausschüttung (vGA) 
versteht man eine Vermögensminderung oder verhin-
derte Vermögensmehrung bei einer Körperschaft, die 
durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst ist, sich 
auf die Höhe des Unterschiedsbetrags i. S. d. § 4  
Abs. 1 Satz 1 EStG (Gewinn oder Verlust) auswirkt und 
nicht auf einem den gesellschaftsrechtlichen Vorschrif-
ten entsprechenden Gewinnverteilungsbeschluss be-
ruht. Die vGA hat danach ihre Quelle bei einer Kapital-
gesellschaft, an der der Empfänger der vGA - oder eine 
ihm nahestehende Person - beteiligt ist. Sehr häufig 
hat ein Gesellschafter außer seiner reinen Gesellschaf-
terstellung weitere geschäftliche Beziehungen zu sei-
ner Beteiligungsgesellschaft. Dies kann die Stellung als 
angestellter Geschäftsführer sein, die Vermietung von 
Grundstücken an die Gesellschaft, der Verkauf von 
Produkten zur Weiterverarbeitung bei der Gesellschaft 
oder auch die Gewährung von Darlehen. 
In allen diesen Fällen ist es zur Vermeidung einer vGA 
zunächst wesentlich, dass bei diesen Geschäftsbezie-
hungen Verträge wie zwischen Fremden abgeschlos-
sen werden, dann werden entsprechende Vereinba-
rungen auch steuerlich anerkannt. Insbesondere wenn 
der Gesellschafter durch die Höhe seiner Beteiligung 
eine beherrschende Stellung einnimmt, darf ihm die 
Gesellschaft keine Vorteile einräumen, die ein ordent-
licher und gewissenhafter Kaufmann einem nicht ge-
sellschaftlich Beteiligten nicht gewährt hätte.  
Das Finanzamt prüft danach im 1. Schritt das Bestehen 
eines entsprechenden zivilrechtlichen Vertrages und 
im 2. Schritt die Angemessenheit der dafür von der Ka-
pitalgesellschaft geleisteten Vergütung. Wird gegen 
eine dieser Voraussetzungen verstoßen, liegt eine vGA 
vor. Diese liegt z. B. bei einem fehlenden Geschäftsfüh-
rervertrag in Höhe der gesamten Vergütung vor, bei 
einer unangemessenen Vergütung in Höhe des unan-
gemessenen Anteils. Handelsrechtlich ist die Vergü-
tung trotzdem in voller vereinbarter Höhe zu verbu-
chen. Sie wird seitens der Gesellschaft schließlich ge-
schuldet, dann aber außerhalb der Bilanz im Rahmen 
der steuerlichen Einkommensermittlung dem Gewinn 
wieder hinzugerechnet. Diese Zurechnung gilt dann 
auch automatisch für die Gewerbesteuer. 
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Die Notwendigkeit einer zivilrechtlich wirksamen Ver-
einbarung erfordert einen vor der Leistung abge-
schlossenen klaren und eindeutigen Vertrag, der dann 
auch entsprechend durchgeführt werden muss. Es 
kann z. B. einem Gesellschafter-Geschäftsführer nicht 
wirksam eine Tantieme gewährt werden, selbst wenn 
diese üblich und angemessen wäre. Ohne eine Verein-
barung ist diese auch keine angemessene Vergütung, 
sei es z. B. für ein überlassenes Grundstück oder ein 
gewährtes Darlehen, eine abzugsfähige Betriebsaus-
gabe der Gesellschaft, sondern eine vGA. 
Die Hinzurechnung der vGA zum Einkommen der 
Gesellschaft hat bei dem Gesellschafter zur Folge, dass 
sie bei der Auszahlung an ihn als Einnahme aus Kapi-
talvermögen gem. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG zu versteuern 
ist. Das bedeutet, dass im Zeitpunkt des Zuflusses von 
der Zahlung die Kapitalertragsteuer von 25 % einbe-
halten und abgeführt werden muss. Mit diesem Abzug 
ist die Einkommensteuer des Gesellschafters abgegol-
ten, wenn er keinen Antrag auf „Günstigerprüfung“ 
stellt. Dieser Antrag ist aber bei einer vGA nicht mög-
lich, wenn der Gesellschafter zu 10 % oder mehr an der 
Gesellschaft beteiligt ist. Bei einer Beteiligung ab 25 % 
oder 1 % und gleichzeitiger beruflicher Tätigkeit für die 
Gesellschaft unterliegt die vGA dem normalen tarif- 
lichen Steuersatz ohne Abgeltungswirkung. 

Für Umsatzsteuerpflichtige 

Kochevent als betriebliche Weihnachtsfeier:  
Vorsteuerabzug bei einer Betriebsveranstaltung 
Wenn ein Unternehmer Leistungen für sog. Betriebs-
veranstaltungen (hier: Weihnachtsfeier) bezieht, ist er 
nur dann zum Vorsteuerabzug berechtigt, wenn diese 
nicht ausschließlich dem privaten Bedarf der Be-
triebsangehörigen dient, sondern durch die besonde-
ren Umstände seiner wirtschaftlichen Tätigkeit bedingt 
sind. Der Vorsteuerabzug für sog. Aufmerksamkeiten 
(Freigrenze von 110 Euro je Arbeitnehmer und Kalen-
derjahr) richtet sich nach der wirtschaftlichen Gesamt-
tätigkeit des Unternehmers. Die Kosten des äußeren 
Rahmens einer Betriebsveranstaltung sind jedenfalls 
dann in die Berechnung der 110 Euro-Freigrenze ein-
zubeziehen, wenn es sich um eine einheitliche Leistung 
handelt. 
Dient eine Betriebsveranstaltung lediglich dazu, das 
Betriebsklima durch gemeinsame Freizeitgestaltung 

zu verbessern, liegt laut Bundesfinanzhof ein aus-
schließlicher Zusammenhang der für den Betriebsaus-
flug bezogenen Leistungen zum privaten Bedarf des 
Personals und damit zu einer Entnahme vor, die nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigt. Die streitgegenständ-
liche Weihnachtsfeier war nicht auf den Verzehr von 
Speisen und Getränken in festlichem Rahmen be-
schränkt, sondern erfolgte im Rahmen eines "Koche-
vents", bei dem die Teilnehmer unter Anleitung von 
professionellen Köchen das gemeinsame Abendessen 
selbst zubereiteten. Derartige "Teambuilding-Events" 
sind allgemein dafür bekannt, dass sie die Leistungsfä-
higkeit und -bereitschaft der Mitarbeiter in der jewei-
ligen Abteilung und zwischen den verschiedenen Ab-
teilungen verbessern können und sollen. Die Teilneh-
mer arbeiten an einem gemeinsamen Ziel, lernen sich 
dabei besser kennen und entwickeln so ein Gefühl der 
Zusammengehörigkeit, das zur Verbesserung des Be-
triebsklimas führen kann. 

Sozialversicherung 

Sozialversicherungspflicht einer Ein-Personen-UG 
Verpflichtet sich eine Ein-Personen-Unternehmer- 
gesellschaft (UG) gegenüber einem anderen Unter-
nehmen vertraglich zur Erbringung von Tätigkeiten, 
die ihrer Art nach eine Eingliederung in die Arbeits- 
organisation des anderen Unternehmens und eine 
Weisungsgebundenheit an dortige Weisungsgeber 
bedingen, sind ausdrückliche vertragliche Verein- 
barungen zwischen dem die Tätigkeit selbst ausfüh-
renden Gesellschafter-Geschäftsführer der UG und 
dem anderen Unternehmen zur Begründung eines ab-
hängigen Beschäftigungsverhältnisses nicht erforder-
lich. 
Vergleichbar dem Rechtsinstitut des fingierten Ar-
beitsverhältnisses nach § 10 Absatz 1 Satz 1 AÜG im 
Fall einer unwirksamen Arbeitnehmerüberlassung be-
stimmt sich die rechtliche Beurteilung als Beschäfti-
gung vielmehr anhand der Vereinbarungen zwischen 
der UG und dem anderen Unternehmen sowie der 
praktischen Durchführung dieses Vertrags. So das  
Bundessozialgericht.  

Hinweis 
Ein Statusfeststellungsverfahren ist die einzige Mög-
lichkeit, Rechtssicherheit zu erlangen. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung September/Oktober 2023
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.09.20231 10.10.20232 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

11.09.2023 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 11.09.2023 entfällt 

Umsatzsteuer 11.09.20233 10.10.20234 
Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 14.09.2023 13.10.2023 

Scheck6 11.09.2023 10.10.2023 
Sozialversicherung7 27.09.2023 26.10.8/27.10.2023 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag  

sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner  
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werk-
tag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.09.2023/24.10.8/25.10.2023, jeweils 
0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauf-
tragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

8 Gilt für Bundesländer, in denen der Reformationstag ein gesetzlicher Feiertag ist. 
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Guten Tag, 

das Finanzgericht Münster entschied, dass die im Jahr 2020 gezahlten 
Corona-Hilfen keine außerordentlichen Einkünfte darstellen, die in der Ein-
kommensteuer nur ermäßigt zu besteuern sind. 
 
Im Jahr 2022 haben in Deutschland 22 Millionen Personen Leistungen in 
Höhe von rund 363 Milliarden Euro aus gesetzlicher, privater oder betrieb-
licher Rente erhalten. Wie das Statistische Bundesamt aktuell mitteilt, zähl-
ten rund zwei Drittel (66,4 %) der Rentenleistungen zu den steuerpflichti-
gen Einkünften. 
 
Das Finanzgericht Münster nahm in einem weiteren Urteil dazu Stellung, 
ob ein vom Steuerpflichtigen eingeholtes Wertgutachten, in dem die Rest-
nutzungsdauer eines Mietobjekts nach der Immobilienwertverordnung be-
rechnet wird, der Ermittlung der AfA zugrunde gelegt werden kann. 
 
Der Bundesfinanzhof hat sich mit Fragen zu sog. Schiffsbeteiligungen be-
fasst und geklärt, ob der Ausfall eines Gesellschafterdarlehens oder der 
Forderung aus typisch stiller Beteiligung im Rahmen der Aufgabe des Be-
triebs der Mitunternehmerschaft von der Abgeltungswirkung umfasst ist. 
 
Es liegt keine Arbeitgeberveranlassung vor, wenn einem Leiharbeitnehmer 
vom Entleiher im Rahmen einer Gemeinschaftsverpflegung unentgeltlich 
ein Kantinenessen zur Verfügung gestellt wird und der Entleiher mit dem 
Verleiher über die Mahlzeitengestellung nicht abrechnet. So entschied das 
Niedersächsische Finanzgericht. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
   

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Erhaltene Corona-Hilfen unterliegen nicht als  
außerordentliche Einkünfte einer ermäßigten  
Einkommensbesteuerung 
Ein Einzelunternehmer führte einen Gewerbebetrieb, 
der eine Gaststätte und ein Hotel umfasste. Ihm wur-
den 2020 auf Grund der pandemiebedingten Ein-
schränkungen eine Soforthilfe von 15.000 Euro, eine 
Überbrückungshilfe I von 6.806 Euro und die „Novem-
ber-/Dezemberhilfe“ von 42.448 Euro gewährt. Das 
beklagte Finanzamt unterwarf die erhaltenen Corona-
Hilfen der tariflichen Einkommensteuer. Der Einzel- 
unternehmer machte u. a. geltend, die Corona-Hilfen 
seien ermäßigt zu besteuern. Sie seien Entschädigun-
gen als Ersatz für entgangene oder entgehende Ein-
nahmen oder für die Nichtausübung einer Tätigkeit 
aufgrund der pandemiebedingten Schließung des Ge-
schäftsbetriebs. 
Der Finanzgericht Münster wies die Klage ab, da es 
nach seiner Auffassung dabei nicht auf die Frage an-
kam, ob die Zuschüsse eine Entschädigung für entgan-
gene oder entgehende Einnahmen oder eine Entschä-
digung für die Aufgabe oder Nichtausübung einer  
Tätigkeit darstellen. Es handelte sich nicht um außer-
ordentliche Einkünfte. Der Kläger hat im Streitjahr nur 
Corona-Hilfen gewinnerhöhend erfasst, die sich auch 
auf dieses Kalenderjahr bezogen hatten. Weder sollten 
sich die Corona-Hilfen auf weitere Veranlagungszeit-
räume erstrecken noch sind sie in einem anderem Ver-
anlagungszeitraum bezogen worden als dem, für den 
sie gezahlt worden sind, und in diesem Veranlagungs-
zeitraum mit regulären anderen Einkünften des Klä-
gers aus seinem Gewerbebetrieb zusammengetroffen. 

Hinweis 
Die Entscheidung ist rechtskräftig. Die Revision 
wurde nicht zugelassen, da die Grundsätze zu dem 
Tatbestandsmerkmal der Zusammenballung durch 
die Rechtsprechung geklärt sind. 

Zwei Drittel der Rentenleistungen im Jahr 2022 
einkommensteuerpflichtig 
Im Jahr 2022 haben in Deutschland 22 Mio. Personen 
Leistungen i. H. v. rund 363 Mrd. Euro aus gesetzlicher, 
privater oder betrieblicher Rente erhalten. Wie das 
Statistische Bundesamt aktuell mitteilt, zählten rund 
zwei Drittel (66,4 %) der Rentenleistungen zu den  
steuerpflichtigen Einkünften. Seit 2015 ist der durch-
schnittliche Besteuerungsanteil damit um 11 Prozent-

punkte gestiegen. Ursache für den Anstieg ist die Neu-
regelung der Besteuerung von Alterseinkünften im  
Alterseinkünftegesetz von 2005. Kernelement der 
Neuregelung ist der Übergang von einer vorgelager-
ten zu einer nachgelagerten Besteuerung der gesetz-
lichen Renten bis zum Jahr 2040. Demnach werden die 
Aufwendungen zur Alterssicherung in der Anspar-
phase schrittweise steuerfrei gestellt und erst die Leis-
tungen in der Auszahlungsphase steuerlich belastet. 
Welcher Anteil der Renteneinkünfte steuerpflichtig ist, 
richtet sich nach dem Jahr des Rentenbeginns: Je spä-
ter der Rentenbeginn, desto höher ist der besteuerte 
Anteil der Renteneinkünfte. Außerdem steigt der Be-
steuerungsanteil auch durch Rentenerhöhungen, da 
diese komplett steuerpflichtig sind.  
Bei vielen Rentnern liegt der steuerpflichtige Teil ihrer 
Renten nach relevanten Abzügen unterhalb des 
Grundfreibetrags. Dann bleiben viele Renten steuer-
frei, wenn keine weiteren Einkünfte vorliegen. Bei 
knapp 84 % der steuerbelasteten Rentenempfänger  
- hierzu zählen auch hinterbliebene Eheleute und Kin-
der - liegen neben den Renten noch andere Einkünfte 
wie beispielsweise Versorgungsbezüge, Arbeitsein-
kommen oder Mieteinnahmen vor. Bei zusammenver-
anlagten Ehepaaren können das auch Einkünfte des 
Partners sein, die für die Besteuerung zusammen- 
gerechnet werden. 

Ermittlung der AfA auf Basis von Wertgutachten 
mit Berechnung der Restnutzungsdauer eines 
Mietobjekts nach Immobilienwertverordnung 
Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass es 
Sache des Steuerpflichtigen ist, im Einzelfall eine kür-
zere tatsächliche Nutzungsdauer für Immobilien 
darzulegen und gegebenenfalls nachzuweisen. Die 
Würdigung der insoweit von Klägern dargelegten Um-
stände obliegt dann im Klageverfahren dem Finanz-
gericht als Tatsacheninstanz. 
Vor diesem Hintergrund ist etwa die Vorlage eines 
Bausubstanzgutachtens, insbesondere die Zustands-
ermittlung von Immobilien mit Hilfe des sog. ERAB-
Verfahrens (Verfahren zur Ermittlung des Abnutzungs-
vorrats von Baustoffen), seitens des Steuerpflichtigen 
nicht Voraussetzung für die Anerkennung einer ver-
kürzten tatsächlichen Nutzungsdauer. Wählt der  
Steuerpflichtige oder ein von diesem beauftragter 
Sachverständiger daher aus nachvollziehbaren Grün-
den eine andere Nachweismethode, kann dies Grund-
lage für die im Einzelfall erforderliche Schätzung einer 
verkürzten tatsächlichen Nutzungsdauer sein, soweit 
aus der gewählten Methode Rückschlüsse auf die zu 
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ermittelnden Determinanten möglich sind. Da im Rah-
men der Schätzung nur die größtmögliche Wahr-
scheinlichkeit über eine kürzere tatsächliche Nut-
zungsdauer verlangt werden kann, würde eine Veren-
gung der Gutachtenmethodik oder eine Festlegung 
auf ein bestimmtes Ermittlungsverfahren die Anforde-
rungen an die Feststellungslast überspannen. 
Dabei kann auch das Verfahren der Gebäudesach-
wertermittlung Anwendung finden. Auch wenn das 
dabei anwendbare Modell zur Ableitung der wirt-
schaftlichen Restnutzungsdauer für Wohngebäude 
unter Berücksichtigung von Modernisierungen nicht 
primär darauf gerichtet ist, die tatsächliche Nutzungs-
dauer zu ermitteln, kann ein solches Modell geeignet 
sein, eine sichere Überzeugung über die im Einzelfall 
anzuwendenden Schätzungsgrundlagen zu bilden. 
Eine Rechtfertigung, vom (baurechtlichen) Grundsatz 
der Gleichwertigkeit der Bewertungsverfahren aus 
steuerrechtlichen Gründen abzuweichen, besteht 
nicht. 

Schiffsbeteiligung: Abzugsfähigkeit des Verlusts 
von stillen Einlagen bei Gewinnermittlung nach 
der Tonnage 
Fraglich erschien vor dem Bundesfinanzhof, ob zu-
gleich als stille Gesellschafter beteiligte Kommanditis-
ten einer Schifffahrtsgesellschaft, die ihren Gewinn 
nach der Tonnage ermitteln, den (teilweisen) Verlust 
ihrer stillen Einlage im Rahmen der Liquidation der Ge-
sellschaft als Sonderbetriebsausgabe abziehen kön-
nen, oder ob es sich um einen Bestandteil des mit dem 
Tonnagegewinn abgegoltenen Aufgabegewinns han-
delt. 
Wenn die Kommanditisten einer KG, die an dieser Ge-
sellschaft zugleich typisch still beteiligt sind oder die-
ser Gesellschaft Darlehen gewährt hatten, mit ihren 
stillen Einlagen oder Darlehensforderungen im Rah-
men der Aufgabe des Betriebs der Mitunternehmer-
schaft teilweise ausfallen würden, gehört der hierdurch 
entstehende Verlust lt. BFH zu den Einkünften und sei 
mit dem ermittelten Gewinn abgegolten. 

Arbeitgeberveranlassung bei unentgeltlichem 
Kantinenessen für Leiharbeitnehmer 
Nach Auffassung des Niedersächsischen Finanz- 
gerichts liegt keine Arbeitgeberveranlassung vor, 
wenn einem Leiharbeitnehmer vom Entleiher im Rah-
men einer Gemeinschaftsverpflegung unentgeltlich 
ein Kantinenessen zur Verfügung gestellt wird und der 
Entleiher mit dem Verleiher über die Mahlzeitengestel-
lung nicht abrechnet.  

Der Arbeitgeber haftet für die Lohnsteuer, die er bei 
jeder Lohnzahlung vom Arbeitslohn für Rechnung des 
Arbeitnehmers einzubehalten und abzuführen hat. 
Eine Haftung besteht u. a. dann, wenn Arbeitslohn als 
steuerfrei behandelt wurde, ohne dass die Vorausset-
zungen für eine Steuerbefreiung tatsächlich vorlagen. 
Hier war die Klägerin nicht verpflichtet, für die an ihre 
Arbeitnehmer für Offshore-Einsätze ausgezahlten Zu-
lagen für Verpflegungsmehraufwendungen Lohn-
steuer einzubehalten und an den Beklagten abzufüh-
ren. Die von der Klägerin an ihre Arbeitnehmer ausge-
zahlten Zulagen für Verpflegungsmehraufwendungen 
sind steuerfrei. Die Vergütungen, die Arbeitnehmer 
außerhalb des öffentlichen Dienstes von ihrem Arbeit-
geber zur Erstattung von Reisekosten, Umzugskosten 
oder Mehraufwendungen bei doppelter Haushaltsfüh-
rung erhalten, sind steuerfrei, soweit sie die als Wer-
bungskosten abziehbaren Aufwendungen nicht über-
steigen. Zu den Reisekosten gehören auch Verpfle-
gungsmehraufwendungen. 

Aufwendungen für „Essen auf Rädern“ keine  
außergewöhnlichen Belastungen 
Das Finanzgericht Münster nahm Stellung zur Behand-
lung von Aufwendungen für „Essen auf Rädern“ als  
außergewöhnliche Belastungen. 
Es mag zwar zutreffend sein, dass der Kläger und seine 
zwischenzeitlich verstorbene Ehefrau krankheitsbe-
dingt auf die streitgegenständlichen Lieferungen von 
Mittagessen angewiesen waren. Allgemein sind Auf-
wendungen jedoch nicht außergewöhnlich und 
zwangsläufig, wenn sie nicht unmittelbar zur Heilung 
aufgewendet werden, sondern gelegentlich als Folge-
kosten einer Krankheit entstehen. Die grundsätzliche 
Berücksichtigung derartiger mittelbarer Kosten einer 
Erkrankung würde zu einer nicht vertretbaren steuer-
lichen Berücksichtigung von Kosten der Lebenshal-
tung führen, die mit dem Sinn und Zweck des Einkom-
mensteuergesetzes nicht vereinbar wäre. Bei der Be-
urteilung, ob Lebenshaltungskosten ausnahmsweise 
steuerlich berücksichtigt werden können, ist ein stren-
ger Maßstab anzulegen. 
Denn zum einen ist die Inanspruchnahme von Essens-
Lieferdiensten mittlerweile in der gesamten Bevölke-
rung weit verbreitet. Schon vor diesem Hintergrund 
sind auch diese Kosten der allgemeinen Lebensfüh-
rung zuzuordnen und nicht abzugsfähig. Zum anderen 
ist die Zubereitung von Mahlzeiten als Verrichtung des 
täglichen Lebens vom Behindertenpauschbetrag nach 
abgegolten. 
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Für Erbschaftsteuerpflichtige 

Nach Tod des Erblassers umfangreiche Renovie-
rung des Familienheims - Zu eigenen Wohn- 
zwecken bestimmt? 
Die Beteiligten streiten über die Gewährung der  
Steuerbegünstigung für die vom Erblasser bis zu sei-
nem Tod selbst bewohnte Doppelhaushälfte. Der Klä-
ger ist Alleinerbe seines 2013 verstorbenen Vaters. 
Zum Nachlass gehörte die Doppelhaushälfte, die vom 
Vater bis zu seinem Tod allein bewohnt wurde. Der 
Kläger bewohnt mit seiner Familie seit dem Jahr 1981 
die direkt angrenzende Doppelhaushälfte. Nach dem 
Tod des Erblassers verband der Kläger die Doppel-
haushälften baulich und katastermäßig zu einer Ein-
heit. Nach Abschluss der umfangreichen, teilweise in 
Eigenleistung erbrachten Sanierungs- und Renovie-
rungsarbeiten nutzt er die so verbundenen Doppel-
haushälften seit August 2016 als eine Wohnung.  
Die Steuerbefreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 4c Erbschaft-
steuergesetz kann laut Finanzgericht Münster auch 
den Erwerb einer auf einem bebauten Grundstück ge-
legenen Wohnung umfassen, wenn diese räumlich an 
die vom Erwerber bereits selbst genutzte Wohnung 
angrenzt und nach dem Erwerb beide Wohnungen zu 
einer einheitlichen selbst genutzten Wohnung verbun-
den werden. Hinsichtlich der Wohnflächenbegrenzung 
kommt es nach dem Wortlaut der Norm, die allein auf 
die Größe des erworbenen Familienheims abstellt, al-
lein darauf an, dass die Größe der hinzuerworbenen 
Wohnung 200 qm nicht übersteigt. Die Gesamtwohn-
fläche der infolge der Verbindung entstandenen Woh-
nung ist nicht ausschlaggebend.  
Eine Wohnung ist zur Selbstnutzung zu eigenen 
Wohnzwecken bestimmt, wenn der Erwerber die Ab-
sicht hat, die Wohnung selbst zu eigenen Wohn- 
zwecken zu nutzen, und diese Absicht auch tatsächlich 
umsetzt. Der Erwerber muss die Wohnung "unverzüg-
lich", d. h. ohne schuldhaftes Zögern zur Selbst- 
nutzung für eigene Wohnzwecke bestimmen. Es ob-
liegt dem Erwerber, die Renovierungsarbeiten und die 
Beseitigung etwaiger Mängel zeitlich so zu fördern, 
dass es nicht zu Verzögerungen kommt, die nach der 
Verkehrsanschauung als unangemessen anzusehen 
sind. Ein unverhältnismäßiger Aufwand zur zeitlichen 
Beschleunigung ist jedoch nicht erforderlich. Vielmehr 
reicht es aus, wenn der Erwerber alle ihm zumutbaren 
Maßnahmen ergreift. Eine zeitliche Verzögerung des 
Einzugs aufgrund von Renovierungsarbeiten ist dem 
Erwerber nicht anzulasten, wenn er die Arbeiten unver-
züglich in Auftrag gibt, die beauftragten Handwerker 

sie aber aus Gründen, die der Erwerber nicht zu vertre-
ten hat, nicht rechtzeitig ausführen können. Ein weite-
res Indiz für die unverzügliche Bestimmung zur Selbst-
nutzung ist die zeitnahe Räumung bzw. Entrümpelung 
der erworbenen Wohnung. Das Gericht war der Über-
zeugung, dass der Kläger im Streitfall die hinzuerwor-
bene Doppelhaushälfte unverzüglich zur Selbstnut-
zung zu eigenen Wohnzwecken bestimmt hat. 

Für Gewerbesteuerpflichtige 

Gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Leistun-
gen im Rahmen eines Sponsoringvertrags 
Die Klägerin, die einen Großhandel betrieb, war 
Hauptsponsor eines Sportvereins. Im Streitjahr 2015 
wendete sie einen Betrag auf und durfte im Gegenzug 
aufgrund der Sponsoringverträge für die Saison 
2014/2015 und 2015/2016 u. a. das Logo des Sport-
vereins zu Werbezwecken nutzen. Darüber hinaus wur-
den ihr die Werbung auf Trikots und sonstiger Beklei-
dung sowie Bandenwerbung eingeräumt. Ab der Sai-
son 2015/2016 stand der Klägerin eine Bodenwerbe-
fläche zur Verfügung. Die für die Werbemaßnahmen 
anfallenden Design- und Produktionskosten über-
nahm die Klägerin. Das beklagte Finanzamt ordnete 
die geschätzten Aufwendungen für Bandenwerbung 
(einschließlich Werbung auf LED-Präsentationslein-
wänden und Bodenwerbeflächen) und Trikotwerbung 
der Hinzurechnungsvorschrift des § 8 Nr. 1 Buchst. d 
GewStG (Miete für bewegliche Wirtschaftsgüter) sowie 
Aufwendungen für Bildmaterial (Überlassung des Ver-
einslogos zu Werbezwecken) der Hinzurechnungsvor-
schrift des § 8 Nr. 1 Buchst. f GewStG (zeitlich befristete 
Überlassung von Rechten) zu. 
Der Bundesfinanzhof hat die gewerbesteuerliche Hin-
zurechnung verneint. Die im Streitfall vorliegenden 
Sponsoringverträge sind Verträge eigener Art („sui ge-
neris“) mit nicht trennbaren Leistungspflichten. Der 
Bundesfinanzhof erkannte keine trennbaren wesent- 
lichen Elemente eines Miet-, Pacht- oder Rechteüber-
lassungsvertrags, sondern ein „einheitliches und un-
teilbares Ganzes“. 

Lohnsteuer 

Regelung zu den nicht steuerbaren Aufmerksam-
keiten angepasst 
Der Bundesrat hatte am 28.10.2022 den Lohnsteuer-
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Richtlinien 2023 zugestimmt. Sie wurden in der Neu-
fassung grundlegend überarbeitet. Seit dem 
01.01.2023 gelten nun geänderte und aktualisierte 
Lohnsteuerrichtlinien (LStR 2023).  
Eine wesentliche Einschränkung erfährt die Regelung 
über lohnsteuerfreie Aufmerksamkeiten. R 19.6  
Abs. 1 Satz 2 LStR 2023 schränkt diese ab 2023 auf Ar-
beitnehmer und die mit ihm im gemeinsamen Haus-
halt lebenden Angehörigen ein. D. h., die Aufmerksam-
keiten sind bis zu einem Wert von 60 Euro nur dann 
steuerfrei, wenn sie zugunsten des Arbeitnehmers 
selbst oder eines Angehörigen gewährt werden, wel-
cher mit dem Arbeitnehmer in einem Haushalt lebt. 
Zum Beispiel fallen Hochzeitsgeschenke des Arbeit-
gebers an ein nicht im Haushalt des Arbeitnehmers  
lebendes Kind nicht unter die Steuerbefreiung. 

Hinweis 
Aufmerksamkeiten sind Zuwendungen des Arbeit-
gebers, die nach ihrer Art und nach ihrem Wert Ge-
schenken entsprechen, die im gesellschaftlichen Ver-
kehr üblicherweise ausgetauscht werden und zu kei-
ner ins Gewicht fallenden Bereicherung des Arbeit-
nehmers führen. Dazu gehören gelegentliche Sach-
zuwendungen (z. B. Blumen, Genussmittel, ein 
Buch/Tonträger etc.) bis zu einem Wert von 60 Euro. 
Geldzuwendungen gehören immer zum Arbeitslohn 
- auch wenn ihr Wert gering ist. 

Einheitliches Beschäftigungsverhältnis bei  
Beschäftigung in zwei Betrieben – Lohnsteuer-
pauschalierung nicht möglich 
Die Voraussetzungen für die Annahme einer gering-
fügigen Beschäftigung sind ausschließlich nach sozial-
versicherungsrechtlichen Maßstäben zu beurteilen. 
Dies entspricht dem Willen des Gesetzgebers, der aus-
drücklich auf eine eigenständige steuerliche Arbeits-
lohngrenze für Pauschalierungen verzichtet hat. Die 
steuerliche Pauschalierungsvorschrift knüpft damit an 
die sozialversicherungsrechtliche Vorschrift an, 
wodurch nach der Vorstellung des Gesetzgebers Ab-
weichungen zwischen der beitragsrechtlichen und 
steuerrechtlichen Behandlung des Arbeitslohns aus ei-
nem geringfügigen Beschäftigungsverhältnis vermie-
den werden sollten. 
Nach dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg ist es 
nicht möglich, bei demselben Arbeitgeber neben einer 
nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäf-
tigung auch eine (mangels Zusammenrechnung) ver-

sicherungsfreie geringfügige Beschäftigung zu ver-
richten. Vielmehr muss eine Zusammenrechnung der 
Lohnzahlungen vorgenommen werden, wenn diese 
von demselben Arbeitgeber stammen, selbst wenn die 
Arbeitsverhältnisse unterschiedlich ausgestaltet sind.  

Sonstiges 

Wegzugsbesteuerung 
Viele Menschen tragen sich, wenn man den Aussagen 
der Vorsitzenden des Sachverständigenrates für Wirt-
schaft folgt, mit dem Gedanken, die Bundesrepublik 
Deutschland zu verlassen. Durch die Neuerungen des 
ATAD-Umsetzungsgesetzes, die auswanderungs- 
willige Steuerpflichtige seit dem 01.01.2022 beachten 
müssen, wurde als folgenschwerste Verschärfung die 
Abschaffung der Stundungsregelung bei einem Weg-
zug in einen EU- bzw. EWR-Staat eingeführt. Infolge-
dessen droht seitdem die Besteuerung eines „Dry In-
come“, also eventuell zu hohen Steuerzahlungen ohne 
Liquiditätszufluss. 
Lösungsalternative: Die Wegzugsbesteuerung kann 
nachträglich entfallen, wenn innerhalb einer bestimm-
ten Zeit (sieben Jahre), die unbeschränkte Steuerpflicht 
wieder begründet wird.  
Als Spielverderber hat sich dabei das Finanzgericht 
Münster hervorgetan, denn es hatte am 31.10.2019 
entschieden, dass die alleinige Rückkehr nicht aus-
reicht. Es müsse zudem glaubhaft gemacht werden, 
dass bereits beim Wegzug der Wille bestand, nach 
Deutschland zurückzukehren. Des Weiteren entfalle 
die Wegzugsbesteuerung nicht, wenn diese (Auswan-
derung) scheitere oder abgebrochen wird. Die Weg-
zugsbesteuerung entfällt nachträglich nur, wenn die 
Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht auf ei-
ner nur vorübergehenden Abwesenheit beruht, die 
von vornherein beabsichtigt war.  
Eine katastrophale Entscheidung für die betroffenen 
Steuerbürger! 
Die Wendung/Rettung zugunsten der Steuerpflichti-
gen kam mit einer Revisionsentscheidung des Bundes-
finanzhofs. Der Bundesfinanzhof sieht das zum Entfal-
len der Wegzugsbesteuerung führende Merkmal der 
„nur vorübergehenden Abwesenheit“ - unabhängig 
von einer Rückkehrabsicht - als erfüllt an, wenn der 
Steuerpflichtige innerhalb des gesetzlich bestimmten 
Zeitrahmens von derzeit sieben Jahren nach dem 
Wegzug wieder unbeschränkt steuerpflichtig wird.
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Termine Steuern/Sozialversicherung August/September 2023
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.08.20231 11.09.20231 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 11.09.2023 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 11.09.2023 

Umsatzsteuer 10.08.20232 11.09.20233 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 14.08.2023 14.09.2023 

Scheck5 10.08.2023 11.09.2023 

Gewerbesteuer 15.08.20236 entfällt 

Grundsteuer 15.08.20236 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 18.08.2023 entfällt 

Scheck5 15.08.2023 entfällt 

Sozialversicherung7 29.08.2023 27.09.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 

zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 

abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-

nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2023 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, wird die Steuer am 16.08.2023 
fällig. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müs-
sen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.08.2023/25.09.2023, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regio-
nale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Guten Tag, 

der Bundesfinanzhof nahm dazu Stellung, wie die Tatbestandsmerkmale 
"finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensführung" der gesetz- 
lichen Neuregelung im Rahmen der Doppelten Haushaltsführung auszu-
legen sind. 
 
Mit einem weiteren Urteil entschied der Bundesfinanzhof, dass der Vermie-
ter einer Ferienwohnung keine Einkünfte aus Gewerbebetrieb erzielt, wenn 
der von ihm mit der treuhänderischen Vermietung beauftragte Vermittler 
diese hotelmäßig anbietet, aber ein eigenes wirtschaftliches Interesse an 
der Treuhandstellung hat, insbesondere weil er hoteltypische Zusatzleis-
tungen erbringt.  
 
Betreiber von Photovoltaikanlagen sind grundsätzlich zur Anzeige der Er-
öffnung eines gewerblichen Betriebs oder einer Betriebstätte und zur 
Übermittlung eines Fragebogens zur steuerlichen Erfassung verpflichtet. 
Das Bundesfinanzministerium hat nun verfügt, dass es nicht beanstandet 
wird, wenn die Anzeige und Übermittlung des Fragebogens zur steuer- 
lichen Erfassung unter bestimmten Voraussetzungen unterbleiben. 
 
Mit dem Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz wird die gesetz- 
liche Pflegeversicherung in zwei Schritten reformiert: Zum 01.07.2023 soll 
die Finanzgrundlage stabilisiert werden. Und in einem zweiten Schritt wer-
den sämtliche Leistungsbeträge zum 01.01.2025 nochmals spürbar ange-
hoben. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
   

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Doppelte Haushaltsführung: finanzielle Beteili-
gung an den Kosten der Lebensführung 
Der Bundesfinanzhof nahm dazu Stellung, wie die Tat-
bestandsmerkmale "finanzielle Beteiligung an den 
Kosten der Lebensführung" der gesetzlichen Neurege-
lung auszulegen sind, insbesondere in welcher Weise 
und in welcher Höhe sich der Steuerpflichtige an den 
Kosten der Lebensführung am Hauptwohnsitz beteili-
gen muss. 
Kosten der Lebensführung sind die Kosten des Haus-
halts und die sonstigen Lebenshaltungskosten im 
Haupthausstand. Die finanzielle Beteiligung an den 
Kosten der Lebensführung darf nicht erkennbar unzu-
reichend sein. Ob dies der Fall ist, bedarf einer Würdi-
gung der Umstände des Einzelfalls. Eine bestimmte 
betragliche Grenze sieht das Gesetz nicht vor, ebenso 
wenig ist eine laufende Beteiligung erforderlich. 
Als Vergleichsmaßstab für eine nicht erkennbar unzu-
reichende finanzielle Beteiligung dienen die im Jahr 
tatsächlich entstandenen Haushalts- und sonstigen 
Lebenshaltungskosten in dem vorgenannten Umfang. 
Diese hat der Steuerpflichtige darzulegen und ggf. 
nachzuweisen. Dies ist ihm in Bezug auf die Wohnkos-
ten einschließlich der Betriebskosten für die Wohnung 
sowie für regelmäßig in festen Beträgen anfallende 
Haushaltskosten (z. B. Strom, Fernsehen, Telefon), aber 
auch für außergewöhnliche Haushaltskosten (z. B. In-
standhaltungs-/Renovierungsaufwendungen oder 
größere Anschaffungen) möglich und zumutbar. Re-
gelmäßig in schwankender Höhe anfallende Kosten 
(wie insbesondere für Lebensmittel und sonstigen 
Haushaltsbedarf) können dagegen grundsätzlich unter 
Rückgriff auf statistische Erfahrungswerte geschätzt 
werden. 

Kosten für professionelle Gartenpflege steuermin-
dernd geltend machen 
Steuerzahler, die für die Pflege des Gartens einen pro-
fessionellen Helfer beauftragen, können die Kosten 
der haushaltsnahen Dienstleistungen steuermindernd 
geltend machen. Voraussetzung ist, dass der Helfer 
eine ordnungsgemäße Rechnung gestellt hat und der 
Betrag überwiesen wurde. Ob es sich bei der Immobi-
lie, bei der die Grünarbeiten erledigt werden, um eine 
dauerhafte Unterkunft, eine Zweit-, Wochenend- oder 
Ferienwohnung handelt, ist unerheblich. 
Dabei spielt es keine Rolle, ob man Mieter oder Eigen-
tümer/Vermieter ist. Oft sind die Kosten für Hand- 

werker oder haushaltsnahe Dienstleistungen in den 
Nebenkosten enthalten. Mieter können diese nur gel-
tend machen, wenn ihr Anteil - für Gärtner, Reparatu-
ren, die Hausreinigung oder den Hausmeister - in der 
Nebenkostenabrechnung separat ausgewiesen ist. 
Zu den haushaltsnahen Dienstleistungen zählen dabei 
u. a. übliche Gartenarbeiten wie das Rasenmähen,  
Heckenschneiden oder die Schädlingsbekämpfung. Zu 
den Handwerkerleistungen gehören etwa der Bau ei-
ner Terrasse oder das Verlegen eines Rollrasens. Bei 
den haushaltsnahen Dienstleistungen können 20 % 
der Kosten, höchstens aber 4.000 Euro, angesetzt wer-
den, bei den Handwerkerleistungen sind maximal 
1.200 Euro abzugsfähig. 

Vermietung von Ferienwohnungen - Bei eigen-
nütziger Treuhand keine Einkünfte aus Ge- 
werbebetrieb 
Zwischen den Beteiligten war streitig, ob die Klägerin 
aus der Vermietung von drei Ferienwohnungen ge-
werbliche Einkünfte oder solche aus Vermietung und 
Verpachtung erzielt. Bei der Vermietung einer Ferien-
wohnung kann ein Gewerbebetrieb nur angenommen 
werden, wenn vom Vermieter bestimmte, ins Gewicht 
fallende, bei der Vermietung von Räumen nicht üb- 
liche Sonderleistungen erbracht werden oder wenn 
wegen eines besonders häufigen Wechsels der Mieter 
eine gewisse - einem gewerblichen Beherbergungsbe-
trieb vergleichbare - unternehmerische Organisation 
erforderlich ist. Maßgebend sind jeweils die besonde-
ren Umstände des Einzelfalles. Die Zwischenschaltung 
eines gewerblichen Vermittlers führt nicht zwangsläu-
fig dazu, dass deshalb auch der Vermieter eine ge-
werbliche Tätigkeit ausübt. Entscheidend ist vielmehr, 
inwieweit in der Person des Vermieters die Vermietung 
einer Ferienwohnung im Hinblick auf die Art des ver-
mieteten Objekts und die Art der Vermietung einem 
gewerblichen Beherbergungsbetrieb vergleichbar ist. 
Die geforderte Vergleichbarkeit mit einem gewerb- 
lichen Beherbergungsunternehmen (Hotel) liegt laut 
Bundesfinanzhof vor allem dann vor, wenn die Woh-
nung wie Hotel- oder Pensionsräume ausgestattet ist, 
für ihre kurzfristige Vermietung an wechselnde Mieter 
geworben wird, sie hotelmäßig angeboten, d. h. auch 
ohne Voranmeldung jederzeit zur Vermietung bereit-
gehalten wird und sich zudem in einem Zustand befin-
det, der die sofortige Vermietung zulässt; dies auch 
dann, wenn Buchungen nicht vorliegen. Insoweit 
kommt es nicht entscheidend darauf an, ob die Woh-
nung in einer Ferienwohnanlage liegt oder außerhalb 
einer solchen Anlage. Denn die Bereithaltung von 
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Räumlichkeiten für die jederzeitige, auch kurzfristige 
Überlassung an Gäste erfordert sachliche und perso-
nelle Vorkehrungen, wie sie mit der Vermietung von 
Wohnungen nicht verbunden sind. 

Lohnsteuer 

Steuerbefreiung für nebenberufliche Tätigkeiten 
Der Bundesrat hatte am 28.10.2022 den Lohnsteuer-
Richtlinien 2023 zugestimmt. Sie wurden in der Neu-
fassung grundlegend überarbeitet. Seit dem 
01.01.2023 gelten nun geänderte und aktualisierte 
Lohnsteuerrichtlinien (LStR 2023). 
Unter anderem erfolgte eine Änderung der LStR 2023 
bezüglich der Einnahmen aus nebenberuflichen Tätig-
keiten als Übungsleiter/Ausbilder (etc.): 
Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als 
Übungsleiter/Ausbilder usw. sind bis zur Höhe von 
3.000 Euro im Jahr steuerfrei. Darüber hinaus sind ne-
benberufliche ehrenamtliche Tätigkeiten für eine ge-
meinnützige Körperschaft bis zur Höhe von 840 Euro 
steuerfrei. Die LStR 2023 enthalten eine klare Defini-
tion, wann eine solche „nebenberufliche Tätigkeit“ vor-
liegt. Danach gilt eine Tätigkeit mit einer regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit von maximal 14 Stunden 
(sog. 14-Stunden-Grenze) als nebenberuflich. 

Für Erbschaftsteuerpflichtige 

Auch Nacherbe kann Erbfallkostenpauschale in 
Anspruch nehmen 
Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, inwieweit 
der Pauschbetrag (die sog. Erbfallkostenpauschale) im 
Fall der Nacherbschaft zu gewähren ist, wenn aus-
schließlich Nacherbschaftsvermögen erworben wird, 
dem Erwerber jedoch auch Kosten der Vorerbschaft 
entstanden sind und ob der Inanspruchnahme des 
Pauschbetrags die tatsächlich entstandenen nachge-
wiesenen Kosten entgegenstehen. 
Neben dem Vorerben kann auch der Nacherbe den 
Pauschbetrag in Anspruch nehmen. Der Abzug des 
Pauschbetrags setzt - entgegen bisheriger Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs - nicht den Nachweis  
voraus, dass zumindest dem Grunde nach tatsächlich 
Kosten angefallen sind. 
Nach dem Erbschaftsteuergesetz wird insgesamt ein 
Betrag von 10.300 Euro ohne Nachweis abgezogen. 
Der Betrag ist für jeden Erbfall nur einmal zu gewähren, 

namentlich für mehrere Miterben nur einmal. Die Ab-
folge von Vor- und Nacherbfall stellt jedoch erbschaft-
steuerrechtlich nicht einen Erbfall mit mehreren Erben 
dar. Vielmehr sind die beiden Vorgänge als zwei ge-
trennte Erbfälle zu behandeln. Es entspricht dieser Sys-
tematik, im Rahmen der Ermittlung der Bereicherung 
zweimal den Pauschbetrag anzusetzen.  

Verfahrensrecht 

Wann ist ein Einspruch im Besteuerungsverfahren 
möglich und welche Folgen ergeben sich daraus? 
Jeder Empfänger eines Steuerbescheides kennt die 
Rechtsbehelfsbelehrung am Ende des Bescheides, in 
dem auf die Möglichkeit hingewiesen wird, gegen die-
sen Bescheid Einwendungen zu erheben. Im Steuer-
recht wird dies als Einspruch bezeichnet. Der Einspruch 
muss sich gegen Feststellungen im Bescheid richten, 
die zu einer nach Auffassung des Betroffenen zu ho-
hen Steuer führen. Der Einspruch muss schriftlich oder 
per E-Mail an das Finanzamt gerichtet werden, das den 
Bescheid gesandt hat. Darüber hinausgehende beson-
dere Formulierungen brauchen dabei nicht eingehal-
ten werden. Er muss aber innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe beim Finanzamt eingehen. Diese Frist 
beginnt mit dem 3. Tag nach der Aufgabe zur Post 
durch das Finanzamt. Bei Feiertagen am Fristanfang 
oder -ende verlängert sich die Frist entsprechend. 
Auch gegen eine eingereichte Umsatzsteuervoranmel-
dung oder eine Lohnsteueranmeldung kann der Ein-
reicher innerhalb eines Monats Einspruch einlegen. 
Der Einspruch muss nicht begründet werden, dies ist 
aber sehr zu empfehlen, weil sonst dem Finanzamt die 
Ablehnung sehr leicht gemacht wird. Mit dem Ein-
spruch können nur Einwendungen wirksam erhoben 
werden, die auch in dem jeweiligen Bescheid festge-
stellt worden sind. Z. B. kann in einem Einkommen-
steuerbescheid keine Einwendung gegen die Höhe des 
Gewinnanteils aus einer Beteiligung des Gesellschaf-
ters an einer Personengesellschaft erhoben werden; 
dies muss gegen den Feststellungsbescheid der Ge-
sellschaft erfolgen. Ganz aktuell: Gegen einen Grund-
steuerbescheid können keine Einwendungen mehr ge-
gen den festgestellten Grundstückswert oder den 
Grundsteuermessbetrag erhoben werden. Hier ist der 
Einspruch gegen den Bescheid über die Grund- 
steueräquivalenzbeträge Hauptfeststellung auf den 
01.01.2022 und den Bescheid über den Grundsteuer-
messbetrag Hauptveranlagung auf den 01.01.2025 an-
gesagt. Auch gegen festgestellte Verluste aus Vorjah-
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ren kann nur gegen diesen Feststellungsbescheid Ein-
spruch erhoben werden, nicht gegen den Einkommen-
steuerbescheid im Jahr der Verlustanrechnung. Die 
Fälligkeit der festgesetzten Steuer wird durch den Ein-
spruch nicht aufgehoben. Dies ist nur mit einem zu-
sätzlichen Antrag auf Aussetzung der Vollziehung 
möglich. Dazu müssen aber „ernstliche Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der Steuerfestsetzung“ bestehen. 
Erkennt das Finanzamt die Einwendungen im Ein-
spruch an, ändert es den entsprechenden Bescheid. Im 
anderen Fall muss das Finanzamt eine ablehnende Ein-
spruchsentscheidung erlassen. Dagegen ist dann die 
Klage vor dem Finanzgericht möglich. Eine direkte 
Klage - also ohne ein vorangegangenes Rechts-
behelfsverfahren (Einspruch) - beim Finanzgericht ist 
nur wirksam, wenn das Finanzamt dem zustimmt (sog. 
Sprungklage). Das Einspruchsverfahren ist beim Fi-
nanzamt kostenfrei. Zu beachten sind jedoch stets die 
Kosten für den beauftragten Berater, die auch bei ei-
nem erfolgreichen Einspruch von der Finanzver- 
waltung nicht erstattet werden. Die Klage dagegen ist 
kostenpflichtig. Anfallende Gerichtskosten, werden je-
doch erstattet, wenn die Klage erfolgreich war. In die-
sem Fall können auch die Kosten des Beraters erstattet 
werden. 

Durch Anfechtung eines Lohnsteuer-Haftungsbe-
scheids keine inzidente Anfechtung einer Lohn-
steuer-Anmeldung 
Durch die Anfechtung eines Lohnsteuer-Haftungsbe-
scheids werden nicht zugleich (inzident) auch die 
Lohnsteuer-Anmeldungen oder ein Bescheid über die 
Aufhebung des Vorbehalts der Nachprüfung der 
Lohnsteuer-Anmeldungen für die Anmeldungszeit-
räume angefochten, in denen der Haftungstatbestand 
verwirklicht wurde. So entschied der Bundesfinanzhof. 

Sonstiges 

Anzeigen über die Erwerbstätigkeit - Steuerliche 
Erfassung von Betreibern bestimmter kleiner Pho-
tovoltaikanlagen 
Durch das Jahressteuergesetz 2022 vom 16.12.2022 
wurde eine ab 01.01.2022 anzuwendende ertrag- 
steuerliche Steuerbefreiung für bestimmte kleine  
Photovoltaikanlagen sowie ein ab 01.01.2023 anzu-
wendender umsatzsteuerlicher Nullsteuersatz für die 
Lieferung und Installation bestimmter Photovoltaik-
anlagen eingeführt. 

Auch in Fällen, in denen die Einnahmen und Entnah-
men aus dem Betrieb von Photovoltaikanlagen steuer-
frei sind und die Umsatzsteuer auf Umsätze aus dem 
Betrieb von Photovoltaikanlagen auf Grund der Klein-
unternehmerregelung nicht erhoben wird, sind Betrei-
ber (natürliche und juristische Personen sowie Perso-
nenvereinigungen) von Photovoltaikanlagen grund-
sätzlich zur Anzeige der Eröffnung eines gewerblichen 
Betriebs oder einer Betriebstätte und zur Übermittlung 
eines Fragebogens zur steuerlichen Erfassung ver-
pflichtet. 
Aus Gründen des Bürokratieabbaus und der Verwal-
tungsökonomie wird nicht beanstandet, wenn Betrei-
ber von Photovoltaikanlagen, die 
 Gewerbetreibende sind, bei Eröffnung eines Be-

triebs, der sich auf das Betreiben von begünstigten 
Photovoltaikanlagen beschränkt, und 

 in umsatzsteuerlicher Hinsicht Unternehmer sind, 
deren Unternehmen sich ausschließlich auf den 
Betrieb einer Photovoltaikanlage sowie ggf. eine 
steuerfreie Vermietung und Verpachtung be-
schränkt und die die Kleinunternehmerregelung 
anwenden, 

auf die steuerliche Anzeige über die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit und die Übermittlung des Frage- 
bogens zur steuerlichen Erfassung an das zuständige 
Finanzamt verzichten. Die vorstehende Bestimmung 
gilt mit sofortiger Wirkung in allen Fällen, in denen die 
diesbezügliche Erwerbstätigkeit ab dem 01.01.2023 
aufgenommen wurde. 
Sollte es aus den weiteren Umständen des Einzelfalls 
erforderlich werden, können die örtlich zuständigen  
Finanzämter in diesen Fällen gesondert zur Übermitt-
lung eines Fragebogens zur steuerlichen Erfassung 
auffordern. 

Rückzahlung der Corona-Soforthilfen: Frist verlän-
gert 
Die Soforthilfen wurden in den ersten Monaten der 
Corona-Pandemie als Billigkeitsleistung für kleine Be-
triebe und Freiberufler, die aufgrund der Corona-Krise 
in eine existenzielle Notlage geraten sind, gewährt und 
sollten dazu dienen, die Verbindlichkeiten aus dem er-
werbsmäßigen Sach- und Finanzaufwand in den auf 
die Antragstellung folgenden drei Monaten zu be-
gleichen.  
Sie wurde auf der Grundlage einer bei der Antragstel-
lung getroffenen Prognose gewährt. Aufgrund des Be-
willigungsbescheides ist der Soforthilfe-Empfänger 
dazu verpflichtet zu überprüfen, ob diese Prognose zu 
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dem bei Antragstellung erwarteten Liquiditätsengpass 
auch tatsächlich eingetreten ist, oder ob die Soforthilfe 
- gegebenenfalls auch anteilig - zurückgezahlt werden 
muss. 
Ab dem 28.11.2022 wurden an die Empfänger der So-
forthilfen sowohl postalisch als auch per E-Mail-
Schreiben zur Erinnerung an die Verpflichtung zur 
Überprüfung der erhaltenen Corona-Soforthilfe ver-
sendet.  
Diese Verpflichtung musste bis zum 30.06.2023 erfüllt 
sein. 
Frist verlängert! 
Mit Beschluss der Bayerischen Staatsregierung in der 
Ministerratssitzung vom 13.06.2023 wurde die Rück-
meldefrist für das laufende freiwillige Rückmeldever-
fahren bis zum 31.12.2023 verlängert. 
In Nordrhein-Westfalen hatte schon zuvor das Ober-
verwaltungsgericht entschieden, dass die laufenden 
Rückmeldeverfahren rechtswidrig seien. Daher wurde 
in NRW die Frist zur Rückzahlung auf den 30.11.2023 
verschoben. 

Gesetzgebung 

MOPeG schafft zum 01.01.2024 das Gesellschafts-
register für GbR 
Das Gesetz zur Modernisierung des Personengesell-
schaftsrechts (MOPeG) schafft zum 01.01.2024 ein Ge-
sellschaftsregister für rechtsfähige Gesellschaften bür-
gerlichen Rechts (GbR) nach § 705 Abs. 2 BGB neuer 
Fassung (n. F.). Betroffen sind solche GbR, die selbst 
am Rechtsverkehr teilnehmen sollen. Dies ist bei rei-
nen Innengesellschaften nicht der Fall. 
Das MOPeG regelt zwar keine Eintragungspflicht der 
rechtsfähigen GbR in das Gesellschaftsregister, die Ein-
tragung soll aber Voraussetzung für die Vornahme von 
Rechtsgeschäften sein, die ihrerseits die Eintragung in 
ein anderes Register erfordern. Hieraus folgt für man-
che GbR ein faktischer Eintragungszwang. Die einge-
tragene GbR führt die Rechtsformbezeichnung eGbR. 

Unabhängig vom BGB-Gesellschaftsregister ist eine 
Eintragungspflicht im Transparenzregister zu prüfen. 

Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz 
tritt im Juli in Kraft  
Der Bundesrat hat am 16.06.2023 das vom Bundestag 
am 26.05.2023 beschlossene Pflegeunterstützungs- 
und -entlastungsgesetz (PUEG) gebilligt. Das Gesetz 
kann nun im Bundesgesetzblatt verkündet werden und 
dann wie geplant am 01.07.2023 in Kraft treten. 
Die gesetzliche Pflegeversicherung wird u. a. in zwei 
Schritten reformiert:  
Der Beitragssatz wird zum 01.07.2023 um 0,35 % an-
gehoben. Bei der Beitragshöhe muss künftig die Zahl 
der Kinder berücksichtigt werden.  

Der Kinderlosenzuschlag wird auf 0,6 Beitragssatz-
punkte angehoben. Zugleich werden Beitragszahler ab 
dem zweiten bis zum fünften Kind entlastet - mit ei-
nem Abschlag in Höhe von 0,25 Beitragssatzpunkten 
für jedes Kind bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres. 
Zum 01.01.2024 werden das Pflegegeld und die am-
bulanten Sachleistungsbeträge um jeweils 5 % erhöht. 
Zum 01.01.2025 und zum 01.01.2028 werden dann die 
Geld- und Sachleistungen automatisch dynamisiert - 
in Anlehnung an die Preisentwicklung. 
Der Anspruch auf das sog. Pflegeunterstützungsgeld 
wird ausgeweitet. Damit ist die Lohnersatzleistung ge-
meint, die bezahlt wird, wenn Menschen aufgrund der 
Pflege eines nahen Angehörigen nicht arbeiten kön-
nen. Pro Kalenderjahr wird es diese Unterstützung für 
bis zu zehn Arbeitstage je pflegebedürftiger Person 
gegeben. 

 

Termine Steuern/Sozialversicherung Juli/August 2023
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.07.20231 10.08.20232 
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Umsatzsteuer 10.07.20233 10.08.20234 
Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 13.07.2023 14.08.2023 

Scheck6 10.07.2023 10.08.2023 
Gewerbesteuer entfällt 15.08.20238 

Grundsteuer entfällt 15.08.20238 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 entfällt 18.08.2023 
Scheck6 entfällt 15.08.2023 

Sozialversicherung7 27.07.2023 29.08.2023 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag  

sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner  
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werk-
tag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.07.2023/25.08.2023, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

8 In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2023 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, wird die Steuer am 
16.08.2023 fällig. 
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Guten Tag, 

ob eine Wohnung „zu eigenen Wohnzwecken genutzt wird“, stellt häufig 
eine zentrale Frage in steuerlichen Verfahren dar. Kürzlich nahm das Fi-
nanzgericht Düsseldorf Stellung zur Frage der Steuerbarkeit eines privaten 
Veräußerungsgeschäfts, insbesondere zur Entscheidung, wann eine Woh-
nung zu eigenen Wohnzwecken genutzt wird. 
 
Wenn der geschiedene Ehegatte im Rahmen der Vermögensauseinander-
setzung anlässlich der Ehescheidung seinen Miteigentumsanteil an dem 
gemeinsamen Einfamilienhaus an den früheren Ehepartner veräußert, kann 
dann der Verkauf als privates Veräußerungsgeschäft der Besteuerung un-
terliegen? Diese Frage hatte der Bundesfinanzhof zu entscheiden. 
 
Außerdem entschied der Bundesfinanzhof, dass die Ermäßigung der Ein-
kommensteuer um 20 % der Aufwendungen für ein Hausnotrufsystem 
nicht in Anspruch genommen werden kann, wenn dieses im Notfall ledig-
lich den Kontakt zu einer 24 Stunden-Servicezentrale herstellt.  
 
Im Verfahrensrecht ist viel in Bewegung! Mit dem DAC 7-Umsetzungsge-
setz wird im zweiten Teil das Ziel verfolgt, Änderungen des steuerlichen 
Verfahrensrechts, d. h. die Betriebsprüfung, zu modernisieren und zu be-
schleunigen. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Einkommensteuer 

Besteuerung beim Verkauf einer Wohnung:  
Differenzierung bei „Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken“ 
Bei der „Nutzung zu eigenen Wohnzwecken“ i. S. d. 
Einkommensteuergesetzes ist zwischen einkommen-
steuerlich zu berücksichtigenden Kindern und dritten, 
ggf. auch unterhaltsberechtigten Personen, zu diffe-
renzieren. So entschied das Finanzgericht Düsseldorf.  
Wirtschaftsgüter werden von der Besteuerung als pri-
vate Veräußerungsgeschäfte ausgenommen, die im 
Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertigstellung 
und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohn-
zwecken genutzt wurden. Überlässt der Steuerpflich-
tige die Wohnung nicht ausschließlich einem einkom-
mensteuerlich zu berücksichtigenden Kind (oder meh-
reren einkommensteuerlich zu berücksichtigenden 
Kindern) unentgeltlich zur Nutzung, sondern zugleich 
einem Dritten, liegt keine begünstigte Nutzung des 
Steuerpflichtigen zu eigenen Wohnzwecken vor. 
Eine vom Steuerpflichtigen zu Unterhaltszwecken un-
entgeltlich bereitgestellte Wohnung wird dann nicht 
mehr (mittelbar) zu „eigenen Wohnzwecken“ (des 
Steuerpflichtigen) genutzt, wenn die Immobilie neben 
einem einkommensteuerlich zu berücksichtigenden 
Kind auch anderen - ggf. auch aufgrund bürgerlich-
rechtlicher Vorschriften unterhaltsberechtigten - An-
gehörigen überlassen wird. Vor diesem Hintergrund 
führt auch die (Mit-)Nutzung durch ein weiteres, we-
gen seines Alters nicht (mehr) einkommensteuerlich zu 
berücksichtigendes Kind dazu, dass die Wohnung ins-
gesamt nicht mehr als zu eigenen Wohnzwecken des 
Steuerpflichtigen genutzt anzusehen ist. Daher waren 
zu Recht aufgrund der Veräußerung der Eigentums-
wohnung sonstige Einkünfte aus einem privaten Ver-
äußerungsgeschäft zu berücksichtigen. 

Zinsen aus Abzinsung eines ratierlich gezahlten 
Kaufpreises als Einkünfte aus Kapitalvermögen 
Das Finanzgericht Köln entschied, dass der in den 
Kaufpreisraten enthaltene Zinsanteil Einnahmen aus 
Kapitalvermögen darstellt. Zu den Einkünften aus Ka-
pitalvermögen gehören Erträge aus sonstigen Kapital-
forderungen jeder Art, wenn die Rückzahlung des Ka-
pitalvermögens oder ein Entgelt für die Überlassung 
des Kapitalvermögens zur Nutzung zugesagt oder ge-
währt worden ist. Dies gilt unabhängig von der Be-
zeichnung und der zivilrechtlichen Ausgestaltung der 
Kapitalanlage. 

Wenn ein zum Privatvermögen gehörender Gegen-
stand veräußert und die Kaufpreisforderung langfristig 
- länger als ein Jahr - bis zu einem bestimmten Zeit-
punkt gestundet wird, sind die geleisteten Zahlungen 
(Kaufpreisraten) in einen Tilgungs- und einen Zins- 
anteil zu zerlegen. Letzterer unterliegt als Ertrag aus 
sonstigen Kapitalforderungen der Einkommensteuer. 
Dies gilt auch dann, wenn die Vertragsparteien Zinsen 
nicht vereinbart oder sogar ausdrücklich ausgeschlos-
sen haben. Die Gestattung langfristiger Ratenzahlung 
zur Tilgung einer Schuld stellt eine Kreditgewährung 
durch den Gläubiger dar. Daran ändert auch die Ver-
einbarung einer Wertsicherungsklausel nichts, da die 
Aufteilung des Gesamtkaufpreises als der Summe der 
Ratenleistungen in den Kaufpreis als Gegenleistung 
und die Zinsen als Entgelt für die Kapitalnutzung vom 
Willen der Vertragschließenden unabhängig ist. Die 
Grundlage findet sich in § 12 Abs. 3 Bewertungsgesetz, 
wonach unverzinsliche Forderungen, deren Laufzeit 
mehr als ein Jahr beträgt und die zu einem bestimmten 
Zeitpunkt fällig sind, abzuzinsen, d. h. in einen Kapital- 
und einen Zinsanteil aufzuteilen sind. Diese Vorschrift 
ist nicht abdingbar. Insoweit unterscheidet sich das 
Steuerrecht vom bürgerlichen Recht. 

Keine Drittanfechtung bei Feststellungsbeschei-
den zum steuerlichen Einlagekonto 
Der Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft ist nicht 
befugt, den gegen die Kapitalgesellschaft ergangenen 
Bescheid über die gesonderte Feststellung des Be-
stands des steuerlichen Einlagekontos anzufechten. So 
entschied der Bundesfinanzhof. 
Die Kapitalgesellschaft als Adressatin des Feststel-
lungsbescheids ist ungeachtet der vorrangig anteils-
eignerbezogenen Wirkungen des Bescheids klagebe-
fugt. Eine materiell-rechtliche Tatbestandswirkung des 
Feststellungsbescheids für die Anteilseigner der Kapi-
talgesellschaft begründet kein Drittanfechtungsrecht. 
Außerdem gebietet Art. 19 Abs. 4 GG nicht die Zuer-
kennung eines Drittanfechtungsrechts des Anteilseig-
ners. Das Verhältnis zwischen der Kapitalgesellschaft 
und ihren Gesellschaftern wird zwar vom sog. Tren-
nungsprinzip beherrscht, was aber nicht zur Folge hat, 
dass sich die beiden Ebenen „beziehungslos“ gegen-
überstehen. Vielmehr sind Gesellschaft und Gesell-
schafter gesellschaftsvertraglich miteinander verbun-
den und die Gesellschafter können ihre hieraus resul-
tierenden Befugnisse (z. B. Informationsrechte) einset-
zen, um die Kapitalgesellschaft zur Einlegung von Ein-
sprüchen gegen vermeintlich rechtswidrige Feststel-
lungsbescheide zu veranlassen.  
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Keine Steuerermäßigung für Aufwendungen für 
ein Hausnotrufsystem ohne Sofort-Hilfe  
Die Klägerin hatte ihre Wohnung mit einem Hausnot-
rufsystem ausgestattet. Der mit dem Anbieter ge-
schlossene Vertrag beinhaltete jedoch lediglich die Be-
reitstellung des Hausnotruf-Geräts und einen 24-Stun-
den-Bereitschaftsservice. Das Finanzamt berücksich-
tigte die geltend gemachten Aufwendungen für das 
Hausnotrufsystem nicht als haushaltsnahe Dienstleis-
tung. Das Finanzgericht gab der Klage allerdings statt.  
Der Bundesfinanzhof hielt die Entscheidung des Fi-
nanzamts für rechtmäßig. Die Steuerermäßigung nach 
§ 35a Einkommensteuergesetz kann nur für haushalts-
nahe Dienstleistungen in Anspruch genommen wer-
den, die im Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht 
werden. An letzterer Voraussetzung fehlt es hier, denn 
die Klägerin zahlt im Wesentlichen für die vom Anbie-
ter des Hausnotrufsystems eingerichtete Rufbereit-
schaft sowie für die Entgegennahme eines eventuellen 
Notrufs. Die Rufbereitschaft und die Entgegennahme 
von eingehenden Notrufen in der Servicezentrale so-
wie gegebenenfalls die Verständigung Dritter, damit 
diese vor Ort Hilfe leisten, erfolgt außerhalb der Woh-
nung der Klägerin und damit nicht in deren Haushalt. 

Hinweis 
Das Urteil grenzt sich von der Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs betreffend Aufwendungen für ein 
Notrufsystem in einer Seniorenresidenz ab. Dort er-
folgte der Notruf über einen sog. Piepser unmittel-
bar an eine Pflegekraft, die sodann auch die erfor-
derliche Notfall-Soforthilfe vor Ort übernahm. 

Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags 
bei Termingeschäften 
Bei einem Termingeschäft als Sicherungsgeschäft setzt 
laut Bundesfinanzhof die Annahme einer gegenläufi-
gen Erfolgskorrelation voraus, dass mit dem Termin-
geschäft ein aus dem Grundgeschäft resultierendes Ri-
siko zumindest teilweise abgesichert wird. 
Eine gegenläufige Erfolgskorrelation von Grund- und 
Sicherungsgeschäft ist nicht gegeben, wenn das Risiko 
der variablen Verzinsung eines Darlehens infolge der 
Vereinbarung eines Zins-Währungsswaps nicht nur 
durch ein anderes Risiko (Währung) ersetzt, sondern 
auch das ursprüngliche Grundgeschäft faktisch mit  
Risiken ähnlich denen eines Fremdwährungsdarlehens 
belastet und damit zusätzlichen Risiken ausgesetzt 
wird. Bei Verlusten aus Termingeschäften aus der Be- 
 

teiligung an einer Personengesellschaft ist die Feststel-
lung des verbleibenden Verlustvortrags nicht auf der 
Ebene der Gesellschaft, sondern auf der Ebene der be-
teiligten Gesellschafter bei deren Einkommensteuer-
veranlagungen zu treffen.  

Veräußerung eines Miteigentumsanteils am Ein-
familienhaus anlässlich Ehescheidung als privates 
Veräußerungsgeschäft steuerbar 
Wenn der geschiedene Ehegatte im Rahmen der Ver-
mögensauseinandersetzung anlässlich der Eheschei-
dung seinen Miteigentumsanteil an dem gemeinsa-
men Einfamilienhaus an den früheren Ehepartner ver-
äußert, kann der Verkauf als privates Veräußerungs-
geschäft der Besteuerung unterfallen. So entschied der 
Bundesfinanzhof. 
Ein steuerpflichtiges privates Veräußerungsgeschäft 
liegt laut Bundesfinanzhof vor, wenn eine Immobilie 
innerhalb von 10 Jahren angeschafft und wieder ver-
äußert wird. Dies gilt auch für einen hälftigen Mitei-
gentumsanteil, der i. R. der Vermögensauseinander-
setzung nach einer Ehescheidung von einem Mitei-
gentümer an den anderen veräußert wird. Zwar ist die 
Veräußerung einer Immobilie dann nicht steuerbar, 
wenn die Immobilie durchgängig zwischen Anschaf-
fung und Veräußerung oder im Jahr der Veräußerung 
und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eige-
nen Wohnzwecken genutzt wird. Ein in Scheidung be-
findlicher Ehegatte nutzt das in seinem Miteigentum 
stehende Immobilienobjekt aber nicht mehr zu eige-
nen Wohnzwecken, wenn er ausgezogen ist und nur 
noch sein geschiedener Ehegatte und das gemein-
same Kind weiterhin dort wohnen. Eine das Vorliegen 
eines privaten Veräußerungsgeschäfts ausschließende 
Zwangslage, wie z. B. bei einer Enteignung oder einer 
Zwangsversteigerung, lag hier nicht vor. Zwar hatte die 
geschiedene Ehefrau ihren Ex-Partner erheblich unter 
Druck gesetzt. Letztlich hat dieser aber seinen Anteil 
an dem Einfamilienhaus an seine geschiedene Frau 
freiwillig veräußert. 

Gewerbesteuer 

Angemietete Räumlichkeiten als fiktives Anlage-
vermögen - Nur „Produkt” des Gewerbes ent-
scheidend für Abgrenzung 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg nahm Stellung 
zur hälftigen Hinzurechnung von Entgelten für die An-
mietung von Mitarbeiterunterkünften sowie zur Be-
rücksichtigung einer verdeckten Gewinnausschüttung. 
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Ein Gegenstand kann auch dann dem Anlagevermö-
gen zuzuordnen sein, wenn er nur kurzfristig gemietet 
oder gepachtet wird; dies gilt selbst dann, wenn sich 
das Miet- oder Pachtverhältnis lediglich auf Tage oder 
Stunden erstreckt.  
Ausgehend vom Unternehmenszweck kann nur das 
„Produkt” des Gewerbes entscheidende Abgrenzungs-
merkmale für die Entscheidung bieten, ob es sich bei 
angemieteten Räumlichkeiten um fiktives Anlage- 
oder Umlaufvermögen handelt. Für die Unterbringung 
von Mitarbeitern angemietete Räumlichkeiten sind fik-
tives Anlagevermögen, wenn das Vorhandensein der 
Räume zwingend erforderlich ist, um überhaupt das 
Geschäft ausüben zu können. 
In diesem Fall wurde noch zu einem weiteren Aspekt 
entschieden: Bei der steuerrechtlichen Beurteilung von 
Aufwendungen für Feiern oder für die Bewirtung von 
Gästen ist vor allem der Anlass der betreffenden Ver-
anstaltung maßgeblich. Die Aufwendungen einer 
GmbH für die Ausrichtung einer Feier am Tag eines 
runden Geburtstags ihres Mehrheitsgesellschafters 
und Geschäftsführers sind eine verdeckte Gewinnaus-
schüttung, wenn die Gesellschaft den Nachweis einer 
betrieblichen Veranlassung der Veranstaltung nicht 
führen kann. 

Sonstige 

Kein Abzug „finaler“ ausländischer Betriebsstät-
tenverluste 
Der Bundesfinanzhof hat eine für international tätige 
deutsche Unternehmen wichtige Entscheidung getrof-
fen. Danach können inländische Unternehmen Ver-
luste aus einer im EU-Ausland belegenen Niederlas-
sung nicht steuermindernd mit im Inland erzielten Ge-
winnen verrechnen, wenn nach dem einschlägigen Ab-
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung für 
die ausländischen Einkünfte kein deutsches Besteue-
rungsrecht besteht. Das gilt nach Auffassung der Rich-
ter auch dann, wenn die Verluste im Ausland steuer-
rechtlich unter keinen Umständen verwertbar und da-
mit „final“ sind (sog. finale Verluste). 
In dem entschiedenen Fall hatte eine in Deutschland 
ansässige Bank im Jahr 2004 in Großbritannien eine 
Zweigniederlassung eröffnet. Nachdem die Zweig- 
niederlassung jedoch durchgehend nur Verluste er-
wirtschaftet hatte, wurde sie im Jahr 2007 wieder ge-
schlossen. Da die Filiale nie Gewinne erzielt hatte, 
konnte die Bank die in Großbritannien erlittenen Ver-
luste dort steuerlich nicht nutzen. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass die Verluste auch 
in Deutschland nicht nutzbar sind, denn nach dem ein-
schlägigen Abkommen zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung unterliegen Betriebsstätteneinkünfte aus 
Großbritannien nicht der deutschen Besteuerung. Ent-
scheidend sei dabei die „Symmetriethese“, nach der 
die abkommensrechtliche Steuerfreistellung auslän-
discher Einkünfte sowohl positive als auch negative 
Einkünfte, also Verluste, umfasst. Wie die Richter nach 
Anrufung des Gerichtshofs der Europäischen Union 
weiter entschieden, verstößt dieser Ausschluss des 
Verlustabzugs auch im Hinblick auf sog. finale Verluste 
nicht gegen das Unionsrecht. 

Bundesrat billigt Smart-Meter-Gesetz 
In der Sitzung vom 12.05.2023 hat der Bundesrat das 
vom Bundestag beschlossene Gesetz zum Neustart 
der Digitalisierung der Energiewende gebilligt. Ziele 
des Gesetzes sind die unbürokratische und schnellere 
Installation intelligenter Strommessgeräte - sog. 
Smart-Meter - und damit der Ausbau eines „intelligen-
ten Stromnetzes“. Die Geräte sollen dabei helfen, Ener-
gie effizient und kostengünstig zu nutzen sowie das 
Stromnetz zu entlasten. 
Der Bundesrat hatte den ursprünglichen Gesetzent-
wurf der Bundesregierung in seiner Plenarsitzung am 
03.03.2023 beraten und hierzu umfangreich Stellung 
genommen. Die Kritikpunkte des Bundesrates griff der 
Bundestag in seinem Gesetzesbeschluss teilweise auf. 
Neben umfangreichen formalen Änderungen enthält 
er unter anderem Verbesserungen hinsichtlich des 
Smart-Meter-Einbaus in Mehrfamiliengebäuden. 
Das Gesetz wird nun über die Bundesregierung dem 
Bundespräsidenten zur Unterzeichnung zugeleitet. Es 
tritt am Tag nach Verkündung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft. Den genauen Zeitpunkt bestimmt die Bundes-
regierung, da sie die Verkündung organisiert. 

DAC7-Umsetzungsgesetz „Modernisierung der 
Betriebsprüfung“ 
Das Ziel des DAC7-Umsetzungsgesetzes ist u. a. ist die 
Verkürzung der teilweise langen Zeiträume zwischen 
Prüfungsbeginn und dem Abschluss einer Außenprü-
fung, also die Beschleunigung und zeitnähere Durch-
führung von Betriebsprüfungen. Die beabsichtigte  
Beschleunigung soll jedoch oftmals durch Verschär-
fungen für den Steuerpflichtigen erreicht werden.  
So werden die Mitwirkungspflichten weiter verschärft. 
Aufzeichnungen sind dann (erstmals auf Steuern und 
Steuervergütungen anzuwenden, die nach dem 
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31.12.2024 entstehen) jeweils innerhalb einer Frist von 
30 Tagen nach Anforderung oder nach Bekanntgabe 
der Prüfungsanordnung vorzulegen.  
Ein weiterer belastender Aspekt enthält die Verpflich-
tung, Prüfungsfeststellungen auch in anderen Steuer-
erklärungen zu berücksichtigen und diese zu korrigie-
ren, wenn es zu einer Änderung von Besteuerungs-
grundlagen kommt. Im Ergebnis eine weitere Verlage-
rung von Aufgaben der Finanzverwaltung auf den 
Steuerpflichtigen.  
Die Finanzbehörde soll künftig bereits mit der Be-
kanntgabe der Prüfungsanordnung auch Buchfüh-
rungsunterlagen anfordern können, die innerhalb ei-
ner angemessenen Frist, ggf. bereits vor Beginn der 
Außenprüfung, vorzulegen sind. Anhand der daraufhin 
eingereichten Unterlagen können dann insbesondere 
Prüfungsschwerpunkte für die Außenprüfung festge-
legt werden. Wurden Unterlagen vorgelegt, sollen 
dem Steuerpflichtigen die beabsichtigten Prüfungs-
schwerpunkte der Außenprüfung mitgeteilt werden. 
Die Nennung von Prüfungsschwerpunkten stellt aller-
dings keine Einschränkung der Außenprüfung auf be-
stimmte Sachverhalte dar. Die Prüfungsanordnung soll 
bis zum Ablauf des Kalenderjahres erlassen werden, 
das auf das Kalenderjahr folgt, in dem der Steuerbe-
scheid wirksam geworden ist. Eine spätere Bekannt-
gabe soll den Fristbeginn für die Ablaufhemmung 
nicht verschieben. 
Ein vollkommen neues Instrument wird mit dem qua-
lifizierten Mitwirkungsverlagen eingeführt. Damit kann 
der Außenprüfer im eigenen Ermessen entscheiden, 
den Steuerpflichtigen nach Ablauf von sechs Monaten 
seit Bekanntgabe der Prüfungsanordnung schriftlich 
oder elektronisch zur Mitwirkung auffordern. Kommt 
der Steuerpflichtige. seinen Mitwirkungspflichten nicht 
oder nicht hinreichend nach, wird ein Bußgeld festge-
setzt. Dieses Mitwirkungsverzögerungsgeld beträgt 75 
Euro für jeden vollen Kalendertag der Mitwirkungsver-
zögerung und kann für maximal 150 Kalendertage er-
hoben werden (max. 11.250 Euro). Neben einer vorlie-
genden Mitwirkungsverzögerung kann außerdem bei 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen ein Zuschlag 
zum Mitwirkungsverzögerungsgeld festgesetzt wer-
den. Der Zuschlag beträgt höchstens 25.000 Euro für 
jeden vollen Kalendertag der Mitwirkungsverzögerung 
und ist höchstens für 150 Kalendertage festzusetzen. 
Im Rahmen des elektronischen Datenzugriffs wird 
ebenfalls nachgebessert. Künftig kann die Finanzver-
waltung verlangen, dass die Daten nach ihren Vorga-
ben in einem maschinell auswertbaren Format an sie 

übertragen werden. Zudem wird festgelegt, dass eine 
Speicherung dieser Daten auch auf mobilen Datenver-
arbeitungssystemen, also etwa auf dem Laptop des 
Betriebsprüfers, zulässig ist.  
Durch die Neuregelung der Ablaufhemmung erhofft 
man sich zudem die Beschleunigung von Außenprü-
fungen. Hierzu wurde eine neue zeitliche Grenze ein-
geführt. Die Ablaufhemmung endet spätestens fünf 
Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Prü-
fungsanordnung bekanntgegeben wurde.  

Zivilrecht 

WEG: Kein Anspruch auf Zustimmung zur Errich-
tung einer Solaranlage auf dem Balkon 
Einem Wohnungseigentümer steht kein Anspruch auf 
Zustimmung zur Errichtung eines Balkonkraftwerks zu. 
Dabei kommt es nicht darauf an, ob durch die bauliche 
Maßnahme der optische Gesamteindruck beeinträch-
tigt wird. So entschied das Amtsgericht Konstanz. 
Der Mieter einer Wohnung hatte mit Zustimmung sei-
ner Vermieter (Eigentümer) an der Außenseite seines 
Balkons eine Mini-Solaranlage anbringen lassen. Das 
Modul war schwarz, hatte eine Fläche von 168 cm x 
100 cm und war an einem Wechselrichter angeschlos-
sen. Auf einer Eigentümerversammlung wurde mehr-
heitlich ein Beschluss gefasst, wonach das Balkonkraft-
werk zu entfernen sei. Dagegen richtete sich die Klage 
der beiden Wohnungseigentümer. 
Das Gericht wies die Klage ab. Die Wohnungseigentü-
mer haben keinen Anspruch auf Genehmigung der 
Mini-Solaranlage. Die übrigen Wohnungseigentümer 
müssen der Errichtung eines Balkonkraftwerks nicht 
zustimmen. § 20 Abs. 1 WEG enthält eine sog. Bau-
sperre für bauliche Veränderungen ohne Zustimmung 
der Eigentümer. Eine solche Veränderung stellt die 
Montage der Photovoltaikanlage dar, ohne dass es auf 
einen Eingriff in die Substanz ankommt. Es kommt 
auch nicht darauf an, ob durch die bauliche Maß-
nahme der optische Gesamteindruck der Wohnanlage 
beeinträchtigt wird. Ohnehin ist dies hier der Fall. Die 
Mini-Solaranlage ist erheblich wahrnehmbar. Es liegt 
eine relevante nicht unerhebliche Beeinträchtigung 
vor. Rechtspolitische Erwägungen, so überzeugend sie 
sein mögen, genügen nicht. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Juni/Juli 2023
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 12.06.20231 10.07.20232 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 12.06.2023 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 12.06.2023 entfällt 

Umsatzsteuer 12.06.20233 10.07.20234 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 15.06.2023 13.07.2023 

Scheck6 12.06.2023 10.07.2023 

Sozialversicherung7 28.06.2023 27.07.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 

zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für 

das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müs-
sen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 26.06.2023/25.07.2023, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regio-
nale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Guten Tag, 

der Bundesfinanzhof nahm Stellung zur Frage der Verwirklichung des Tat-
bestands der Einkunftsart "Vermietung und Verpachtung" eines schenk-
weise und befristeten Quotennießbrauchs, welchen ein Kläger für seinen 
Gesellschaftsanteil an einer Grundstücksgesellschaft mit seinem volljähri-
gen Sohn vereinbart hat. Fraglich war, ob der Nießbrauchsnehmer nach 
der Vertragslage und tatsächlichen Handhabung eine einem Gesellschafter 
ähnliche Stellung innehat.  
 
In weiteren aktuellen Urteilen nahm der Bundesfinanzhof Stellung zur Be-
steuerung von Stock Options, die von einem ausländischen Arbeitgeber 
gewährt wurden und zur Entstehung und Berichtigung der Umsatzsteuer 
bei ratenweiser Vergütung für die Errichtung einer Photovoltaikanlage. 

 
Die Frage, ob die Umsätze aus der kurzfristigen Vermietung von Wohn-
containern an Erntehelfer dem ermäßigten Umsatzsteuersatz unterliegen, 
auch wenn es sich nicht um Wohn- und Schlafräume in einem Gebäude 
handelt, wurde ebenfalls vom Bundesfinanzhof geklärt. 
 
Zudem werden ab 01.04.2023 laut Bundesfinanzministerium die geänder-
ten Programmablaufpläne für den Lohnsteuerabzug 2023 angewendet und 
es greifen Lohnerhöhungen für Beschäftigte verschiedener Branchen. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 

 



Mai 2023 – Monatsinformation 
Dobler. Lambert. 
Recht | Steuern | Wirtschaft 

 
 

2 

Einkommensteuer 

Vermietung und Verpachtung - Zurechnung der 
Einkünfte bei Quotennießbrauch an einem Gesell-
schaftsanteil 
Durch die Bestellung des Nießbrauchs an einem Ge-
sellschaftsanteil an einer vermögensverwaltenden Per-
sonengesellschaft erzielt der Nießbraucher - anstelle 
des Gesellschafters - die auf den Anteil entfallenden 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, wenn und 
soweit er aufgrund der ihm vertraglich zur Ausübung 
überlassenen Stimm- und Verwaltungsrechte grund-
sätzlich in der Lage ist, auch an Grundlagengeschäften 
der Gesellschaft mitzuwirken. 
Entsprechendes gilt nach einem Urteil des Bundesfi-
nanzhofs beim Quotennießbrauch an einem Gesell-
schaftsanteil. Der Quotennießbraucher erzielt nur 
dann die auf den Anteil entfallenden Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung, wenn die vertraglichen 
Regelungen über die Bestellung des Quotennieß-
brauchs sicherstellen, dass der Gesellschafter die Ent-
scheidungen - und zwar auch solche, die die Grundla-
gen der Gesellschaft betreffen - nicht alleine und/oder 
gegen den Willen des Quotennießbrauchers treffen 
kann.  

Hinweis 
Laut Bundesfinanzhof sind vertragliche Regelungen 
wohl schädlich, die jenseits des Anwendungsbe-
reichs des § 1071 Abs. 2 BGB dem Gesellschafter das 
Mitwirken zubilligen, ohne Rücksicht auf den Nieß-
braucher nehmen zu müssen. 

Besteuerung von Stock Options von ausländi-
schem Arbeitgeber im Fall des Ansässigkeitswech-
sels 
Wenn einem Arbeitnehmer im Rahmen seines Arbeits-
verhältnisses Stock Options gewährt werden, werden 
die daraus resultierenden geldwerten Vorteile erst zum 
Zeitpunkt der Ausübung der Option zufließen. Die 
geldwerten Vorteile aus der Ausübung der Stock Op-
tions werden - ungeachtet der Besteuerung zum Zeit-
punkt der Optionsausübung - zeitraumbezogen ge-
währt und sind deshalb anteilig dem Erdienenszeit-
raum zuzuordnen. Nach dem Veranlassungsprinzip 
geht es dabei grundsätzlich um den Zeitraum zwi-
schen der Gewährung der Stock Options und deren 
erstmaliger Ausübbarkeit. Eine abschließende Beurtei-
lung ist aber nur anhand der konkreten Ver- 
 

einbarungen bei Gewährung der Stock Options sowie 
der sonstigen Umstände des Einzelfalls möglich. 
Bei grenzüberschreitenden Sachverhalten richtet sich 
laut Bundesfinanzhof eine etwaige abkommensrecht-
liche Freistellung der Einkünfte nach der Tätigkeit im 
Erdienenszeitraum. Soweit das Doppelbesteuerungs-
abkommen mit den USA (DBA-USA 1989/2008) an 
eine "in einem Vertragsstaat ansässige Person" an-
knüpfe, ist dagegen allein die Ansässigkeit zum Zeit-
punkt des Zuflusses der Einkünfte maßgeblich.  

Zufluss von Bonuszinsen aus einem Bausparver-
trag bei nur buchmäßigem Ausweis der Zinsen auf 
Bonuskonto 
Bonuszinsen aus einem Bausparvertrag fließen einem 
Steuerpflichtigen nicht bereits mit dem jährlichen Aus-
weis der Zinsen auf einem von der Bausparkasse ge-
führten Bonuskonto zu, wenn ein Anspruch auf die Bo-
nuszinsen nur nach einem Verzicht auf das Bauspar-
darlehen entsteht, die Bonuszinsen erst bei Auszah-
lung des Bausparguthabens fällig werden und über sie 
nur in Verbindung mit dem Bauspargut-haben verfügt 
werden kann. So entschied der Bundesfinanzhof.  
Das Finanzgericht hat demnach zu Recht entschieden, 
dass das Finanzamt berechtigt war, die Bonuszinsen im 
Streitjahr in voller Höhe der Besteuerung zu unterwer-
fen. Im Streitfall handelte es sich bei den von der Bau-
sparkasse gutgeschriebenen Bonuszinsen um eine Er-
höhung der dem Kläger für die Überlassung des Bau-
sparguthabens gewährten Guthabenzinsen. Die Bo-
nuszinsen stellten deshalb - ebenso wie die Guthaben-
zinsen - ein Entgelt für die Überlassung von Kapitalver-
mögen zur Nutzung dar. Etwas anderes gilt nicht des-
halb, weil bei einem Bausparvertrag das Sparen in der 
Regel lediglich Durchgangsstadium auf dem Weg zur 
Erlangung eines Bauspardarlehens ist. Denn dies 
schließt nicht aus, dass im Einzelfall der Sparzweck für 
den Abschluss eines Bausparvertrags (mit-)bestim-
mend ist. Das gilt jedenfalls dann, wenn die Erwartung 
einer Rendite aus dem Bauspargut-haben im Vorder-
grund steht. Dabei genügt es, wenn die Absicht, Ein-
künfte aus Kapitalvermögen zu erzielen, nur als Ne-
benzweck verfolgt wird. 

Veräußerung eines Kaufhauses nach Fassadensa-
nierung kein gewerblicher Grundstückshandel 
Ein gewerblicher Grundstückshandel liegt mangels ei-
ner nachhaltigen Tätigkeit nicht vor, wenn lediglich ein 
Objekt (vorliegend ein Einzelhandels-Kaufhaus) ange-
schafft, die Fassade saniert und es anschließend veräu-
ßert wird. Dies gilt laut einem Urteil des Finanzgerichts 



Mai 2023 – Monatsinformation 
Dobler. Lambert. 
Recht | Steuern | Wirtschaft 

 
 

3 

Hamburg jedenfalls dann, wenn die Steuerpflichtige 
im Rahmen der Fassadensanierung keine Aktivitäten 
entwickelt, die nach Umfang und Gewicht über das 
hinausgehen, was beim Bau eines jeden Gebäudes er-
forderlich ist. 

Hinweis 
Zur Beurteilung der korrekten Abgrenzung zwi-
schen privater Vermögensverwaltung und gewerb-
lichem Grundstückshandel sei auf die Einkommen-
steuer-Hinweise 2020, Anhang 17 (Bundesfinanzmi-
nisterium vom 26.03.2004) hingewiesen. 

Berechnung der AfA: Restnutzungsdauer eines 
Mietobjekts nach Immobilienwertverordnung 
Von einem Steuerpflichtigen können eingeholte Wert-
gutachten, in denen die Restnutzungsdauern von Mie-
tobjekten nach der Immobilienwertverordnung (Im-
moWertV) berechnet werden, der Ermittlung der Ab-
schreibung für Abnutzung (AfA) zugrunde gelegt wer-
den. So entschied das Finanzgericht Münster.  
Den Steuerpflichtigen steht nach den Grundsätzen des 
Urteils des Bundesfinanzhofs ein Wahlrecht zu, sich mit 
den typisierten AfA-Sätzen zufriedenzugeben oder 
eine tatsächlich kürzere Nutzungsdauer geltend zu 
machen und darzulegen. Dabei ist keine Gewissheit 
über eine kürzere tatsächliche Nutzungsdauer erfor-
derlich. Vielmehr kann allenfalls größtmögliche Wahr-
scheinlichkeit verlangt werden, sodass eine Schätzung 
des Steuerpflichtigen nur dann zu verwerfen ist, wenn 
sie eindeutig außerhalb des angemessenen Schät-
zungsrahmens liegt. Dabei kann das Verfahren der Ge-
bäudesachwertermittlung nach der  
ImmoWertV Anwendung finden, auch wenn dieses 
eine modellhafte Berechnung darstellt, die nicht pri-
mär auf die Ermittlung der tatsächlichen Nutzungs-
dauer nach dem Einkommensteuergesetz gerichtet ist. 
Ausgehend von diesen Grundsätzen sind daher auf 
Grundlage eingereichter Gutachten ermittelte Rest-
nutzungsdauern nicht zu beanstanden. 

Stille Beteiligung am Unternehmen des Arbeit-ge-
bers - Einkünfte aus Kapitalvermögen oder  
aus nichtselbstständiger Arbeit? 
Ein am Gewinn und Verlust des Unternehmens betei-
ligter stiller Gesellschafter ist nicht als Mitunternehmer 
anzusehen, wenn er weder am Unternehmenswert 
noch am Zuwachs der stillen Reserven des Betriebsver-
mögens einschließlich des Firmenwerts beteiligt ist 

und ihm auch keine über das Recht, die Jahresab-
schlüsse einschließlich der Prüfungsberichte des Ab-
schlussprüfers einzusehen, hinausgehenden Stimm- 
oder Widerspruchsrechte zustehen. So entschied das 
Finanzgericht Baden-Württemberg. 
Der Umstand, dass der Arbeitnehmer keinen arbeits-
vertraglichen Anspruch auf Einräumung der stillen Be-
teiligung hat, spricht für ein unabhängig vom Arbeits-
verhältnis bestehendes Sonderrechtsverhältnis. Bei der 
Möglichkeit, die stille Einlage durch stehen-gelassene 
Gewinnanteile zu erbringen, handelt es sich um eine 
übliche Möglichkeit zur Einlageerbringung.  
Eine Veranlassung der stillen Beteiligung durch das Ar-
beitsverhältnis lässt sich nicht daraus herleiten, dass 
die Gewinnbeteiligung des Arbeitnehmers aus der stil-
len Beteiligung nicht auf einen bestimmten - absolu-
ten und angemessenen - Prozentsatz der Einlageleis-
tung begrenzt ist. 
Die Gewinnanteile aus der stillen Beteiligung an der 
GmbH führen hier beim Kläger nicht zu Einkünften aus 
nichtselbstständiger Arbeit, sondern zu Einkünften aus 
Kapitalvermögen. 

Umsatzsteuer 

Errichtung einer Photovoltaikanlage: Steuerent-
stehung und -berichtigung bei späterer Verein-
nahmung des Entgelts 
Der Bundesfinanzhof hatte u. a. die Frage zu klären, ob 
der Unternehmer im Hinblick auf eine getroffene Fäl-
ligkeitsabrede, nach der die vereinbarte Vergütung nur 
insoweit zur Zahlung fällig wird, als sie aus den laufen-
den Einnahmen der Stromeinspeisung des Auftragge-
bers beglichen werden kann, bereits für den Besteue-
rungszeitraum der Steuerentstehung berechtigt ist, die 
nach vereinbarten Entgelten berechnete Steuer zu be-
richtigen.  
Die Steuer entsteht auch dann mit der Leistungsaus-
führung, ohne dass es zu einer Steuerberichtigung 
kommt, wenn der Unternehmer für die Errichtung ei-
ner Photovoltaikanlage mit dessen Betreiber verein-
bart, dass das Entgelt hierfür nur insoweit geschuldet 
wird, als es durch Einnahmen aus der Stromeinspei-
sung beglichen werden kann. Die Klägerin ist hier nicht 
berechtigt, die Steuer für die jeweilige Teilleistung im 
Umfang des jeweiligen Unterschiedsbetrags zwischen 
dem vereinbarten und dem vereinnahmten Entgelt zu 
berichtigen. 
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Ermäßigte Umsatzsteuer bei Vermietung nicht 
ortsfester Wohncontainer an Arbeitnehmer 
Der Bundesfinanzhof hat klargestellt, dass nicht nur 
die Vermietung von Grundstücken und mit diesen fest 
verbundenen Gebäuden nach dem Umsatzsteuer-ge-
setz begünstigt ist, sondern allgemein die Vermietung 
von Wohn- und Schlafräumen durch einen Unterneh-
mer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden und 
damit auch die Vermietung von Wohn-containern an 
Erntehelfer.  
Dies entspricht auch dem Unionsrecht. Im Verzeichnis 
der Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistun-
gen, auf die ermäßigte Mehrwertsteuersätze ange-
wendet werden können, sind die Beherbergung in Ho-
tels und ähnlichen Einrichtungen, einschließlich der 
Beherbergung in Ferienunterkünften, und die Vermie-
tung von Campingplätzen und Plätzen für das Abstel-
len von Wohnwagen angeführt. Die "Beherbergung in 
Ferienunterkünften" umfasst auch die Vermietung von 
Zelten, Wohnanhängern oder Wohnmobilen, die auf 
Campingplätzen aufgestellt sind und als Unterkünfte 
dienen. 

Verwendung eines neu erworbenen Pkw teils für 
steuerpflichtige, teils für steuerfreie Umsätze - 
Vorsteueraufteilung nicht nach Umsatzschlüssel 
Wird ein Pkw nach der Anschaffung teils zur Erzielung 
steuerpflichtiger und teils zur Erzielung steuerfreier 
Umsätze verwendet, ist die Vorsteueraufteilung für 
den Pkw auf Grundlage der Fahrleistung des Pkw vor-
zunehmen. Eine Aufteilung im Verhältnis der auf die 
steuerpflichtigen bzw. steuerfreien Umsätze entfallen-
den Fahrleistungen führt laut Finanzgericht  
Baden-Württemberg zu einer präziseren wirtschaftli-
chen Zurechnung als der Umsatzschlüssel.  
Wenn eine Unternehmerin den neuen Pkw kurz vor 
Jahresende (hier: November) erworben und im Jahr 
der Anschaffung des Pkw bereits zuvor einen anderen 
„funktionsgleichen” Pkw für die gleichen Umsätze ge-
nutzt hat, ist für die Vorsteueraufteilung auf die tat-
sächliche Verwendung sowohl des alten als auch des 
neuen Pkw im gesamten Kalenderjahr und somit auf 
die Gesamtfahrleistung im gesamten Kalenderjahr ab-
zustellen. 
Wenn der neu angeschaffte Pkw ab der Anschaffung 
bis zum Jahresende in einem anderen Umfang als bei 
der Vorsteueraufteilung beim Kauf auf Basis der Ge-
samtfahrleistung für das Kalenderjahr ermittelt für 
steuerpflichtige bzw. steuerfreie Umsätze genutzt 
wird, ist insoweit eine Vorsteuerberichtigung vorzu-

nehmen. Es kann jedenfalls in Fällen, bei denen ein be-
reits vorhandenes Wirtschaftsgut durch ein funktions-
gleiches ausgetauscht wird, zu einem Neben-einander 
der Anwendung von Vorsteuerabzugsausschluss und 
zur Berichtigung des Vorsteuerabzugs kommen. 

Körperschaftsteuer 

Tatsächliche Durchführung eines Gewinn- 
abführungsvertrags - Anerkennung einer körper-
schaftsteuerrechtlichen Organschaft 
Wenn es während der Mindestvertragslaufzeit von 
fünf Jahren zur Nichtdurchführung des Gewinnabfüh-
rungsvertrags kommt, führt dies nicht nur zu einer Un-
terbrechung der körperschaftsteuerrechtlichen Organ-
schaft für einzelne Veranlagungszeiträume, sondern 
insgesamt zu einer (rückwirkenden) Nichtanerkennung 
der körperschaftsteuerrechtlichen Organschaft. 
Die tatsächliche Durchführung des Gewinnabfüh-
rungs- und Beherrschungsvertrags setzt nach einem 
Urteil des Bundesfinanzhofs voraus, dass er entspre-
chend den vertraglichen Vereinbarungen vollzogen 
wird. Dies bedeutet u. a., dass die nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung ermittelten Ge-
winne tatsächlich durch Zahlung oder Verrechnung an 
den Organträger abgeführt werden. "Verrechnung" ist 
in diesem Zusammenhang so zu verstehen, dass es 
sich um eine einer tatsächlichen Zahlung gleichste-
hende Aufrechnung handeln muss; die reine Buchung 
der Forderung ohne Erfüllungswirkung ist dagegen 
nicht ausreichend.  

Steuerliches Einlagekonto: Gesellschafter hat 
keine Anfechtungsbefugnis 
Das Körperschaftsteuergesetz schreibt vor, dass der 
Bestand des steuerlichen Einlagekontos mit einem be-
sonderen Bescheid festzuschreiben ist. Auf dem Konto 
sind insbesondere die Einlagen zu erfassen, die der Ge-
sellschafter an „seine“ Kapitalgesellschaft geleistet hat. 
Wenn solche Einlagen später an den Gesellschafter aus 
dem Einlagekonto zurückgezahlt werden, dann muss 
der Gesellschafter diese sog. Einlagenrückgewähr 
nicht versteuern. Obgleich der Bescheid somit im We-
sentlichen Bedeutung für die Besteuerung des Gesell-
schafters hat, richtet sich der Bescheid ausschließlich 
an die Kapitalgesellschaft. 
Der Bundesfinanzhof hat diese Auffassung bestätigt. 
Grundsätzlich kann ein Bescheid nur von den Adressa-
ten angefochten werden. Das ist im Fall des Bescheids 
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nach dem Körperschaftsteuergesetz die Kapitalgesell-
schaft und allein sie kann deshalb Einspruch einlegen 
und Klage erheben. Der Gesellschafter der Kapitalge-
sellschaft ist nicht Adressat, sondern als Dritter ledig-
lich mittelbar von dem Bescheid betroffen. Ein eigenes 
Anfechtungsrecht des Gesellschafters (sog. Drittan-
fechtungsrecht) ist auch nicht ausnahmsweise anzuer-
kennen. Zum einen besteht keine Rechtsschutzlücke, 
da die Kapitalgesellschaft Fehler des Bescheids im 
Rechtsbehelfsverfahren geltend machen kann. Zum 
anderen hat ein solches Recht zur Folge, dass der Be-
scheid noch nach vielen Jahren vom Gesellschafter an-
gefochten werden kann und dauerhaft kein Rechtsfrie-
den eintritt. Die Versagung eines eigenen Anfech-
tungsrechts des Gesellschafters ist auch mit der 
Rechtsschutzgarantie des Grund-gesetzes vereinbar 
(Art. 19 Abs. 4 GG). 

Sonstiges 

Änderung beim Lohnsteuerabzug: Arbeitnehmer 
dürfen mit mehr Netto-Gehalt rechnen 
Ab 01.04.2023 werden laut Bundesfinanzministerium 
die geänderten Programmablaufpläne für den Lohn-
steuerabzug 2023 angewendet. Berücksichtigt wird 
dabei "die Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbe-
trags auf 1.230 Euro und des Entlastungs-betrags für 
Alleinerziehende auf 4.260 Euro durch das Jahressteu-
ergesetz 2022". Das heißt unter anderem für Ange-
stellte oder Beamte: Durch die höheren Steuerfreibe-
träge können sie auch mit einem höheren Netto-Ge-
halt auf ihrem Konto rechnen. 

Lohnerhöhungen für Beschäftigte verschiedener 
Branchen  
Tarifbeschäftigte Mitarbeiter im Bauhauptgewerbe –
Hoch-, Tief oder Straßenbau – können sich seit 
01.04.2023 über mehr Gehalt freuen. Im Westen um 2 
Prozent und im Osten um 2,7 Prozent. Im Mai steht 
zudem noch eine Einmalzahlung über 450 Euro an. 
Der branchenbezogene Mindestlohn für Maler und 
Lackierer steigt ab 01.04.2023 von 13,80 auf 14,50 
Euro. Für Helfer beträgt der Mindestlohn dann 12,50 
Euro; das ist eine Erhöhung von 1,10 Euro pro Stunde. 
Der tarifliche Mindestlohn für Leihbeschäftigte liegt 
ab 01.04.2023 bei mindestens 13 Euro pro Stunde. Die 

Stundenentgelte richten sich nach der jeweiligen Ent-
geltgruppe. Eine Übersicht für alle Entgeltgruppen lie-
fert die IG Metall. 

Bundesregierung einigt sich auf neues Förder-
konzept für erneuerbares Heizen 
Die Bundesregierung hat sich am 19.04.2023 auf ein 
neues Förderkonzept zum erneuerbaren Heizen ver-
ständigt. Mit dem Gesetzentwurf zur Novelle des Ge-
bäudeenergiegesetzes wird der verbindliche Umstieg 
auf erneuerbare Energien beim Heizen gesetzlich ver-
ankert. D. h. konkret, dass ab dem 01.01.2024 mög-
lichst jede neu eingebaute Heizung zu mindestens 65 
% mit Erneuerbaren Energien betrieben werden muss. 
Daher wird in der Folge auch die Förderung angepasst. 
Das Gebäudeenergiegesetz wird nun dem Bundestag 
und Bundesrat zugeleitet. 

Vorsicht bei Sanierungsmaßnahmen 
Der Gesetzgeber versucht mit gesetzlichen Vorgaben 
die energetische Gebäudesanierung als wichtigen 
Baustein der Energiewende voranzubringen. Dabei 
wurde ganz offensichtlich ein Aspekt übersehen, der 
diese Bemühungen stark behindern kann. Laut der 
Sachverständigengesellschaft Richardson in Witten 
wird in nächster Zeit das Thema Asbest dramatisch an 
Bedeutung gewinnen. Es ist nicht bekannt, wie viele 
Wohnungen und Gebäude, die bis zum Verbot im Jahr 
1993 gebaut wurden, Asbest enthalten. Der Anteil 
dürfte aber erheblich sein.  
Da bei energetischen Sanierungsmaßnahmen Asbest-
fasern freigesetzt werden können, greifen die gesetz-
lichen Schutzmaßnahmen, was zu erheblichen Kosten-
steigerungen führen kann. 

Hinweis 
Bevor eine energetische Gebäudesanierung reali-
siert wird, sollte bei betroffenen Objekten vorab 
eine Asbestverprobung durch einen Sachverständi-
gen in Auftrag gegeben werde, Nur so sind unkal-
kulierbare Risiken zu vermeiden. 

 
 
 

Termine Steuern/Sozialversicherung Mai/Juni 2023
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Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.05.20231 12.06.20231 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 12.06.2023 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 12.06.2023 

Umsatzsteuer 10.05.20232 12.06.20233 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 15.05.2023 15.06.2023 

Scheck5 10.05.2023 12.06.2023 

Gewerbesteuer 15.05.2023 entfällt 

Grundsteuer 15.05.2023 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 19.05.2023 entfällt 

Scheck5 15.05.2023 entfällt 

Sozialversicherung6 26.05.2023 28.06.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 

zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 

abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-

nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müs-
sen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.05.2023/26.06.2023, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regio-
nale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Guten Tag, 

Veräußerungsgewinne, die ein Steuerpflichtiger innerhalb eines Jahres aus 
dem Verkauf oder dem Tausch von Kryptowährungen wie Bitcoin, 
Ethereum und Monero erzielt, unterfallen nach einer Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs der Besteuerung als privates Veräußerungsgeschäft.  
 
Die Erstattung von Telefonkosten für einen vom Arbeitnehmer abgeschlos-
senen Mobilfunkvertrag durch den Arbeitgeber ist nach einem weiteren 
Urteil des Bundesfinanzhofs auch dann steuerfrei, wenn der Arbeitgeber 
das Mobiltelefon, durch dessen Nutzung die Telefonkosten entstanden 
sind, von dem Arbeitnehmer zu einem niedrigen, auch unter dem Markt-
wert liegenden Preis erworben hat und er das Mobiltelefon dem Arbeit-
nehmer unmittelbar danach wieder zur privaten Nutzung überlässt. 
 
Darüber hinaus entschied der Bundesfinanzhof, dass ein Ehegatte, der 
wirtschaftlich unabhängig ist, aus der Anschaffung eines Pkw, den er an 
seinen freiberuflich tätigen Ehegatten vermietet, die Vorsteuer geltend ma-
chen kann. 
 
Seit dem 01.01.2023 unterliegt die Lieferung und Installation bestimmter 
Photovoltaikanlagen einem neuen Nullsteuersatz. Das Bundesfinanzminis-
terium hat am 27.02.2023 das endgültige Schreiben zum Nullsteuersatz für 
Umsätze im Zusammenhang mit bestimmen Photovoltaikanlagen veröf-
fentlicht. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Einkommensteuer 

Kryptowährungen: Veräußerungsgewinne sind 
steuerpflichtig 
Der Kläger hatte verschiedene Kryptowährungen er-
worben, getauscht und wieder veräußert. Im Einzelnen 
handelte es sich um Geschäfte mit Bitcoins, Ethereum 
und Monero, die der Steuerpflichtige privat tätigte. Er 
erzielte daraus einen Gewinn in Höhe von insgesamt 
3,4 Millionen Euro. Mit dem Finanzamt kam es zum 
Streit darüber, ob der Gewinn aus der Veräußerung 
und dem Tausch von Kryptowährungen der Einkom-
mensteuer unterliegt. Die vom Steuerpflichtigen beim 
Finanzgericht erhobene Klage war ganz überwiegend 
erfolglos. 
Der Bundesfinanzhof hat die Steuerpflicht der Veräu-
ßerungsgewinne aus Bitcoin, Ethereum und Monero 
bejaht. Bei Kryptowährungen handelt es sich um Wirt-
schaftsgüter, die bei einer Anschaffung und Veräuße-
rung innerhalb eines Jahres der Besteuerung als priva-
tes Veräußerungsgeschäft unterfallen. Virtuelle Wäh-
rungen (Currency Token, Payment Token) stellen ein 
"anderes Wirtschaftsgut" dar. Virtuelle Währungen 
sind wirtschaftlich betrachtet als Zahlungsmittel anzu-
sehen. Sie würden auf Handelsplattformen und Börsen 
gehandelt, hätten einen Kurswert und könnten für di-
rekt zwischen Beteiligten abzuwickelnde Zahlungsvor-
gänge Verwendung finden. Wenn Anschaffung und 
Veräußerung oder Tausch der Token innerhalb eines 
Jahres erfolgen, unterfallen daraus erzielte Gewinne 
oder Verluste der Besteuerung. 

Hinweis 
Der Bundesfinanzhof bestätigt mit seinem Urteil die 
Ansicht der Finanzverwaltung.  
Das Ergebnis einer repräsentativen Umfrage des Di-
gitalverbands Bitkom zeigt, dass rund ein Drittel der 
Befragten (32 %) sich vorstellen können, in Zukunft 
Kryptowährungen zu kaufen. Dabei haben  
3 % bereits in der Vergangenheit gekauft, 6 % ha-
ben das fest vor und 23 % wollen es auf jeden Fall 
nicht ausschließen. Somit ist dieses Thema von gro-
ßer Relevanz. 

Abzug von außergewöhnlichen Belastungen vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte 
Im Einkommensteuerrecht gibt es den Begriff der „au-
ßergewöhnlichen Belastung“, für die in den §§ 33, 33a 
und 33b EStG Regeln zum Abzug von den Einkünften 

enthalten sind. Es gibt drei unterschiedliche Abzugs-
bereiche, die in diesem Zusammenhang in Betracht 
kommen: 
1. Außergewöhnliche Belastungen, die durch den Un-

terhalt/die Berufsausbildung einer gesetzlich un-
terhaltsberechtigten Person entstehen (i. d. R. Kin-
der oder Eltern) 

2. Pauschbeträge für Kosten, die Behinderten und 
Hinterbliebenen entstehen (§ 33b EStG) 

3. Zwangsläufig anfallende größere Aufwendungen 
beim Steuerpflichtigen bzw. zusammenveranlag-
ten Partner (§ 33 Abs. 1 bis 3 EStG) 

Die Voraussetzungen und die Höhe der Abzüge für die 
Gruppen 1. und 2. ergeben sich durch feste Pauschbe-
träge und Nachweisvoraussetzungen, daher soll die 3. 
Gruppe näher betrachtet werden. Hier sind Kosten ge-
meint, die bei jedem Steuerpflichtigen anfallen kön-
nen. Den größten Anteil nehmen wohl krankheitsbe-
dingte Aufwendungen ein, soweit sie nicht durch die 
Krankenkassen oder bei Beamten durch die Beihilfe 
der staatlichen Arbeitgeber getragen werden. Als eine 
weitere Gruppe von Aufwendungen sind Ersatzbe-
schaffungen zu nennen, die durch Naturereignisse, wie 
z. B. Brand, Hochwasser, u. a. für notwendige Sachge-
genstände erforderlich geworden sind. Diese Gegen-
stände können sein: Kleidungsstücke, Hausrat, Einrich-
tungsgegenstände einer normalen Wohnung. 
Die Ersatzanschaffungen müssen der Höhe nach not-
wendig und angemessen sein und können für den 
Steuerpflichtigen, seinen/seine Partner/in und im 
Haushalt lebende Kinder in Betracht kommen. Hierfür 
muss der Steuerpflichtige jedoch glaubhaft darlegen, 
dass er den Schaden nicht verursacht hat und auch 
keine Ersatzansprüche bestehen. Wenn übliche Versi-
cherungsmöglichkeiten nicht wahrgenommen wur-
den, liegt keine steuerlich berücksichtigungsfähige Be-
lastung vor. Aber auch die Kosten einer Beisetzung im 
angemessenen Rahmen für nahe Angehörige, die kein 
Vermögen hinterlassen haben, fallen unter 3.  
Alle Belastungen dieser 3. Gruppe sind je Kalenderjahr 
zusammenzurechnen. Von dieser Summe wird die „zu-
mutbare Eigenbelastung“ abgezogen. Diese richtet 
sich nach der Höhe der Einkünfte und der Kinderzahl 
und beträgt zwischen 1 % und 7 % des Gesamtbetrags 
der Einkünfte, also vor Abzug der Sonderausgaben 
und sonstiger Freibeträge. Die Steuerrechtsprechung 
hat sich über Jahre hinweg mit einer Reihe von Kosten 
befasst und sie in Bezug auf den Abzug beurteilt. Bei-
spielhaft seien folgende Fälle genannt:  
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 behinderungsbedingte Mehrkosten für den Um-
bau oder die Errichtung eines Wohnhauses/einer 
Wohnung: Abzugsfähig, darunter können auch 
durch eine Behinderung erforderliche Möbel-an-
schaffungen oder die Anschaffung behinderungs-
gerechten Geschirrs fallen. 

 Treppenlift: Kosten können abzugsfähig sein, 
wenn die medizinische Notwendigkeit durch den 
zuständigen Amtsarzt bestätigt wird. 

 Aussteuer für die Tochter: Dafür von den Eltern 
aufgewandte Kosten anlässlich der Heirat sind re-
gelmäßig nicht (mehr) als zwangsläufig anzusehen. 

 Diätverpflegung: Keine außergewöhnliche Belas-
tung! 

 Heilkuraufwendungen: Abzugsfähig, wenn zur 
Heilung oder Linderung einer Krankheit nachweis-
lich notwendig und die Kosten nicht von einer 
Krankenkasse erstattet werden. 

 Erpressungsgelder: Keine außergewöhnliche Be-
lastung, wenn der Erpressungsgrund selbst ohne 
Zwang geschaffen wurde. Bei Zwangsläufigkeit 
kann aber Abzug gegeben sein. 

 Kapitalabfindung von Unterhaltsansprüchen: Ab-
zug scheidet in aller Regel aus, weil nicht zwangs-
läufig entstanden. 

Vorteile des Arbeitnehmers aus der Nutzung eines 
betrieblichen Mobiltelefons steuerfrei 
Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, ob stets 
von einem rechtlichen Gestaltungsmissbrauch auszu-
gehen ist, wenn der Arbeitnehmer sein Handy an sei-
nen Arbeitgeber zu einem Kaufpreis von 1 Euro ver-
kauft und der Arbeitgeber anschließend im Rahmen ei-
nes Vertrages das Handy dem Arbeitnehmer auch zur 
privaten Nutzung wieder zur Verfügung stellt und die 
entstehenden Kosten für den privaten Mobilfunkver-
trag übernimmt. 
Scheingeschäfte und Scheinhandlungen sind für die 
Besteuerung unbeachtlich. Empfangsbedürftige Wil-
lenserklärungen, die mit Einverständnis des Erklä-
rungsempfängers nur zum Schein abgegeben werden, 
sind nach dem BGB nichtig. Ein Scheingeschäft liegt 
vor, wenn sich die Vertragsbeteiligten über den 
Scheincharakter des Rechtsgeschäfts einig sind und 
das Vereinbarte nach dem übereinstimmenden Willen 
der Vertragsparteien keine Geltung haben soll. Folg-
lich ist kein Scheingeschäft gegeben, wenn der von 
den Vertragsbeteiligten erstrebte Rechtserfolg gerade 

die Gültigkeit des Rechtsgeschäfts voraussetzt. So ver-
hielt es sich auch im Streitfall. 

Grundstücksteilung: Besteuerung eines Garten-
grundstücksteils als privates Veräußerungs-ge-
schäft 
Der Verkauf eines Gartengrundstücksteils ist bei wei-
terhin bestehender Wohnnutzung im Übrigen nicht 
von der Besteuerung als privates Veräußerungs-ge-
schäft ausgenommen. So entschied das Niedersächsi-
sche Finanzgericht. 
Die Kläger hatten ein privates Veräußerungsgeschäft 
verwirklicht, indem sie die Teilfläche des von ihnen zu-
vor erworbenen Grundstücks innerhalb von zehn Jah-
ren nach Erwerb wieder veräußerten. Dieses Veräuße-
rungsgeschäft ist nicht wegen einer Nutzung zu eige-
nen Wohnzecken von der Besteuerung ausgenom-
men. 
Die Rechtsprechung bezieht zwar bei einem zu eige-
nen Wohnzwecken genutzten Gebäude den "dazuge-
hörigen Grund und Boden" in die Begünstigung mit 
ein, da regelmäßig die Veräußerung eines zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Wirtschaftsguts auch den 
anteiligen Grund und Boden umfasst. Die Grenze zieht 
der Bundesfinanzhof aber unter Berücksichtigung des 
Normzwecks des Befreiungstatbestandes. So ist in ei-
nem Fall, in dem der Steuerpflichtige das bisher als 
Garten genutzte Nachbargrundstück veräußert, wäh-
rend er auf dem anderen Grundstück wohnen bleibt, 
der Zweck der Steuerbegünstigung, einen Umzug ins-
besondere infolge eines Arbeitsplatzwechsels nicht zu 
erschweren, nicht erfüllt und die Veräußerung steuer-
bar. Es fehlt insoweit an einem nach den Wertungen 
des Einkommensteuergesetzes gegebenen einheitli-
chen Nutzungs- und Funktionszusammenhang zwi-
schen der Wohnung und dem Grund und Boden. 

Hinweis 
In diesem Zusammenhang ist eine aktuelle Ent-
scheidung des Finanzgerichts Münster zu beachten. 
Das Gericht stellt in diesem Urteil fest, dass ein ge-
mischt genutztes Grundstück steuerlich als selbst-
ständiges Wirtschaftsgut anzusehen ist, auch wenn 
es zivilrechtlich mit dem Grund und Boden und dem 
Gebäude eine Einheit bildet. 

Besteuerung eines Promotionsstipendiums 
Leistungen aus einem Promotionsstipendium können 
der Einkommensteuer unterliegen. Nach einer Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs ist dies jedenfalls 
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dann der Fall, wenn der Stipendiat eine wirtschaftliche 
Gegenleistung zu erbringen hat und keine Steuerbe-
freiungsvorschrift eingreift. 

Umsatzsteuer 

Umsatzsteuer bei unentgeltlicher Abgabe von 
Wärme aus Biogasanlage 
Der Bundesfinanzhof hatte zu klären, ob die Bemes-
sungsgrundlage der Abgabe von Wärme aus einer Bi-
ogasanlage nach der Marktwertmethode zu ermitteln 
ist oder ob die Selbstkosten im Verhältnis der erzeug-
ten Mengen an elektrischer und thermischer Energien 
in der einheitlichen Messgröße kWh aufzuteilen (sog. 
energetische Aufteilungsmethode) sind. 
Wenn Selbstkosten für entgeltliche Lieferungen wie 
auch für unentgeltliche Wertabgaben entstehen, sind 
diese nach tatsächlichen oder ggf. fiktiven Umsätzen 
(Marktwerten) aufzuteilen. Die vorzunehmende sach-
gerechte Schätzung ist grundsätzlich Sache des Unter-
nehmers, der zu entscheiden hat, welche Schätzungs-
methode er wählt, wobei die Finanzbehörde und damit 
auch das Finanzgericht nachprüfen können, ob die 
Schätzung sachgerecht ist. 

Pkw-Leasing an Ehegatten: Vorsteuerabzug und 
private Verwendung beim sog. Vorschaltmodell 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass ein Ehegatte, der 
wirtschaftlich unabhängig ist, aus der Anschaffung ei-
nes Pkw, den er an seinen freiberuflich tätigen Ehegat-
ten vermietet, die Vorsteuer geltend machen kann.  
Der Vorsteuerabzug des Vermieters eines Pkw ist nicht 
systemwidrig und daher auch nicht missbräuchlich. 
Dies gilt bei einer Vermietung unter Ehegatten jeden-
falls für die Vermietung von Pkw, die nicht dem unmit-
telbaren Familienbedarf dienen. Einer Besteuerung der 
privaten Verwendung des vermieteten Pkw durch den 
Vermieter-Ehegatten steht eine vertraglich geregelte 
Vollvermietung an den anderen Ehegatten nicht ent-
gegen. Soweit der vermietende Ehegatte jedoch den 
Pkw selbst nutzt, muss er eine unentgeltliche Wertab-
gabe der Umsatzsteuer unterwerfen. 

Ermäßigte Umsatzsteuer in Restaurants soll  
bleiben 
Der Verzehr von Speisen in Restaurants soll dauerhaft 
mit dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 % be-
steuert werden. Dieses Ziel verfolgt der am 02.03.2023 
von der CDU/CSU-Fraktion eingebrachte Entwurf eines 

Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes. Die 
Senkung des Umsatzsteuersatzes für Restaurant- und 
Verpflegungsdienstleistungen mit Ausnahme der Ab-
gabe von Getränken von 19 % auf den ermäßigten Satz 
von 7 % war zum 01.07.2020 vor dem Hintergrund der 
Corona-Pandemie eingeführt und mehrfach verlängert 
worden, zuletzt bis Ende 2023.  

Endgültiges BMF-Schreiben zum Nullsteuersatz 
für Photovoltaikanlagen 
Seit dem 01.01.2023 unterliegt die Lieferung und In-
stallation bestimmter PV-Anlagen einem neuen Null-
steuersatz. Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat 
am 27.02.2023 das endgültige Schreiben zum Null-
steuersatz für Umsätze im Zusammenhang mit bestim-
men Photovoltaikanlagen veröffentlicht.  
In der Praxis mehrten sich seit der Einführung des Null-
steuersatzes durch das Jahressteuergesetz 2022 Fra-
gen. So etwa mit Blick auf die Besteuerung von Neben-
leistungen. Das Schreiben benennt nun u. a. typische 
Nebenleistungen, die das Schicksal ihrer Hauptleis-
tung, konkret der Lieferung der PV-Anlage, teilen. 
Im Vergleich zur Entwurfsfassung sind noch einige 
nützliche Beispiele hinzugekommen: So etwa die 
Übernahme der Anmeldung in das Marktstammdaten-
register, die Bereitstellung von Software zur Steuerung 
und Überwachung der Anlage, der Anschluss eines 
Zweirichtungszählers, die Bereitstellung von Gerüsten, 
die Lieferung von Befestigungsmaterial oder u. U. auch 
die Erneuerung des Zählerschranks.  
Bereits der Entwurf des BMF-Schreibens sah verein-fa-
chende Annahmen bei der Prüfung einzelner Tatbe-
stände, z. B. mit Blick auf die konkreten Solarmodule 
und Speicher, die dem Nullsteuersatz unterliegen kön-
nen, vor. Diese wurden im finalen BMF-Schreiben 
nochmals überarbeitet und ergänzt. 
Während der Entwurf noch vereinfachend unterstellte, 
dass Solarmodule mit einer Leistung von „500 Watt 
und mehr“ für netzgekoppelte oder stationäre Inselan-
lagen eingesetzt werden, hat das BMF in der finalen 
Version diesen Wert auf „300 Watt und mehr“ abge-
senkt. Ferner hat das BMF etwa für PV-Anlagen mit ei-
ner Leistung von nicht mehr als 600 Watt weitere 
Nachweisvereinfachungen festgelegt. 
Kritisiert wurde - u. a. auch vom Deutschen Steuerbe-
raterverband - die vorgesehene Einschränkung der 
Entnahme von Altanlagen aus dem Betriebsvermögen. 
Zwar hält auch das finale Schreiben im Grundsatz an 
der 90 %-Grenze fest, jedoch wird die Voraussetzung 
etwas abgemildert. In den Fällen, in denen ein Teil des 
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erzeugten Stroms z. B. in einer Batterie gespeichert 
wird, ist davon auszugehen, dass der Betreiber mehr 
als 90 % des mit der Anlage erzeugten Stroms für un-
ternehmensfremde Zwecke verwendet. Dies würde 
dann die Entnahme (zum Nullsteuersatz) ermöglichen. 

Sonstiges 

Studierende können die Energiepreispauschale 
beantragen 
Seit 15.03.2023 können Studierende sowie Fachschüler 
die Energiepreispauschale beantragen. Die 200-Euro-
Ein-malzahlung kann laut Bundesregierung über eine 
eigens entwickelte Onlineplattform (www.einmalzah-
lungen200.de) beantragt werden. Hierfür sind die von 
der Ausbildungsstätte versandten Zugangsdaten so-
wie ein BundID-Konto erforderlich. 

Deutschland riskiert seine steuerliche Standort-at-
traktivität 
Der aktuelle Mannheim Tax Index des ZEW Mannheim 
zeigt, dass Deutschland im internationalen Steuerwett-
bewerb weiter an Boden verloren hat. Dies wird insbe-
sondere durch die Senkung des französischen Körper-
schaftsteuersatzes in den letzten Jahren deutlich: Die 
Unternehmenssteuerbelastung in Deutschland ist nun 
im unmittelbaren Vergleich mit wichtigen Wettbewer-
bern am höchsten. Die effektive Durchschnittssteuer-
belastung eines profitablen Investitionsprojekts in 
Deutschland liegt im Jahr 2022 bei 28,8 % und über-
steigt somit den EU-Durchschnitt um 10 Prozent-
punkte. 

Energetisches Bauen und Sanieren 
Durch die Energieversorgung von Gebäuden fallen 
rund 30 % der CO2-Emissionen an. Das heißt, in Ge-
bäuden steckt relativ großes Energiesparpotenzial. 
Nicht zuletzt wegen des Werkstattberichts „Wohlstand 
klimaneutral erneuern“ des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz wird u. a. auch der Aus-
tausch von Gas- und Ölheizungen vorangetrieben. Ab 
2024 sollen neu eingebaute Heizungen zu mindestens 
65 % mit Erneuerbaren Energien betrieben werden. 
Mit Blick auf diese klimapolitischen Ziele ist es umso 

wichtiger die Übersicht über mögliche Steuerermäßi-
gungen und deren Voraussetzungen sowie über die 
Bundesförderung für effiziente Gebäude zu behalten. 
Um die Klimaziele mit dem Klimaschutzprogramm 
2030 zu erreichen, hat die Bundesregierung beschlos-
sen, die bereits bestehende Neubauförderung weiter-
zuentwickeln. Hierfür wurde vom Bundesministerium 
für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen die 
Richtlinie für die Bundesförderung für effiziente Ge-
bäude - klimafreundlicher Neubau - erlassen. Ziel der 
Förderung ist die Verringerung der Umweltwirkungen 
und die Erhöhung der Nachhaltigkeitsstandards bei 
der Schaffung von neuem Wohnraum bzw. Nicht-
Wohngebäuden. 

Zivilrecht 

Mietsicherheit in Aktien investiert - Mieter hat 
Anspruch auf Herausgabe der Aktien 
Beim Abschluss eines Mietvertrags über eine Woh-
nung in Köln im Jahr 1960 vereinbarten die Vertrags-
parteien, dass die Mieterin eine Mietsicherheit in Höhe 
von 800 DM zahlt, die wiederum in Aktien investiert 
werden sollten und auch investiert wurden. Nach dem 
Tod der Mieterin kündigte deren Tochter als Alleiner-
bin das Mietverhältnis im Jahre 2018 und verlangte die 
Herausgabe der Aktien. Die Vermieterin sah einen sol-
chen Anspruch für nicht gegeben. Sie war lediglich 
dazu bereit, die Sicherheitsleistung in Höhe von nun-
mehr 409,03 Euro auszuzahlen. Die Erbin erhob 
schließlich Klage. 
Das Amtsgericht Köln gab der Erbin Recht. Ihr steht ein 
Anspruch auf Herausgabe der Aktien zu. Sie muss sich 
nicht mit der Rückzahlung der ursprünglich er-brach-
ten Sicherheitsleistung begnügen. Erträge aus der 
Mietsicherheit - unabhängig von der Anlage- 
form - stehen dem Mieter zu (§ 551 Abs. 3 Satz 3 BGB). 
Bei der Anlage in Aktien gehören zu den Erträgen nicht 
nur die Dividenden, sondern auch etwaige Kursge-
winne. Davon abweichende Vereinbarungen sind un-
wirksam. Dass sich infolge geänderter Umstände die 
damalige Kapitalbeschaffung für die Vermieterin aus 
heutiger Sicht nicht mehr so günstig darstellt, ist ihr 
eigenes Risiko. 
 

Termine Steuern/Sozialversicherung April/Mai 2023
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Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.04.20231 10.05.20232 
Umsatzsteuer 11.04.20233 10.05.20234 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 14.04.2023 15.05.2023 

Scheck6 11.04.2023 10.05.2023 

Gewerbesteuer entfällt 15.05.2023 

Grundsteuer entfällt 15.05.2023 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 entfällt 19.05.2023 

Scheck6 entfällt 15.05.2023 

Sozialversicherung7 26.04.2023 26.05.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-

dige Finanzamt abzuführen. 
1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.04.2023/24.05.2023, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Guten Tag, 

die Dezember-Soforthilfe ist am 14.11.2022 vom Bundesrat beschlossen 
worden und am 19.11.2022 in Kraft getreten. Das Jahressteuergesetz 2022 
enthält dafür eine Ergänzung der Besteuerung von sonstigen Leistungen. 
Wie nicht anders zu erwarten, muss dafür eine komplizierte Regelung her-
halten, die zu drei neuen Paragrafen des Einkommensteuergesetzes ge-
führt haben. 
 
Das Bundesfinanzministerium hat ein Entwurfsschreiben zu Praxisfragen 
zum Nullsteuersatz für Umsätze im Zusammenhang mit bestimmten  
Photovoltaikanlagen veröffentlicht. Das Entwurfsschreiben enthält wichtige 
Abgrenzungen und Erläuterungen für Betroffene und stellt etliche Punkte 
klar, die in der Praxis für Verunsicherung gesorgt hatten. 

 
Der Bundesfinanzhof vertrat in einem weiteren Urteil die Auffassung, dass 
bei fehlenden Vergleichspreisen für andere Grundstücke auch ein zeitnah 
zur Schenkung vereinbarter Kaufpreis für das betreffende Grundstück 
maßgebend sein kann. Ein Beispielsfall macht erkennbar, welche erhebli-
chen Auswirkungen die unterschiedlichen Bewertungsverfahren auf die 
festzusetzende Schenkungsteuer haben. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Soforthilfe 

Steuerfragen rund um die Dezember-Soforthilfe 
Diese Soforthilfe ist am 14.11.2022 vom Bundesrat be-
schlossen worden und am 19.11.2022 in Kraft getreten. 
Entsprechend ihrer Abkürzung „EWSG“ betrifft sie 
staatliche Maßnahmen gegen die erheblich gestiege-
nen Energiekosten bei den Letztverbrauchern für Erd-
gas und Fernwärme. Sie tritt neben die Energiepreis-
pauschale von einmalig 300 Euro zur Verringerung der 
Strompreiserhöhungen.  
Anspruchsberechtigt sind einmal private Haushalte so-
wie gewerbliche und industrielle Abnehmer mit einem 
Gasverbrauch von jährlich bis zu 1,5 Mio. kWh. Die Ent-
lastung bestand in der Übernahme der Gas-Ab-
schlagszahlung für den Monat Dezember 2022 durch 
den Staat. Für die Fern-Wärme wurde eine pauschale 
Zahlung als Zuschuss geleistet, die sich an der Ab-
schlagszahlung für den September 2022 orientierte. 
Diese vom Staat getragenen Leistungen sind für be-
stimmte Empfänger steuerpflichtig. Das Jahressteuer-
gesetz 2022 enthält dafür einen eigens dafür geschaf-
fenen Abschnitt (XVI. Besteuerung der Gas-/ 
Wärmepreisbremse) mit vier Normen (§§ 123 – 126 
EStG).  
Zunächst wird festgelegt, dass diese Soforthilfe erst ab 
den Grenzen der Steuerpflicht zum Solidaritätszu-
schlag steuerpflichtig wird. D. h. ab einem steuerpflich-
tigen Einkommen von 66.915 Euro für die Einzelveran-
lagungen und von 133.830 Euro für Zusammenveran-
lagungen von Ehegatten. Ab einem steuerpflichtigen 
Einkommen von 104.009 Euro bzw. 208.018 Euro ist die 
gesamte Soforthilfe steuerpflichtig. Für die Einkünfte 
zwischen diesen jeweiligen Beträgen wird die Bezeich-
nung „Milderungszone“ eingeführt. Für die Einkom-
mensteuerpflicht der Dezember-Hilfe zwischen diesen 
beiden Beträgen - also in der Milderungszone - kann 
nur der Gesetzestext als Erklärung des Betrages der 
Steuerpflicht weiterhelfen:  
„Im Bereich der Milderungszone ist als Zurechnungs-
betrag nach § 123 Abs. 2 nur der Bruchteil der Entlas-
tungen des § 123 Abs. 1 einzubeziehen, der sich als 
Differenz aus dem individuellen zu versteuernden Ein-
kommen des Steuerpflichtigen und der Untergrenze 
der Milderungszone dividiert durch die Breite der Mil-
derungszone ergibt.“ 
Bleibt nur noch anzumerken, dass die Versteuerung in 
dem Jahr erfolgen soll, in dem die Versorgungsbe-
triebe über die Beträge der Soforthilfe eine Abrech-
nung erteilen! Dies dürfte in der Regel das Jahr 2023 

sein. Bis zur Abgabe dieser Steuererklärung wird die 
Steuerpflicht in der Milderungszone sicherlich genauer 
erläutert werden können. 

Einkommensteuer 

Erträge aus Mitarbeiterbeteiligungen: Einkünfte 
aus Kapitalvermögen oder aus nichtselbstständi-
ger Arbeit? 
Wenn sich ein Arbeitnehmer kapitalmäßig an seinem 
Arbeitgeber beteiligt, kann die Beteiligung eigenstän-
dige Erwerbsgrundlage sein, sodass damit in Zusam-
menhang stehende Erwerbseinnahmen und Erwerbs-
aufwendungen in keinem einkommensteuerrechtlich 
erheblichen Veranlassungszusammenhang zum Ar-
beitsverhältnis stehen. So entschied das Finanzgericht 
Baden-Württemberg. 
Der Arbeitnehmer nutzt in diesem Fall sein Kapital als 
eine vom Arbeitsverhältnis unabhängige und eigen-
ständige Erwerbsgrundlage zur Einkünfteerzielung. 
Die daraus erzielten laufenden Erträge sind dann keine 
Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit, sondern sol-
che aus Kapitalvermögen. 

Bei Lernschwäche Nachhilfekosten steuermin-
dernd geltend machen 
Wenn die Lernschwierigkeit eines Kindes vom Amts-
arzt oder dem Medizinischen Dienst der Krankenversi-
cherung attestiert worden ist, können Kosten für 
Nachhilfe als außergewöhnliche Belastungen abge-
setzt werden, wenn die dadurch verursachten Kosten 
eine gewisse Grenze übersteigen. Die Höhe der Belas-
tungsgrenze hängt vom Familienstand und dem Ein-
kommen der Eltern ab. 
Voraussetzung ist jedoch, dass das Attest eingeholt 
worden ist, bevor die Nachhilfestunden beginnen. Zu 
den bekanntesten Lernschwächen zählen die Lese-
Rechtschreib-Schwäche (Legasthenie), das erschwerte 
Erlernen des Rechnens (Dyskalkulie), das Aufmerksam-
keitsdefizit-Syndrom (ADS) und die Aufmerksamkeits-
defizit-Hyperaktivitätsstörung (ADHS). 
Absetzen lassen sich nicht nur die Kosten für die Nach-
hilfestunden bei qualifizierten Nachhilfelehrern, son-
dern etwa auch Kosten für Arztbesuche und Medika-
mente, für eine psychotherapeutische Behandlung 
oder für entsprechende Fahrtkosten, sofern die Kran-
kenkasse nicht dafür aufkommt. 
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Seit Jahren bestehende ständige Übung, Mitarbei-
terboni ohne rechtliche Verpflichtung an die Mit-
arbeiter auszuzahlen - Rückstellung möglich 
Eine künftig entstehende Verbindlichkeit hatte ihre 
wirtschaftliche Verursachung in der Vergangenheit, 
wenn die Mitarbeiterboni in der Hauptsache die Leis-
tungen der Mitarbeiter im abgelaufenen Geschäftsjahr 
abgelten sollten (hier: Boni als zusätzliches Vergü-
tungsinstrument neben dem Festgehalt oder anderen 
Gehaltsbestandteilen). Daraus folgt ein Veranlas-
sungszusammenhang mit der Arbeitsleistung der Mit-
arbeiter für das abgelaufene Geschäftsjahr. Dem steht 
nicht entgegen, dass Mitarbeiterboni zudem dem 
Zweck dienen, die Mitarbeiter auch für die Zukunft an 
das Unternehmen zu binden, wenn es sich hierbei le-
diglich um einen Nebenzweck handelt, welcher den 
Hauptzweck (Abgeltung der Arbeitsleistung im abge-
laufenen Geschäftsjahr) zumindest nicht überlagert. So 
das Finanzgericht Münster. 
Bei der Rückstellungsbildung können wertauffallende 
Umstände, die spätestens bis zu dem Zeitpunkt, zu 
dem die Bilanz im ordnungsgemäßen Geschäftsgang 
aufzustellen gewesen wäre, bekannt wurden, berück-
sichtigt werden. Soweit die bei der Festsetzung von 
Mitarbeiterboni berücksichtigten Kriterien (Wachs-
tumsdynamik, Auftragsbestand, Ertragsentwicklung, 
Finanzlage) auf die Bilanz und den Geschäftsbericht ei-
nes Geschäftsjahres fußen, handelt es sich um Um-
stände, die am jeweiligen Bilanzstichtag bereits vorla-
gen, aber erst im Zeitraum zwischen Bilanzstichtag und 
Bilanzerstellung bekannt wurden. 

Umsatzsteuer 

BMF-Entwurfsschreiben zum Nullsteuersatz be-
stimmter Photovoltaikanlagen 
Erste Fragen aus der Praxis will das Bundesfinanz-mi-
nisterium (BMF) wohl zeitnah beantworten und hat ein 
erstes Entwurfsschreiben zum Nullsteuersatz be-
stimmter Photovoltaikanlagen veröffentlicht.  
Das Schreiben stellt etliche Punkte klar, die in der Pra-
xis für Verunsicherung gesorgt hatten. Der Entwurf 
stellt nunmehr sicher, dass der Verkauf oder auch die 
unentgeltliche Übertragung einer PV-Anlage durch ei-
nen Unternehmer (der kein Kleinunternehmer ist) an 
einen Erwerber eine nicht steuerbare Geschäftsveräu-
ßerung im Ganzen darstellen wird. Wenn der Erwerber 
die Kleinunternehmerregelung in Anspruch nehmen 
möchte, muss er folglich die Regelungen zur Vorsteu-
erberichtigung im Auge behalten. 

In der Vergangenheit haben viele Betreiber von PV-
Anlagen auf die umsatzsteuerliche Kleinunternehmer-
regelung verzichtet, weil es für sie wirtschaftlicher war, 
bei der Anschaffung den Vorsteuerabzug geltend zu 
machen. Folglich mussten sie privat verbrauchten 
Strom der Wertabgabenbesteuerung unterwerfen. Die 
in Abzug gebrachte Vorsteuer wurde so nachgelagert 
ausgeglichen. Daran ändert sich auch nach dem 
31.12.2022 nichts. 
Unternehmer, die ab 2023 eine PV-Anlage erwerben, 
können aufgrund des Nullsteuersatzes hingegen keine 
Vorsteuer in Abzug bringen. Das BMF-Entwurfsschrei-
ben stellt klar, dass daher kein Ausgleich eines Vor-
steuerabzugs erforderlich ist und folglich anders als 
bislang bei der privaten Stromentnahme keine unent-
geltliche Wertabgabe zu versteuern ist. Neuanlagen-
Betreiber generieren somit einen wirtschaftlichen Vor-
teil. 
Altanlagen aus dem Unternehmensvermögen zu ent-
nehmen und im Privatvermögen zu nutzen, dürfte at-
traktiver werden. Die Entnahme einer Altanlage ist 
zwar steuerbar, soll aber unter den übrigen Vorausset-
zungen (nur) mit dem Nullsteuersatz besteuert wer-
den. An dieser Stelle sieht das Entwurfsschreiben eine 
gravierende Einschränkung vor. Die Entnahme soll nur 
möglich sein, wenn mindestens 90 % des erzeugten 
Stroms für nichtunternehmerische Zwecke verwendet 
wird. 

Hinweis 
Aus Sicht des Deutschen Steuerberaterverbands e.V. 
fehlt es hierfür an einer gesetzlichen Grund-lage! Er 
fordert daher, auf die 90 %‑Grenze zu verzichten. 

Vorsteuerabzug aus nur gelegentlichem Erwerb 
von Luxusfahrzeugen 
Streitig vor dem Bundesfinanzhof war, ob ein geschäft-
licher Rahmen bzw. eine wirtschaftliche Tätigkeit allein 
aus dem subjektiven Umstand abgeleitet werden 
könne, dass die Fahrzeuge als Wertanlage mit dem Ziel 
des späteren Verkaufs und daher mit Einnahmenerzie-
lungsabsicht erworben wurden, oder ob vielmehr ob-
jektive Kriterien erfüllt sein müssen. 
Der Bundesfinanzhof vertrat die Auffassung, dass der 
Vorsteuerabzug aus dem nur gelegentlichen Erwerb 
eines Pkw einem Unternehmer mit andersartiger 
Haupttätigkeit nur dann zustehe, wenn damit eine 
wirtschaftliche Tätigkeit begründet oder die wirt- 
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schaftliche Haupttätigkeit des Unternehmers unmittel-
bar, dauernd und notwendig erweitert werde. 

Erbschaft-/Schenkungsteuer 

Wertermittlungsmethoden bei einem Grundstück 
für Zwecke der Schenkungsteuer 
Wer seinem Sohn oder der Tochter ein besonderes Ge-
schenk zu einem besonderen Anlass machen will, der 
schenkt ihm oder ihr ein kleines Häuschen für die neue 
Lebensphase. Das machte in dem nachfolgenden Bei-
spielsfall ein Vater, der aber so vernünftig war, dass er 
der Tochter die Auswahl des Grundstücks mit Ge-
bäude, Carport und Garten überließ und das von der 
Tochter mit notarieller Urkunde erworbene Grund-
stück nur (!) bezahlte. Neben dem Kaufpreis von 
900.000 Euro übernahm er auch die Grund-erwerbs-
teuer und die Notar- und Grundbuchkosten. Nach der 
Hochzeitsfeier kam das zuständige Finanzamt auf den 
Vater zu und verlangte eine Schenkungsteuererklä-
rung - diese Steuer hatte er in dem Schenkungsvertrag 
mit der Tochter auch übernommen.  
Der Vater ermittelte den Wert des Grundstücks nach 
dem im Bewertungsgesetz beschriebenen Sachwert-
verfahren mit rd. 520.000 Euro. Das für Einfamilienhäu-
ser vorrangig anzuwendende Vergleichswertverfahren 
berücksichtigte er nicht, weil der Gutachterausschuss 
für Grundstücke mitgeteilt hatte, dass für die Lage des 
Grundstücks kein Vergleichswert vorhanden war. Der 
schenkungsteuerliche Wert belief sich damit inklusive 
der übernommenen Grund-erwerbsteuer von 6,5 % 
und der Notar- und Grundbuchkosten auf 593.000 
Euro. Dazu kam dann noch die Schenkungsteuer 
selbst, die der Vater übernommen hatte. Das Finanz-
amt folgte in seinem Schenkungsteuerbescheid aber 
dem ermittelten Wert nicht, sondern ging vom Kauf-
preis aus, weil dieser ja als Vergleichspreis zur Verfü-
gung stand. Da der Vater aber dieser Argumentation 
nicht folgen wollte, kam der Fall vor das Finanzgericht 
und schließlich zum Bundesfinanzhof.   
Der Bundesfinanzhof vertrat in seinem Urteil die Auf-
fassung, dass bei fehlenden Vergleichspreisen für an-
dere Grundstücke auch ein zeitnah zur Schenkung ver-
einbarter Kaufpreis für das betreffende Grundstück 
maßgebend sein kann. Dieser Kaufpreis lag hier vor. 
Durch die Anwendung des Vergleichswertes belief sich 
die Schenkungsteuer damit auf 125.200 Euro anstatt 
einer Steuer von 23.562 Euro bei der Bewertung nach 
dem Sachwertverfahren. Die unterschiedlichen Be-
träge ergeben sich wie folgt: 

Rechnung Sachwert  
593.000 Euro (Ausgangswert) – 400.000 Euro (Freibe-
trag) = 193.000 Euro + 21.230 Euro (11 % übernom-
mene Steuer) = 214.230 Euro (stpfl. Wert) davon 
23.562 Euro (11 % Steuer) 
Rechnung Vergleichswert  
973.000 Euro (Vergleichswert) – 400.000 Euro (Freibe-
trag) = 573.000 Euro + 85.950 Euro (15 % übernom-
mene Steuer) = 658.950 Euro (stpfl. Wert) davon 
125.200 Euro (15 % Steuer) 
An diesem Beispielsfall wird erkennbar, welche Tücken 
bei solchen Transaktionen lauern und welch erhebliche 
Auswirkung die unterschiedlichen Bewertungsverfah-
ren auf die festzusetzende Steuer haben. 

Gewerbesteuer 

Wartungskosten bei Leasingverträgen gewerbe-
steuerrechtlich hinzuzurechnen 
Der Begriff der "Leasingraten" im Gewerbesteuer-ge-
setz sind ‑ ebenso wie bei Miet- und Pachtzinsen ‑ 
wirtschaftlich zu verstehen. Wartungskosten, die ver-
traglich auf den Leasingnehmer abgewälzt werden, 
sind Teil der "Leasingrate" und gewerbesteuerrechtlich 
hinzuzurechnen. 
Der Bundesfinanzhof hat in einem Urteil ausgeführt, 
dass Leasingraten nach dem Unternehmensteuerre-
formgesetz 2008 ausdrücklich in die Hinzurechnung 
bei der Ermittlung des Gewerbeertrages einbezogen 
worden sind. Sie sind dann hinzuzurechnen, wenn das 
Wirtschaftsgut, für das die Leasingraten gezahlt wer-
den, im Eigentum eines Dritten steht. In diesen Fällen 
ist das Leasing mit der Pacht oder Miete vergleichbar. 
Die vertragliche Überwälzung von Nebenkosten vom 
Vermieter/Verpächter auf den Mieter/Pächter wirkt 
sich typischerweise in einer Verminderung des "rei-
nen" Miet- oder Pachtzinses aus, ebenso bei Abwäl-
zung der Wartungskosten auf den Leasingnehmer im 
Hinblick auf die Höhe der Leasingrate. Wirtschaftlich 
stellen die besonderen Vergütungen für die Wartungs-
arbeiten nichts anderes dar als Teile des Entgelts, das 
der Leasingnehmer für die Überlassung des Gebrauchs 
einschließlich der Nutzung und der mit der Nutzung 
verbundenen Abnutzung zu entrichten hat. Es wäre mit 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung nicht vereinbar, 
wenn das für die Wartung zu leistende Entgelt ver-
schieden behandelt würde, je nachdem ob es in der 
Leasingrate enthalten sei oder besonders entrichtet 
werde. 
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Grunderwerbsteuer 

Grunderwerbsteuer bei Grundstücksveräußerung 
unter Nießbrauchsvorbehalt 
Wenn der Grundstückskäufer ohne angemessene Ver-
gütung dem Verkäufer (oder einem Dritten) Nutzungs-
rechte an dem Grundstück (Nießbrauchs- und Woh-
nungsrechte) belasse, liege darin ein geldwerter Vor-
teil, den der Käufer für den Erwerb der Sache hingebe 
und der deshalb in die grunderwerbsteuerliche Be-
messungsgrundlage einzubeziehen sei. Dies entschied 
das Finanzgericht Baden-Württemberg. 
Wenn jedoch der Grundstücksverkäufer die vorbehal-
tenen Nutzungen angemessen vergütet, liegt in der 
Nutzungsüberlassung keine Gegenleistung für das 
Grundstück i. S. Grunderwerbsteuergesetzes. Ob sich 
der Verkäufer Nutzungen ohne angemessenes Entgelt 
vorbehalten hat, ist durch Auslegung des Kaufvertrags 
zu ermitteln. 

Verfahrensrecht 

Ersatzzustellung durch Niederlegung bei Unmög-
lichkeit der Einlegung eines Steuerbescheids 
Die Unmöglichkeit der Einlegung eines Steuerbe-
scheids in den Briefkasten oder einer ähnlichen für den 
Postempfang eingerichteten Vorrichtung ist laut Fi-
nanzgericht Düsseldorf Wirksamkeitsvoraussetzung 
für dessen Ersatzzustellung durch Niederlegung bei 
der Post. 
Wenn die Benachrichtigung über eine Niederlegung in 
den Briefkasten eingeworfen wird, bestehen daher 
ernstliche Zweifel an der Wirksamkeit der Ersatzzustel-
lung. Denn ausweislich der vorliegenden Postzustel-
lungsurkunde hat die Zustellerin im Streitfall die Mit-
teilung über die Niederlegung in den Briefkasten der 
Empfangsbevollmächtigten der Antragstellerin einge-
worfen. Es ist in tatsächlicher Hinsicht nichts dafür er-
sichtlich, dass in diesen Briefkasten, in den die Mittei-
lung eingeworfen wurde, nicht auch die Bescheide 
selbst hätten eingelegt werden können. 

Wirksame Abberufung eines GmbH-Geschäftsfüh-
rers - Keine Haftung für Lohnsteuerschulden 
Mit der Abberufung als Geschäftsführer ist die Ge-
schäftsführertätigkeit beendet. Dies gilt unbeschadet 
des Zeitpunkts, in dem die Beendigung im Handelsre-
gister eingetragen wird. Die Eintragung hat jedoch nur 
deklaratorische Wirkung, d. h. der Beginn und das 

Ende der gesellschaftsrechtlichen Organstellung - und 
damit auch die Entstehung und das Erlöschen der 
steuerrechtlichen Pflichtenstellung bei GmbH-Ge-
schäftsführern - hängen allein vom Inhalt und der 
Wirksamkeit des Gesellschafterbeschlusses ab. Der öf-
fentliche Glaube des Handelsregisters hat keinen Ein-
fluss auf die Haftung nach § 69 AO. 
Zwar gab es im Streitfall vor dem Finanzgericht Düs-
seldorf keinen schriftlichen Gesellschafterbeschluss, in 
dem die Abberufung ausdrücklich ausgesprochen 
wurde, aber für Gesellschafterbeschlüsse bestehe kein 
allgemeines Bestimmtheitsgebot, erst recht kein Aus-
drücklichkeitsgebot, sodass auch konkludente Be-
schlussfassungen möglich seien. Unter Berücksichti-
gung der vorgenannten Grundsätze war die Geschäfts-
führerstellung des Klägers zum streitigen Zeitpunkt 
beendet. 

Zivilrecht 

Mieterhöhungserklärung aufgrund von Moderni-
sierungsmaßnahmen - Einzel-Aufstellung aller 
Kosten nicht notwendig 
Eine Vermieterin hatte die Erhöhung der Miete mit 
dem Einbau einer neuen Zentralheizungsanlage sowie 
einer Wärmedämmung begründet. Sie händigte der 
Mieterin eine tabellarische Aufstellung der Maßnah-
men und deren Gesamt- sowie Instandsetzungs-kos-
ten aus. Die Klägerin lehnte die Zahlung der geforder-
ten Mieterhöhung aus formellen Gründen ab. 
Der Bundesgerichtshof hielt es jedoch für ausreichend, 
wenn Vermieter in der Erhöhungserklärung die Ge-
samtkosten einer Modernisierungsmaßnahme sowie 
die in Abzug gesetzten Kosten für dadurch einge-
sparte Instandsetzungsmaßnahmen angeben. Die de-
taillierte Aufstellung der Posten und Gewerke ist hier 
nicht nötig gewesen.  
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Termine Steuern/Sozialversicherung März/April 2023
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.03.20231 11.04.20232 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.03.2023 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.03.2023 entfällt 

Umsatzsteuer 10.03.20233 11.04.20234 

Ende der Schonfrist obi-
ger Steuerarten bei 
Zahlung durch: 

Überweisung5 13.03.2023 14.04.2023 

Scheck6 10.03.2023 11.04.2023 

Sozialversicherung7 29.03.2023 26.04.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-

eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 27.03.2023/24.04.2023, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

ab 2023 wird das Arbeiten im Homeoffice steuerlich attraktiver. Das über-
arbeitete Jahressteuergesetz 2022 sieht noch einmal einige Verbesserun-
gen bei der Homeoffice-Pauschale und beim häuslichen Arbeitszimmer 
vor. Grund genug, auf diese Verbesserungen ab 01.01.2023 einen genauen 
Blick zu werfen. 
 
Fragestellungen zum häuslichen Arbeitszimmer bleiben weiterhin ein dau-
erhaftes Thema. Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat kürzlich einen 
Fall entschieden, bei dem eine Arbeitnehmerin aufgrund gesundheitlicher 
Einschränkungen den von ihrem Arbeitgeber zur Verfügung gestellten Ar-
beitsplatz nicht an allen Werktagen nutzen kann. 
 
Auch Studierende und Fachschüler erhalten eine einmalige Energiepreis-
pauschale i. H. von 200 Euro. Voraussetzung für eine Auszahlung ist, dass 
die Berechtigten am 01.12.2022 an einer Hochschule in Deutschland im-
matrikuliert bzw. an einer Berufsfachschule angemeldet sind. 
 
Seit dem 01.01.2023 ist das Plattformen-Steuertransparenzgesetz in Kraft 
getreten. Durch das Gesetz werden private Verkäufe an das Finanzamt ge-
meldet. Jedem, der über entsprechende Plattformen handelt, sollte be-
wusst sein, dass über die Meldepflichten ein noch genauerer Abgleich mit 
den erklärten Umsatzgrößen durch die Finanzverwaltung möglich ist. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Gesetzgebung 

Plattformen-Steuertransparenzgesetz 
Seit dem 01.01.2023 ist das Plattformen-Steuertrans-
parenzgesetz in Kraft getreten. Durch das Gesetz wer-
den private Verkäufe an das Finanzamt gemeldet, 
wenn nicht bestimmte Bedingungen erfüllt sind. 
Alle Online-Marktplätze wie Amazon, eBay und an-
dere, welche digitale Dienstleistungen anbieten, sowie 
eBay Kleinanzeigen, Facebook Marketplace und  
Airbnb, sind zur Meldung verpflichtet. 
Private Nutzer, die pro Kalenderjahr mehr als 30 Ver-
käufe auf einer Plattform tätigen oder mit ihren Ver-
käufen auf Online-Marktplätzen mehr als 2.000 Euro 
Einnahmen erzielen, müssen automatisch an das  
Finanzamt gemeldet werden. 
Alle gewerblichen Nutzer, also Einzelhändler, die auf 
entsprechenden Plattformen Waren verkaufen, müs-
sen von den Plattformbetreibern mit all ihren getätig-
ten Verkäufen an das Bundeszentralamt für Steuern 
gemeldet werden. 
Bis zum 31.01.2024 müssen die betroffenen Plattform-
betreiber dem Bundeszentralamt für Steuern Daten 
über alle Verkäufe des Kalenderjahres, die Namen der 
Verkäufer, die Steueridentifikationsnummer, die Post-
anschrift, die Bankverbindung und alle relevanten 
Transaktionen übermitteln. 

Hinweis 
Die Meldepflicht gilt pro Plattform. 
Jedem, der über entsprechende Plattformen handelt, 
muss bewusst sein, dass über die Meldepflichten ein 
noch genauer Abgleich mit den erklärten Umsatz-
größen durch die Finanzverwaltung möglich ist. 
Das Plattformen-Steuertransparenzgesetz betrifft 
nicht nur Verkäufe von Waren, sondern auch den 
Verkauf von digitalen Dienstleistungen (z. B. Über-
nachtungen über Airbnb, Verkauf von Eintrittskarten 
über Online-Plattformen). 

 
Eine Ausnahme von der Meldepflicht stellt der Verkauf 
von Gegenständen durch Privatpersonen dar, die 
keine Gegenstände des täglichen Bedarfs sind (z. B. 
Schmuck). Gegenstände des täglichen Gebrauchs (z. B. 
Elektrogeräte, Autos, etc.) fallen nicht unter diese Aus-
nahme. 
 

Das Plattformen-Steuertransparenzgesetz ist länder-
übergreifend angelegt und gilt zwischen allen EU-Mit-
gliedstaaten. Realisiert wird dies mittels elektroni-
schem Austausch von Daten zwischen den Finanzbe-
hörden. 

Hinweis 
Man gehört zum Verkäuferkreis, wenn man mehr als 
30 Verkäufe auf einem Online-Marktplatz tätigt. 
Dann sollte man dem Finanzamt glaubhaft belegen 
können, warum die Verkäufe stattgefunden haben, 
um eventuelle Steuernachzahlungen zu vermeiden. 

Einkommensteuer 

Energiepreispauschale für Studierende unterliegt 
nicht der Besteuerung 
Studierende und Fachschüler erhalten - auf Antrag - 
eine einmalige Energiepreispauschale i. H. von 200 
Euro. Voraussetzung für eine Auszahlung der Pau-
schale ist, dass die Berechtigten am 01.12.2022 an ei-
ner Hochschule in Deutschland immatrikuliert bzw. an 
einer Berufsfachschule angemeldet sind. 
Nachdem der Bundesrat am 16.12.2022 grünes Licht 
für den Gesetzentwurf gegeben hat, trat das Gesetz 
am 21.12.2022 in Kraft (Studierenden-Energiepreis-
pauschalengesetz - EPPSG). 
Diese Energiepreispauschale wird nicht der Besteue-
rung unterliegen und sie wird weder bei einkommens-
abhängigen Leistungen und Sozialleistungen noch bei 
Sozialversicherungsbeiträgen zu berücksichtigen sein. 
Anspruch auf die einmalige Energiepreispauschale i. H. 
von 200 Euro haben: 
 Studierende 
 Schüler in Fachschulklassen, deren Besuch eine be-

rufsqualifizierende Berufsausbildung voraussetzt, 
 Schüler in Berufsfachschulklassen und Fachschul-

klassen, die in einem mindestens zweijährigen 
Ausbildungsgang einen berufsqualifizierenden 
Abschluss vermitteln, sowie 

 Schüler in vergleichbaren Bildungsgängen 
Da die für eine unmittelbare Auszahlung nötigen Da-
ten (z. B. Bankverbindungen) nicht vorliegen, muss die 
Energiepreispauschale von den Studierenden bzw. 
Fachschülern beantragt werden. 
Bund und Länder wollen gemeinsam eine digitale An-
tragsplattform entwickeln, über die die Auszahlung 
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beantragt werden kann. 
Weitere Entlastungen für Studierende 
Die Bundesregierung hat eine BAföG-Reform auf den 
Weg gebracht, die bereits zum 01.08.2022 in Kraft ge-
treten ist. Damit können Studierende sowie Schüler 
schon in diesem Wintersemester von erheblichen Leis-
tungsverbesserungen profitieren. Des Weiteren hat die 
Bundesregierung aufgrund der steigenden Energie-
preise einen Heizkostenzuschuss beschlossen. Mit 
diesem ersten Heizkostenzuschlag erhalten BAföG-
Geförderte, die außerhalb der elterlichen Wohnung 
wohnen, sowie Aufstiegs-BAföG-Geförderte, die einen 
Unterhaltsbeitrag erhalten, pauschal einmalig 230 
Euro. Dieser wird zurzeit ausgezahlt. Die Auszahlung 
des zweiten Heizkostenzuschusses i. H. von 345 Euro, 
welcher auch vom Bundesrat gebilligt worden ist, ist 
für Ende Januar, Anfang Februar 2023 vorgesehen. Im 
September haben einkommensteuerpflichtige Er-
werbstätige eine einmalige Energiepreispauschale i. 
H. von 300 Euro erhalten, welche zusammen mit dem 
Lohn ausgezahlt wurde. Wer neben dem Studium ar-
beitet (z. B. in einem Minijob oder als Werkstudent) 
und in Deutschland wohnt, hat diese Pauschale auch 
bekommen. 

Homeoffice und häusliches Arbeitszimmer ab 
01.01.2023 
Seit 01.01.2023 ist das Arbeiten im Homeoffice steuer-
lich attraktiver geworden. Das überarbeitete Jahres-
steuergesetz 2022, welches am 16.12.2022 im Bundes-
rat verabschiedet wurde, sieht noch einmal einige Ver-
besserungen bei der Homeoffice-Pauschale und beim 
häuslichen Arbeitszimmer vor. 
Durch das Jahressteuergesetzes 2022 sind ab 
01.01.2023 verschiedene Neuregelungen zum häusli-
chen Arbeitszimmer und zur Homeoffice-Pauschale zu 
beachten, die Einfluss auf den zu beantragenden Wer-
bungskostenabzug in der Steuererklärung 2023 bzw. 
auf die Höhe des zu beantragenden Lohnsteuerfreibe-
trags für 2023 haben können. 
Homeoffice-Pauschale 
Die Homeoffice-Pauschale hat der Gesetzgeber auf 
sechs Euro pro Tag ab 01.01.2023 angehoben und 
dauerhaft eingeführt. Sie kann ab 01.01.2023 für bis zu 
210 Tage statt bisher 120 Tage im Jahr in Anspruch ge-
nommen werden. Beschäftigte können dann maximal 
1.260 Euro pro Jahr statt bisher 600 Euro absetzen. 
Diesen Höchstbetrag können Beschäftigte nutzen, die 
an 210 Tagen im Jahr im Homeoffice arbeiten - unab-
hängig davon, ob es sich um eine oder verschiedene 

berufliche Tätigkeiten handelt. 
Die Homeoffice-Pauschale gilt auch, wenn kein häus-
liches Arbeitszimmer zur Verfügung steht. 
Aber: Das Finanzamt gewährt die Homeoffice-Pau-
schale nicht zusätzlich, sondern verrechnet diese Pau-
schale mit dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag. Der Ar-
beitnehmer-Pauschbetrag von bisher 1.000 Euro er-
höht sich ab 01.01.2023 auf 1.230 Euro. 
Häusliches Arbeitszimmer ab 01.01.2023 
Bildet das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt 
der gesamten beruflichen Tätigkeit, können die Auf-
wendungen in voller Höhe als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten abgezogen werden. Dies gilt auch 
dann, wenn für die betriebliche oder berufliche Tätig-
keit ein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Zur 
Erleichterung kann der Steuerpflichtige anstelle der 
tatsächlichen Aufwendungen aber auch einen pau-
schalen Betrag in Höhe von 1.260 Euro geltend ma-
chen (sog. Jahrespauschale). Damit müssen Arbeitneh-
mer die tatsächlichen Kosten nicht mehr nachweisen 
bzw. keine Belege mehr sammeln. 
Sollten die Voraussetzungen für den Abzug der Auf-
wendungen für ein häusliches Arbeitszimmer nicht im 
gesamten Jahr vorliegen, ermäßigt sich der Betrag von 
1.260 Euro um ein Zwölftel (=105 Euro/Monat). 

Häusliches Arbeitszimmer bei gesundheitsbeding-
ten Einschränkungen 
Im Streitfall klagte ein zusammen veranlagtes Ehepaar 
vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg. Die Ehe-
frau führte an, dass ihr der betriebliche Arbeitsplatz 
nicht an allen Tagen „zur Verfügung gestanden habe“, 
weil sie aufgrund ihrer gesundheitlichen Einschrän-
kungen zumindest an einem Arbeitstag in der Woche 
aus dem Homeoffice tätig werden könne. Anderenfalls 
verschlimmere sich ihr Gesundheitszustand. Nach An-
sicht des beklagten Finanzamtes hat der betriebliche 
Arbeitsplatz der Klägerin objektiv zur Verfügung ge-
standen. Sie nutze ihn allein aus subjektiven Gründen 
nicht arbeitstäglich. 
Dem ist das Finanzgericht Berlin-Brandenburg nicht 
gefolgt. Es entschied, dass es maßgeblich darauf an-
kommt, ob es dem Steuerpflichtigen zugemutet wer-
den kann, den vom Arbeitgeber zur Verfügung gestell-
ten Arbeitsplatz arbeitstäglich zu nutzen. Da die Klä-
gerin jedoch aus ärztlicher Sicht gehalten war, an ein-
zelnen Tagen von zu Hause aus zu arbeiten, um lang-
fristig ihre Arbeitsfähigkeit zu erhalten, könne ihr der 
Werbungskostenabzug nicht versagt werden. Dieser 
sei allerdings auf 1.250 Euro begrenzt, da das häusliche 
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Arbeitszimmer nicht den Mittelpunkt der gesamten 
betrieblichen und beruflichen Betätigung der Klägerin 
gebildet habe.  
 

Hinweis 
Gemäß dem Einkommensteuergesetz kann ein Steu-
erpflichtiger Aufwendungen für ein häusliches Ar-
beitszimmer nicht als Werbungskosten abziehen. 
Eine Ausnahme gilt, wenn für die betriebliche oder 
berufliche Tätigkeit ein anderer Arbeitsplatz nicht 
zur Verfügung steht. 

Mehrgewinn aus der Korrektur eines unrechtmä-
ßigen Betriebsausgabenabzugs bei Gewinnermitt-
lung zuzurechnen 
Ein Mehrgewinn, der aus der Korrektur nicht betrieb-
lich veranlasster Betriebsausgaben stammt und im lau-
fenden Gesamthandsgewinn enthalten ist, ist bei der 
Gewinnermittlung durch Einnahmen-Überschuss-
Rechnung abweichend vom allgemeinen Gewinnver-
teilungsschlüssel zuzurechnen, wenn die zugrundelie-
genden Aufwendungen ausschließlich einem Mitun-
ternehmer zugutegekommen sind. So entschied der 
Bundesfinanzhof. 
Für die Zurechnung eines solchen Mehrgewinns bei 
diesem Mitunternehmer sei bei der Gewinnermittlung 
durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung unerheblich, 
ob der Mitunternehmerschaft aufgrund der unrecht-
mäßigen Verausgabung der Gesellschaftsmittel ein Er-
satzanspruch zustehe, der im Gewinnermittlungszeit-
raum der Verausgabung uneinbringlich oder wertlos 
sei.  

Kostendeckelung bei Leasingfahrzeugen und EÜR 
Eine beim Vertragsabschluss geleistete Leasingson-
derzahlung für einen Firmenwagen ist laut Bundes- 
finanzhof für Zwecke der Kostendeckelung auch dann 
periodengerecht auf die einzelnen Jahre des Leasing-
zeitraums zu verteilen, wenn der Steuerpflichtige sei-
nen Gewinn durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung 
ermittelt.  

Hinweis 
Mit dieser Entscheidung ist der Bundesfinanzhof der 
Linie der Finanzverwaltung gefolgt und hat eine frü-
her bei Einnahmen-Überschuss-Rechnern beliebte 
Gestaltung verworfen. 

Bildung einer Rückstellung für Verpflichtungen 
aus einem Kundenkartenprogramm 
Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, ob die auf 
einem Bonuspunktesystem beruhende Verpflichtung 
eines Einzelhändlers, Kunden bei zukünftigen Einkäu-
fen Rabatte zu gewähren, die sich nach einem Prozent-
satz der in der Vergangenheit getätigten Umsätze be-
messen, bereits mit der Ausgabe der entsprechenden 
Gutscheine oder aber erst durch zukünftige Einkäufe 
des jeweiligen Kunden wirtschaftlich verursacht ist und 
ob insoweit das Passivierungsverbot des § 5 Abs. 2a 
EStG eingreift. 
Wenn sich ein Handelsunternehmen gegenüber den 
an seinem Kundenkartenprogramm teilnehmenden 
Kunden verpflichtet, diesen im Rahmen eines Wa-
renkaufs in Abhängigkeit von der Höhe des Wa-
renkaufpreises Bonuspunkte bzw. Gutscheine zu ge-
währen, die der Karteninhaber innerhalb des Gültig-
keitszeitraums bei einem weiteren Warenkauf als Zah-
lungsmittel einsetzen kann, ist für die am Bilanzstich-
tag noch nicht eingelösten Bonuspunkte bzw. Gut-
scheine eine Rückstellung für ungewisse Verbindlich-
keiten zu bilden, wenn wahrscheinlich ist, dass die Ver-
bindlichkeit entsteht und dass das Unternehmen in 
Anspruch genommen werden wird. 
Eine entsprechende Anrechnungsverpflichtung stelle 
keine Verpflichtung dar (§ 5 Abs. 2a EStG). 

Erbschaftsteuer 

Anlaufhemmung bei der Erbschaftsteuer bei un-
klaren Verhältnissen 
Um die Verjährungsfrist für die Erbschaftsteuer in 
Gang zu setzen, muss der Erbe mit einer solchen Zu-
verlässigkeit und Gewissheit Kenntnis von seinem un-
angefochtenen Erbschaftserwerb erlangt haben, dass 
er in der Lage ist und von ihm deshalb auch erwartet 
werden kann, seine Anzeigepflicht (§ 30 ErbStG) zu er-
füllen. So entschied das Sächsische Finanzgericht. 
Der Anlauf der Festsetzungsfrist wurde im Streitfall 
auch nicht aus anderen Gründen in Gang gesetzt. Die 
Anzeige des Erbfalls durch andere als den Erben, zum 
Beispiel eine Bank, lasse die Festsetzungsfrist nicht be-
ginnen. 
Bei völlig unklaren Verhältnissen könne im Einzelfall 
Kenntnis erst mit der Erteilung des Erbscheins vorlie-
gen. Wenn ein Nachlasspfleger eingesetzt werde, 
stehe es im Ermessen des Finanzamts, den Erbschaft-
steuerbescheid diesem gegenüber zu erlassen. 
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Grunderwerbsteuer 

Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer bei 
Grundstückserwerb von erschließungspflichtiger 
Gemeinde 
Beim Erwerb eines unerschlossenen Grundstücks von 
einer erschließungspflichtigen Gemeinde ist die 
Grunderwerbsteuer regelmäßig nur auf den Preis für 
das unerschlossene Grundstück zu zahlen. Dies gilt 
auch dann, wenn der Erwerber sich vertraglich ver-
pflichtet, für die künftige Erschließung einen bestimm-
ten Betrag an die Gemeinde zu zahlen. Dies entschied 
der Bundesfinanzhof. 
Im Streitfall erwarb die Klägerin von der erschließungs-
pflichtigen Gemeinde einen Miteigentumsanteil an ei-
nem unbebauten und unerschlossenen Grundstück. In 
dem Kaufvertrag waren Entgelte für das Grundstück 
und für die künftige Erschließung jeweils gesondert 
ausgewiesen. Das beklagte Finanzamt setzte Grund-
erwerbsteuer fest und legte als Bemessungsgrundlage 
den Gesamtpreis unter Einbeziehung der Erschlie-
ßungskosten zugrunde.  
Der Bundesfinanzhof entschied, dass ein solcher Ver-
trag regelmäßig in einen privatrechtlichen Vertrag 
über den Erwerb des unerschlossenen Grundstücks 
und einen öffentlich-rechtlichen Vertrag über die Ab-
lösung des Erschließungsbeitrags aufzuteilen ist. Eine 
solche Ablösungsabrede sei nur öffentlich-rechtlich 
zulässig; als privatrechtliche Vereinbarung wäre sie 
nichtig. Das Vertragswerk sei jedoch so auszulegen, 
dass es weitestmöglich wirksam bleibt. Der Verkauf ei-
nes noch zu erschließenden Grundstücks durch die er-
schließungspflichtige Gemeinde sei nach Auffassung 
der Richter nicht mit dem Verkauf durch einen privaten 
Erschließungsträger zu verwechseln. 

Verfahrensrecht 

Verantwortlichkeit eines „nominellen“ Geschäfts-
führers für die Erfüllung der steuerlichen Pflichten 
der GmbH 
Die Verantwortlichkeit eines Geschäftsführers für die 
Erfüllung der steuerlichen Pflichten der GmbH ergibt 
sich allein aus der nominellen Bestellung zum Ge-
schäftsführer. Dies sei auch dann der Fall, wenn der 
Geschäftsführer nur als Strohmann fungiere, so das  
Finanzgericht Münster. 
Gemäß § 69 Satz 1 AO haften die in den §§ 34 und 35 
AO bezeichneten Personen, soweit Ansprüche aus 
dem Steuerschuldverhältnis in Folge vorsätzlicher oder 
grob fahrlässiger Verletzung der ihnen auferlegten 
Pflichten nicht oder nicht rechtzeitig festgesetzt oder 
erfüllt werden. Zu den potenziellen Haftungsschuld-
nern gehören u. a. die gesetzlichen Vertreter juristi-
scher Personen. Gesetzlicher Vertreter einer GmbH ist 
deren Geschäftsführer. Gemäß § 34 Abs. 1 Satz 1 AO 
haben die gesetzlichen Vertreter juristischer Personen 
und die Geschäftsführer von nicht rechtsfähigen Per-
sonenvereinigungen deren steuerliche Pflichten zu er-
füllen. 
Die Klägerin war als (einzige) nominelle Geschäftsfüh-
rerin und spätere Liquidatorin der GmbH deren ge-
setzliche Vertreterin, und zwar von der Gründung der 
Gesellschaft im Jahr 2007 bis in das Jahr 2017. Inwie-
weit die Klägerin diese Aufgabe tatsächlich erfüllt 
habe, sei tatbestandlich ebenso ohne Bedeutung wie 
der Umstand, dass ihr Ehemann tatsächlich die Ge-
schäfte der GmbH geführt habe. Da es den Eheleuten 
gerade auf die Bestellung der Klägerin als Geschäfts-
führerin ankam, liege auch nicht etwa ein Scheinge-
schäft vor. Dass die Klägerin in der GmbH nicht tat-
sächlich die Geschäfte führte, sondern nur als Stroh-
frau fungierte, ändere an der objektiv vorliegenden 
Pflichtverletzung nichts.  
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Termine Steuern/Sozialversicherung Februar/März 2023
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.02.20231 10.03.20231 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Entfällt 10.03.2023 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 10.03.2023 

Umsatzsteuer 10.02.20232 10.03.20233 

Umsatzsteuer Sondervorauszahlung 10.02.2023 Entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 13.02.2023 13.03.2023 

Scheck5 10.02.2023 10.03.2023 

Gewerbesteuer 15.02.2023 Entfällt 

Grundsteuer 15.02.2023 Entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 20.02.2023 Entfällt 

Scheck5 15.02.2023 Entfällt 

Sozialversicherung6 24.02.2023 29.03.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-

dige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 22.02.2023/27.03.2023, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Januarausgabe der Mandanten-Monatsinformation steht ganz im Zei-
chen des Jahreswechsels und informiert damit schwerpunktmäßig über die 
wichtigsten (steuer-)rechtlichen Neuerungen und Änderungen für das Jahr 
2023. 
 
Das dritte Entlastungspaket enthält weitere Maßnahmen, die größtenteils 
mit dem vom Bundestag am 02.12.2022 sowie Bundesrat am 16.12.2022 
verabschiedeten Jahressteuergesetz 2022 umgesetzt wurden. 
 
Das Jahressteuergesetz 2022 vereint zahlreiche Einzeländerungen im Steu-
errecht, die sowohl zu Entlastungen als auch Erhöhungen führen. Steuer-
vorteile ergeben sich unter anderem für den Mietwohnungsbau, den Be-
trieb kleiner Solarstromanlagen und das Arbeiten im Homeoffice. Ände-
rungen im Bewertungsgesetz werden hingegen oftmals zu höheren Steu-
erbeträgen bei der Übertragung von Immobilienvermögen führen. Für Un-
ternehmen in der Erdöl-, Erdgas-, Kohle- und Raffineriewirtschaft sieht das 
Gesetz eine Übergewinnabgabe vor. 
 
Zudem will die Bundesregierung mit den Strom- und Gas- und Wärme-
preisbremsen Privathaushalte und Unternehmen von den stark gestiege-
nen Energiekosten entlasten. Nach dem Bundestag hat nun auch der  
Bundesrat abschließend grünes Licht für die Gesetze gegeben. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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(Steuerliche) Änderungen 2022/2023 
 
Haus- und Wohnungsbesitzer müssen ihre Grund-
steuererklärung bis Ende Januar 2023 abgeben. Ur-
sprünglich war als Frist Ende Oktober gesetzt.  
Bei sog. Midi-Jobs (Verdienst bisher: 520,01 Euro bis 
1.600,00 Euro) steigt im Jahr 2023 die Verdienstgrenze. 
Künftig dürfen monatlich bis zu 2.000 Euro verdient 
werden. Bis zu dieser Grenze gilt, dass Beschäftigte ge-
ringere Sozialversicherungsbeiträge zahlen müssen. 
Arbeitgeber sind von 2023 an verpflichtet, am Melde-
verfahren zur elektronischen Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung (eAU) teilzunehmen. Kranke Arbeit-
nehmer, die gesetzlich versichert sind, müssen ihrem 
Arbeitgeber dann keine AU-Bescheinigung auf Papier 
mehr vorlegen, bekommen aber in der Praxis einen 
Ausdruck für ihre Unterlagen. 
Vermieter müssen sich ab Januar in vielen Fällen an der 
Klimaabgabe ihrer Mieter fürs Heizen beteiligen. Der 
sog. CO2-Preis wird nach einem 10-Punkte-Stufenmo-
dell zwischen Mieter und Vermieter aufgeteilt. Je we-
niger klimafreundlich das Haus ist, desto mehr muss 
der Vermieter übernehmen. Bislang müssen Mieter die 
Abgabe zahlen, die helfen soll, den klimaschädlichen 
Kohlendioxid-Ausstoß zu senken. 
Der Grundfreibetrag - also das steuerfreie Existenz- 
minimum - steigt um 561 Euro auf 10.908 Euro (Infla-
tionsausgleichsgesetz). Der Spitzensteuersatz von  
42 %, der im Moment ab einem zu versteuernden Ein-
kommen von 58.597 Euro greift, ist im Jahr 2023 ab 
62.810 Euro fällig. 
Das Kindergeld steigt zum 01.01.2023 auf einheitlich 
250 Euro pro Monat und Kind. Der Kinderfreibetrag 
soll für jeden Elternteil rückwirkend im Jahr 2022 von 
2.730 Euro auf 2.810 Euro (= + 80 Euro), im Jahr 2023 
von 2.810 Euro auf 3.012 Euro (= + 202 Euro) und im 
Jahr 2024 von 3.012 Euro auf 3.192 Euro (+ 180 Euro) 
angehoben werden. Der Unterhaltshöchstbetrag für 
2022 wurde rückwirkend von 9.984 Euro auf 
10.347 Euro angehoben. Da der Unterhaltshöchstbe-
trag dem Grundfreibetrag entspricht, steigt er 2023 
und 2024 entsprechend an. 
Die Krankenkassenbeiträge - momentan im Schnitt 
bei 15,9 % – werden im neuen Jahr 2023 um voraus-
sichtlich 0,3 Punkte auf im Schnitt 16,2 % angehoben. 
In der gesetzlichen Rentenversicherung werden zum 
01.01.2023 die Hinzuverdienstmöglichkeiten bei 
vorgezogenen Altersrenten und Erwerbsminderungs-
renten grundlegend reformiert. Frührentner können 

dann beliebig viel hinzuverdienen, ohne dass ihnen die 
Rente gekürzt wird. Im Bereich der Erwerbsminde-
rungsrenten werden die Hinzuverdienstmöglichkeiten 
deutlich ausgeweitet. 
Im Künstlersozialversicherungsgesetz wird für Be-
rufsanfänger die Möglichkeit erweitert, sich bei erst-
maliger Aufnahme einer selbstständigen künstleri-
schen oder publizistischen Tätigkeit von der Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und Pflege-
versicherung befreien zu lassen. Außerdem wird es 
Künstlern künftig dauerhaft möglich sein, sich mit 
nicht-künstlerischer Tätigkeit etwas hinzuzuverdienen. 

Jahressteuergesetz 2022 
 
Das Jahressteuergesetz 2022 reagiert auf aktuelle Er-
fordernisse, setzt EU-Vorgaben und die Ergebnisse der 
Rechtsprechung um, regelt fachliche Fragen und kor-
rigiert redaktionelle Fehler. Mit mehr als 100 Einzelre-
gelungen quer durch das Steuerrecht ändert es eine 
Vielzahl von Gesetzen. 
Anpassung von Pauschalen und Freibeträgen 
Vereinfacht werden die Regelungen für ein häus-li-
ches Arbeitszimmer. Aufwendungen dafür sind - so-
weit der Mittelpunkt der Tätigkeit im Arbeitszimmer 
liegt - auch dann abziehbar, wenn für die betriebliche 
oder berufliche Tätigkeit ein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung steht. Zur Erleichterung soll in diesen Fällen 
auch die Wahl eines pauschalen Abzugs in Höhe von 
1.260 Euro im Jahr möglich sein. Damit soll sicherge-
stellt werden, dass Steuerpflichtige nicht schlechter 
gestellt werden als solche, die nur die Homeoffice-
Pauschale abziehen. Durch die Fortführung und Ver-
besserung der Homeoffice-Pauschale können Steu-
erpflichtige dauerhaft für jeden Kalendertag, an dem 
sie ausschließlich zuhause arbeiten, einen Betrag von 
sechs Euro geltend machen - ab 2023 maximal 1.260 
statt bisher 600 Euro. Damit sind künftig 210 Home-
office-Tage begünstigt. Die Regelung gilt auch, wenn 
kein häusliches Arbeitszimmer zur Verfügung steht. 
Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag bei den Werbungs-
kosten steigt ab 01.01.2023 von 1.200 auf 1.230 Euro. 
Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wird 
von 4.008 Euro auf 4.260 Euro angehoben. Der Sparer-
Pauschbetrag für Zins- und Kapitaleinkünfte wird von 
801 Euro auf 1.000 Euro erhöht. Der Ausbildungsfrei-
betrag steigt von 924 auf 1.200 Euro. 
Abschreibungen im Wohnungsbau 
Für Fertigstellungen ab 01.07.2023 wird die lineare Ab-
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schreibung für Wohngebäude von 2 % auf 3 % ange-
hoben. Auch für den Mietwohnungsbau wurden bes-
sere Abschreibungsmöglichkeiten beschlossen: Die 
Sonderabschreibung wird fortgeführt, wird aber an kli-
mafreundliches Bauen gekoppelt. Laut Gesetz können 
für vier Jahre jeweils 5 % der Herstellungskosten steu-
erlich abgesetzt werden, solange die Baukosten nicht 
über 4.800 Euro pro Quadratmeter liegen und der sehr 
hohe Standard des Energieeffizienzhauses 40 einge-
halten wird. 
Photovoltaikanlagen steuerfrei 
Einnahmen aus kleinen Solarstromanlagen sind rück-
wirkend ab Jahresanfang 2022 steuerfrei. Ab 2023 ent-
fällt für Kauf und Installation von Photovoltaikanlagen 
bis zu einer Leistung von 30 Kilowatt und Stromspei-
chern die Umsatzsteuer von 19 % (und somit auch der 
Vorsteuerabzug!).  
Besteuerung von Energie-Entlastungen 
Infolge der hohen Energiepreise erhalten Gas- und 
Wärmekunden eine staatliche Soforthilfe. Im Dezem-
ber 2022 übernimmt der Bund die Abschlagszahlun-
gen. Als Beitrag zur sozialen Ausgewogenheit soll die-
ser Vorteil besteuert werden. Die Versteuerung erfolgt 
im Jahr der Endabrechnung - also in dem auf das Ver-
brauchsjahr folgende Steuerjahr 2023. Die Besteue-
rung trifft ausschließlich Soli-Zahler; eine Freigrenze 
stellt dies sicher. An diese Freigrenze schließt sich eine 
„Einstiegsphase“ in die Besteuerung an, in deren Ver-
lauf diese aufwächst. Dadurch wird ein sog. Fallbeilef-
fekt vermieden; damit gemeint ist eine sofortige Voll-
besteuerung, wenn die Freigrenze nur geringfügig 
überschritten wird. 
Altersvorsorge 
Der vollständige Sonderausgabenabzug für Altersvor-
sorgeaufwendungen soll schon ab 2023 vollzogen 
werden. Bisher waren für 2023 noch 96 % und 98 % für 
2024 vorgesehen. Mithilfe der Änderung soll eine dop-
pelte Besteuerung vermieden werden. 
Immobilienerbe wird teurer 
Die Übertragung von Immobilienvermögen – etwa 
durch Schenkungen und Erbschaften – wird teurer: Än-
derungen im Bewertungsgesetz können dazu führen, 
dass bei der Wertermittlung einer Immobilie der steu-
erliche Wert ab Jahresanfang 2023 höher angesetzt 
werden muss. Ziel ist eine verkehrswertnähere Bewer-
tung. Dadurch könnten Erbschaft-, Schenkung- und 
Grunderwerbsteuer höher ausfallen. 
Steuer-ID: Direkter Auszahlungsweg 
Mit dem Jahressteuergesetz wird erstmals ein direkter 

Auszahlungsweg für die Möglichkeit staatlicher Hilfen 
unter Nutzung der steuerlichen Identifikationsnummer 
geschaffen. Dadurch soll die Auszahlung bestimmter 
zukünftiger Leistungen des Bundes wie zum Beispiel 
Nothilfen oder Klimagelder erleichtert werden. 
Übergewinnsteuer für Unternehmer 
Unternehmen in der Erdöl-, Erdgas-, Kohle- und Raffi-
neriewirtschaft sollen einen auf die Wirtschaftsjahre 
2022 und 2023 befristeten Energiekrisenbeitrag leis-
ten. Damit wird eine EU-Vorgabe umgesetzt. Gewinne, 
die im Vergleich zu den Vorjahren den Durchschnitts-
gewinn um 20 % übersteigen, werden mit  
33 % besteuert. Die auf eine bis drei Milliarden Euro 
geschätzten Einnahmen sollen zur Finanzierung der 
Strompreisbremse für Verbraucher beitragen. 

Energiepreisbremse 

Preisdeckel für Strom, Gas und Wärme 
Nach dem Bundestag hat nun auch der Bundesrat ab-
schließend grünes Licht für die Gesetze zur Entlastung 
von Privathaushalten und Unternehmen von den stark 
gestiegenen Energiekosten gegeben. 
Für Bürger sowie kleine und mittlere Unternehmen gilt 
die Gaspreisbremse ab März 2023 und umfasst auch 
rückwirkend die Monate Januar und Februar. Das be-
deutet, dass ein Kontingent von 80 % ihres Erdgasver-
brauchs zu 12 Cent je kWh gedeckelt wird, es dafür 
also einen Rabatt im Vergleich zum Marktpreis gibt. 
Für Wärme beträgt der gedeckelte Preis 9,5 Cent je 
kWh. Für den restlichen Verbrauch muss der normale 
Marktpreis gezahlt werden. Im März werden diese Ver-
braucher zusätzlich einmalig einen rückwirkenden Ent-
lastungsbetrag für die Monate Januar und Februar er-
halten. Um den Zeitraum bis zur Gaspreisbremse zu 
überbrücken, übernimmt der Bund zudem den De-
zember-Abschlag für private Haushalte sowie kleine 
und mittlere Unternehmen. 
Die Strompreisbremse deckelt den Strompreis für 
Haushalte und Kleingewerbe mit einem jährlichen Ver-
brauch von bis zu 30.000 kWh auf 40 Cent pro kWh. 
Das gilt für ein Kontingent in Höhe von 80 % des his-
torischen Verbrauchs, also in der Regel des Vorjahres-
verbrauchs. Für mittlere und große Unternehmen mit 
mehr als 30.000 kWh Jahresverbrauch liegt der Preis-
deckel bei 13 Cent pro kWh - zuzüglich Netzentgelte, 
Steuern, Abgaben und Umlagen. Das gilt für ein Kon-
tingent in Höhe von 70 % ihres historischen Ver-
brauchs. Oberhalb des jeweils rabattierten Kontin-
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gents fallen die üblichen Strompreise an. Energiespa-
ren lohnt sich also weiterhin.  
Für Haushalte, die mit Pellets, Heizöl oder Flüssiggas 
heizen, wird eine Härtefallregelung eingerichtet. Dazu 
stellt der Bund im Wirtschaftsstabilisierungsfonds ma-
ximal 1,8 Mrd. Euro zur Verfügung. Die Bundesländer 
können die Mittel für Zuschüsse zur Deckung der Heiz-
kosten einsetzen. Hierzu werden Bund und Länder eine 
Verwaltungsvereinbarung treffen. 

Einkommensteuer 

Zeitpunkt des Wegfalls eines negativen Kapital-
kontos 
Das Finanzgericht Münster hat zum Zeitpunkt des 
Wegfalls eines negativen Kapitalkontos Stellung ge-
nommen. 
Das Kapitalkonto falle - mit der Konsequenz des Ein-
tritts der daran geknüpften Folgen - zu dem Zeitpunkt 
weg, zu dem feststehe, dass ein Ausgleich des negati-
ven Kapitalkontos mit zukünftigen Gewinnanteilen 
nicht mehr in Betracht komme, spätestens im Moment 
der Betriebsveräußerung oder -aufgabe. Ob und in 
welcher Höhe ein Ausgleich des negativen Kapitalkon-
tos nicht mehr in Betracht komme, müsse mit an Si-
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit feststehen, 
etwa aufgrund einer Betriebseinstellung bei fehlenden 
stillen Reserven im Gesellschaftsvermögen oder Ab-
lehnung der Eröffnung des Insolvenzverfahrens man-
gels Masse. Maßgeblich seien die Verhältnisse am Bi-
lanzstichtag unter Berücksichtigung werterhellender 
Umstände bis zur Aufstellung der Bilanz. Die Feststel-
lungslast trage das Finanzamt. 

Doppelte Haushaltsführung: Keine Berücksichti-
gung eines separat von der Wohnung angemiete-
ten Pkw-Stellplatzes 
Die Aufwendungen für einen separat von der Woh-
nung angemieteten Pkw-Stellplatz gehören nicht zu 
den - der Höhe nach nur beschränkt mit maximal 1.000 
Euro pro Monat abziehbaren - Aufwendungen für die 
Nutzung der „Unterkunft”. So entschied das Finanzge-
richt Mecklenburg-Vorpommern. 
Anders wäre es dann, wenn Wohnung und Stellplatz 
stets eine untrennbare Einheit bilden würden, oder 
möglicherweise auch dann, wenn im Einzelfall Woh-
nung und Stellplatz nur zusammen angemietet wer-
den konnten und zusammen angemietet worden 

seien. Ersteres treffe allgemein nicht zu, da eine Woh-
nung in vielen Fällen (gerade in Großstädten) auch 
ohne Stellplatz angemietet oder erworben werden 
könne; und Letzteres treffe im Streitfall nicht zu. 

Lohnsteuer 

Sachbezugswerte 2023 
Wenn Mahlzeiten arbeitstäglich unentgeltlich oder 
verbilligt an die Arbeitnehmer abgegeben werden, 
muss diese Zuwendung des Arbeitgebers lohnsteuer-
lich bewertet werden. Mit der „Dreizehnten Verord-
nung zur Änderung der Sozialversicherungsentgelt-
verordnung“ stehen die Sachbezugswerte für das Jahr 
2023 fest. Maßgeblich für die Wertebestimmung war 
der Verbraucherpreisindex im Zeitraum von Juni 2021 
bis Juni 2022. Die Werte spiegeln somit den hohen In-
flationsanstieg nur teilweise wider. 
Die Werte im Überblick: 
Der monatliche Sachbezugswert für verbilligte oder 
unentgeltliche Mahlzeiten beträgt ab 01.01.2023 288 
Euro. Damit sind für ein Frühstück kalendertäglich 2,00 
Euro und für ein Mittag- oder Abendessen kalender-
täglich 3,80 Euro anzusetzen. Der kalendertägliche Ge-
samtwert für Verpflegung liegt demnach bei 9,60 Euro. 
Ab dem 01.01.2023 beträgt der Sachbezugswert für 
freie oder verbilligte Unterkunft an Arbeitnehmer 
265 Euro. Daraus ergibt sich ein kalendertäglicher Wert 
ab dem 01.01.2023 in Höhe von 8,83 Euro. Der Wert 
der Unterkunft kann auch mit dem ortsüblichen Miet-
preis bewertet werden, wenn der Tabellenwert im Ein-
zelfall unbillig wäre. 
Die Sachbezugswerte 2023 sind bereits ab dem ersten 
Abrechnungsmonat des Jahres 2023 maßgeblich, da 
die geänderte SvEV am 01.01.2023 in Kraft treten. Die 
vorgenannten Sachbezugswerte unterliegen sowohl 
der Steuer- als auch der Beitragspflicht in der Sozi-
alversicherung. 

Umsatzsteuer 

Unternehmereigenschaft bei planmäßigem An- 
und Verkauf im Rahmen eines Internethandels 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass ein Verkäufer, 
der auf jährlich mehreren hundert Auktionen Waren 
über „eBay“ veräußert, eine nachhaltige und damit um-
satzsteuerrechtlich eine unternehmerische steuer-
pflichtige Tätigkeit ausübt. Die Aufzeichnungspflichten 
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gehören nicht zu den materiellen Voraussetzungen 
der Differenzbesteuerung. Ein Verstoß gegen die Auf-
zeichnungspflichten führt deshalb nicht grundsätzlich 
zur Versagung der Differenzbesteuerung. 
Im Streitfall erwarb die Klägerin bei Haushaltsauflö-
sungen Gegenstände und verkaufte diese über einen 
Zeitraum von fünf Jahren auf der Internet-Auktions-
Plattform „eBay“ in ca. 3.000 Versteigerungen und er-
zielte daraus Einnahmen von rund 380.000 Euro. 

Ermäßigter Umsatzsteuersatz in Gastronomie und 
9 % Vorsteuerpauschale für Landwirte zum 
01.01.2023 
Der Bundesrat beschloss am 07.10.2022, dass es bis 
Ende 2023 beim reduzierten Umsatzsteuersatz von  
7 % auf Restaurant- und Verpflegungsdienstleistun-
gen (mit Ausnahme der Abgabe von Getränken) bleibt. 
Außerdem wurden der Durchschnittssatz und die Vor-
steuerpauschale für Landwirte ab 01.01.2023 auf 9 % 
angepasst.  

Gewerbesteuer 

Auswirkungen der Doppelbesteuerung von Ein-
künften mit Gewerbe- und Einkommensteuer 
Die Einkünfte aus einem Gewerbebetrieb unterliegen 
sowohl der Gewerbesteuer als auch der Einkommen-
steuer bzw. bei Körperschaften der Körperschaft-
steuer. Um eine Überlastung der natürlichen Personen 
mit beiden Steuern zu vermeiden, wird die Gewerbe-
steuer in typisierender Weise auf die Einkommens-
teuer der natürlichen Personen angerechnet, bei Kör-
perschaften gibt es keine Anrechnung.  
Die Anrechnung erfolgt über eine Pauschalierung des 
Anrechnungsbetrages mit dem 3,8-Fachen des festge-
setzten Gewerbesteuermessbetrags. In der Auswir-
kung wird damit die Gewerbesteuer bis zu einem He-
besatz von 400 % angerechnet. Bei höheren Hebesät-
zen, wie sie in allen Gemeinden mit über 80.000 Ein-
wohnern festgesetzt wurden, wirkt die Anrechnung 
daher nicht vollständig. Ist der Hebesatz niedriger, 
wirkt eine Begrenzung auf den Betrag der tatsächlich 
gezahlten Gewerbesteuer einer fiktiven Anrechnung 
entgegen. Aber auch bei der Einkommen-steuer gibt 
es einen Höchstbetrag der Ermäßigung. Da bei vielen 
natürlichen Personen mehrere Einkunftsarten zum zu 

versteuernden Einkommen beitragen, wird nur die an-
teilige Einkommensteuer gemindert, die auf die ge-
werblichen Einkünfte entfällt. Das folgende Beispiel 
zeigt, wie sich die Begrenzungen auswirken:  
 Einkünfte aus Gewerbebetrieb = 120.000 Euro 
 Übrige Einkünfte = 80.000 Euro 
 Abzug für Sonderausgaben etc. = 10.000 Euro 
 Einkommensteuer auf 190.000 Euro zu versteuerndes Ein-

kommen = 70.663 Euro  
 Davon anteilig auf gewerbliche Einkünfte = 42.398 Euro 
 Gewerbesteuer bei natürlichen Personen bei Hebesatz 520 

% = 17.381 Euro 
 Davon anrechnungsfähig: 3,342 Euro x 3,8 = 12.700 Euro  
 Verbleibende Einkommensteuer = 57.963 Euro 
Ein erheblicher Teil der Einkünfte wird demnach wei-
terhin mit Gewerbesteuer und Einkommensteuer be-
lastet. Bei Personengesellschaften wird der Gewerbe-
steuermessbetrag auf die Gesellschafter im Verhältnis 
der handelsrechtlichen quotalen Gewinnverteilung 
aufgeteilt. Dies hat zur Folge, dass Vorabgewinnan-
teile, Tätigkeitsvergütungen, Zinsen für Gesellschafter-
Darlehen und auch Mieten für Sonderbetriebsvermö-
gen nicht bei der Aufteilung berücksichtigt werden. 
Dadurch werden Gesellschafter, die diese Vergütun-
gen erhalten, dafür nicht von der Gewerbesteuer ent-
lastet. Dies kann nur im Wege einer zivilrechtlichen 
Vereinbarung erfolgen. Weiteres Gewerbesteuer-An-
rechnungspotenzial geht verloren, wenn Kapital-ge-
sellschaften an der Personengesellschaft beteiligt sind, 
denn diese Gesellschaften erhalten keine Anrechnung. 

Verfahrensrecht 

Voraussetzungen für den Übergang zur Außen-
prüfung bei einer Kassen-Nachschau 
Wenn bei der Kassen-Nachschau dem Prüfer nicht die 
erbetenen Unterlagen übergeben werden, ist dies ein 
Grund, den Übergang zur Betriebsprüfung anzuord-
nen. So entschied das Finanzgericht Hamburg. Der Be-
triebsprüfer verwirke nicht die Möglichkeit des Über-
gangs, wenn er diesen nicht sofort anordne, sondern 
er dem Steuerpflichtigen zunächst die Chance ein-
räumt, die Unterlagen nachzureichen. 

Termine Steuern/Sozialversicherung Januar/Februar 2023 
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Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.01.20231 10.02.20232 
Umsatzsteuer 10.01.20233 10.02.20234 

Umsatzsteuer Sondervorauszahlung Entfällt 10.02.2023 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 13.01.2023 13.02.2023 

Scheck6 10.01.2023 10.02.2023 

Gewerbesteuer Entfällt 15.02.2023 

Grundsteuer Entfällt 15.02.2023 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 Entfällt 20.02.2023 

Scheck6 Entfällt 15.02.2023 

Sozialversicherung7 27.01.2023 24.02.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-

dige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für das abgelaufene 
Kalenderjahr. 

2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werk-
tag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.01.2023/22.02.2023, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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